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Gesetz betreffend die Stärkung der Hochschullandschaft (Hochschulstär-

kungsgesetz) 
 

Vom X. Monat 2025 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 
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Artikel 1 
Änderung des Hochschulgesetzes 

 
 

 
§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 
und nach Maßgabe von Teil 9 für die Anerkennung von Bildungseinrichtun-
gen als Hochschulen und als Kunsthochschulen, für die staatlich anerkannten 
Hochschulen und Kunsthochschulen, und für den Betrieb nichtstaatlicher 
Hochschulen und Kunsthochschulen in Nordrhein-Westfalen sowie für Bil-
dungseinrichtungen, die nach Maßgabe von Teil 9 Bildung anbieten. Für 
die Verleihung und Führung von Graden sowie hinsichtlich der Zuständig-
keit für die Bewertung ausländischer Hochschulqualifikationen auf der Basis 
des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hoch-
schulbereich in der europäischen Region vom 11. April 1997 (BGBl. 2007 II 
S. 712, 713) gilt dieses Gesetz nach Maßgabe des § 69. Dieses Gesetz gilt 
nicht für Fachhochschulen des Landes, die ausschließlich Ausbildungsgänge 
für den öffentlichen Dienst anbieten. 

(2) Folgende Hochschulen sind im Sinne dieses Gesetzes Universitäten: 

1. (…)  

14. die Universität Wuppertal. 

Folgende Hochschulen für angewandte Wissenschaften sind im Sinne dieses 
Gesetzes Hochschulen für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen: 
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1. (…)  

15. die FH Fachhochschule Münster und 

16. die Hochschule Niederrhein in Krefeld und Mönchengladbach. 

Soweit in diesem Gesetz oder in anderen Gesetzen, Rechtsvorschriften 
oder Verfügungen die Bezeichnung „Fachhochschule“ verwendet wird, 
ist diese Bezeichnung gleich der Bezeichnung „Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften“ im Sinne dieses Gesetzes. 

 
§ 2 

Rechtsstellung 

(5) Die Hochschulen können sich in ihrer Grundordnung eigene Namen ge-
ben und Wappen und Siegel führen; die die Namensgebung regelnde Vor-
schrift der Grundordnung bedarf der Genehmigung des Ministeriums. Die 
Hochschulen können zudem im internationalen Verkehr ihre Bezeichnungen 
in einer fremdsprachigen Übersetzung führen; bei den Hochschulen für an-
gewandte Wissenschaften Fachhochschulen darf dabei die Gefahr einer 
Verwechslung mit der Bezeichnung einer Universität nicht gegeben sein. 
Hochschulen ohne eigene Wappen und Siegel führen das Landeswappen und 
das kleine Landessiegel. 

(6) Für die Errichtung juristischer Personen des öffentlichen Rechts durch 
die Hochschulen gilt § 10077a. 

 
§ 3 

Aufgaben 

(2) Die Hochschulen für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen 
bereiten vermitteln durch anwendungsbezogene Lehre und Studium eine 
Ausbildung, die zu selbständiger Anwendung und Weiterentwicklung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden und zu künstlerischen 
Tätigkeiten in der Berufspraxis befähigt im In- und Ausland vor, die die 
Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden oder die Fähig-
keit zu künstlerischer Gestaltung erfordern. Sie nehmen betreiben anwen-
dungsorientierte Forschungs- und Entwicklung Entwicklungsaufgaben, 
und nehmen künstlerisch-gestalterische Aufgaben sowie Aufgaben des Wis-
senstransfers (insbesondere wissenschaftliche Weiterbildung, Technologie-
transfer, Förderung von Ausgründungen) wahr. Absatz 1 Satz 2 und 4 gilt 
entsprechend. 

(3) Die Hochschulen fördern die Entwicklung und den Einsatz des Fern- und 
Verbundstudiums und können dabei und beim Wissenstransfer sich privat-
rechtlicher Formen bedienen und mit Dritten zusammenarbeiten. Die Hoch-
schulen sollen ergänzend Lehrangebote in Form elektronischer Information 
und Kommunikation (Online-Lehrangebote) sowie Maßnahmen zur Unter-
stützung der Lehrangebote durch elektronisch basierte Methoden und Instru-
mente entwickeln. Zur Sicherung der Qualität in Studium und Lehre, zur ei-
genverantwortlichen Steuerung des Hochschulwesens mit dem Ziel der Stär-
kung der hochschulischen Leistungsfähigkeit sowie zur Sicherung des infor-
mationellen Selbstbestimmungsrechts der an Online-Lehrangeboten und den 
Maßnahmen nach Satz 2 Teilnehmenden kann das Ministerium durch 
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Rechtsverordnung das Nähere zur Erprobung, zur Einführung und zum Um-
fang der Online-Lehrangebote einschließlich von Online-Prüfungen sowie 
der Maßnahmen zur Unterstützung der Lehrangebote durch elektronisch ba-
sierte Methoden und Instrumente regeln. Soweit duale Studiengänge und 
Modellstudiengänge im Gesundheitswesen betroffen sind, bedarf die Rechts-
verordnung des Einvernehmens mit dem für Gesundheit zuständigen Minis-
terium. 

(4) Die Hochschulen fördern bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die tat-
sächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern in 
der Hochschule und wirken auf die Beseitigung der für Frauen bestehenden 
Nachteile hin. Bei allen Vorschlägen und Entscheidungen sind die ge-
schlechtsspezifischen Auswirkungen zu beachten (Gender Mainstreaming). 
Die Hochschulen berücksichtigen dietragen der Vielfalt ihrer Mitglieder 
(Diversity Management). Sie tragensowie den berechtigten Interessen ihres 
Personals an guten Beschäftigungsbedingungen angemessen Rechnung; auf 
den Vertrag über gute Beschäftigungsbedingungen für das Hochschul-
personal vom 22. März 2016 in der jeweils verbindlichen Fassung wird 
hingewiesen. 

(5) Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit. 
Sie berücksichtigen mit angemessenen Vorkehrungen die besonderen Be-
dürfnisse Studierender und Beschäftigter mit Behinderungen oder chroni-
scher Erkrankung oder mit Verantwortung für nahe Angehörige mit Pflege- 
oder Unterstützungsbedarf sowie mit Kindern; das Behindertengleichstel-
lungsgesetz Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 
766), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 
207), und das Inklusionsgrundsätzegesetz Nordrhein-Westfalen vom 14. 
Juni 2016 (GV. NRW. S. 442), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. 
März 2022 (GV. NRW. S. 414), bleiben unberührt. Sie fördern die Ver-
einbarkeit von Studium, Beruf und Erziehung für die Studierenden und Be-
schäftigten mit Kindern, insbesondere durch eine angemessene Betreuung 
dieser Kinder. Sie nehmen die Aufgaben der Berufsbildung nach dem Be-
rufsbildungsgesetz wahr. Sie fördern in ihrem Bereich Sport und Kultur. 

(7) Die Hochschulen können in ihren Grundordnungen regeln, dass sie 
in ihrem Wirken das Ziel einer friedlichen, demokratischen und nach-
haltigen Gesellschaft verfolgen. 

(87) Die Grundordnung kann weitere Hochschulaufgaben vorsehen, soweit 
diese mit den gesetzlich bestimmten Aufgaben zusammenhängen und deren 
Erfüllung durch die Wahrnehmung der weiteren Aufgaben nicht beeinträch-
tigt wird. 

 
§ 4 

Freiheit in Wissenschaft,  
Forschung, Lehre und Studium; 
gute wissenschaftliche Praxis 

(4) Alle an der Hochschule wissenschaftlich Tätigen sowie die Studierenden 
sind zu wissenschaftlicher Redlichkeit verpflichtet. Hierzu sind die allge-
mein anerkannten Grundsätze guter wissenschaftlicher Praxis einzuhalten. 
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Die Hochschulen können das Nähere durch Ordnung regeln. Bei der Veröf-
fentlichung von Forschungsergebnissen werden Personen, die einen ei-
genen wissenschaftlichen oder wesentlichen sonstigen Beitrag geleistet 
haben, als Mitautorinnen oder Mitautoren genannt. Soweit möglich, 
wird ihr Beitrag gekennzeichnet. Die disziplinar-, arbeits- und prüfungs-
rechtlichen Bestimmungen bleiben vorbehaltlich des Teils 10 unberührt. 
Die Hochschulen können ihre Feststellungen im Einzelfall veröffentlichen, 
wenn das Fehlverhalten veröffentlichte Schriften oder Forschungsergebnisse 
betrifft. 

 
§ 6 

Strategische Ziele; Hochschulverträge 

(1) Zur Steuerung des Hochschulwesens entwickelt das Land verbindliche 
strategische Ziele und kommt damit seiner Verantwortung für ein angemes-
senes Angebot an Hochschulleistungen nach. Auf der Grundlage dieser stra-
tegischen Ziele werden die hochschulübergreifenden Aufgabenverteilungen 
und Schwerpunktsetzungen und die hochschulindividuelle Profilbildung ab-
gestimmt. 

(2) Das Ministerium schließt mit jeder Hochschule nach Maßgabe des Haus-
halts für in der Regel mehrere Jahre geltende Hochschulverträge in Schrift-
form. In den Hochschulverträgen werden in der Regel insbesondere verein-
bart: 

1. strategische Entwicklungsziele und 

2. konkrete Leistungsziele oder konkrete finanziell dotierte Leistungen; 

geregelt werden können auch das Verfahren zur Feststellung des Stands der 
Umsetzung des Hochschulvertrags sowie die Folgen bei Nichterreichen 
hochschulvertraglicher Vereinbarungen. 

(…) 

 
§ 8 

Berichtswesen, Datenschutz,  
Datenverarbeitung 

(3) Die Hochschulen können für sich selbst oder übergreifend im Verbund 
mit weiteren Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
Forschungsinformationssysteme aufbauen und betreiben. Sie können zu die-
sem Zweck auch personenbezogene Daten verarbeiten. Das Nähere regelt 
das Ministerium durch Rechtsverordnung. 

(43) Zur Berechnung und Festlegung von Aufnahmekapazitäten und zu all-
gemeinen Planungszwecken kann das Ministerium von den Hochschulen ins-
besondere Daten zum Lehrangebot und zur Lehrnachfrage anfordern. Das 
Nähere kann das Ministerium durch Rechtsverordnung regeln; diese kann 
insbesondere Vorgaben für die Bestimmung des Lehrangebots und der Lehr-
nachfrage, für die Berechnung der Aufnahmekapazität und für das übrige 
Verfahren enthalten. 

(54) Die Hochschulen dürfen personenbezogene Daten ihrer ehemaligen Mit-
glieder und Angehörigen verwenden, soweit dies zum Zwecke der Befragung 
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im Rahmen der Qualitätssicherung und von Evaluationen nach § 7 Absatz 2 
oder zur Pflege der Verbindung mit diesen Personen erforderlich ist und 
diese nicht widersprechen. Die Befragten sind auf die Freiwilligkeit ihrer 
Angaben und ihre Widerspruchsmöglichkeit hinzuweisen. Das Nähere regelt 
die Evaluationsordnung. 

(65) Unter der Verantwortung des Rektorats können die Hochschulen die Öf-
fentlichkeit über die Wahrnehmung ihrer Aufgaben und ihre Veranstaltun-
gen, auch durch die Dokumentation durch und die Veröffentlichung von 
Bild- und Tonaufnahmen, informieren und insbesondere über ihr Informa-
tions- und Bildungsangebot unterrichten (Bildungsmarketing). Sie können 
die Presseberichterstattung in geeigneter Weise unterstützen. 

(76) Soweit dieses Gesetz keine besonderen Regelungen enthält, erfolgt die 
Verarbeitung personenbezogener Daten nach Maßgabe der allgemeinen da-
tenschutzrechtlichen Vorschriften. 

 
§ 8a 

Digitalisierung in der Hochschule 

(1) Die Hochschulen berücksichtigen die fortschreitende Entwicklung 
der Digitalisierung einschließlich ihrer Chancen und Risiken und ihre 
Folgen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Sie nutzen hierbei Syner-
gie- und Skaleneffekte, insbesondere durch Zusammenarbeit nach Maß-
gabe von Absatz 4. Sie tragen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
der Entwicklung Künstlicher Intelligenz und anderer transformativer 
digitaler Technologien angemessen Rechnung. Sie schützen ihre Infor-
mationen, ihre Informations- und Kommunikationstechnologien (IT) so-
wie ihre diesbezügliche Infrastruktur nach Maßgabe des § 8b. 

(2) Die Hochschulen sollen ergänzend Lehrangebote in Form elektroni-
scher Information und Kommunikation (Online-Lehrangebote) sowie 
Maßnahmen zur Unterstützung der Lehrangebote durch elektronisch 
basierte Methoden und Instrumente entwickeln. Zur Sicherung der 
Qualität in Studium und Lehre, zur eigenverantwortlichen Steuerung 
des Hochschulwesens mit dem Ziel der Stärkung der hochschulischen 
Leistungsfähigkeit sowie zur Sicherung des informationellen Selbstbe-
stimmungsrechts der an Online-Lehrangeboten und den Maßnahmen 
nach Satz 2 Teilnehmenden kann das Ministerium durch Rechtsverord-
nung im Benehmen mit dem Landtag das Nähere zur Erprobung, zur 
Einführung und zum Umfang der Online-Lehrangebote einschließlich 
von Online-Prüfungen sowie der Maßnahmen zur Unterstützung der 
Lehrangebote durch elektronisch basierte Methoden und Instrumente 
regeln. Soweit duale Studiengänge und Modellstudiengänge im Gesund-
heitswesen betroffen sind, bedarf die Rechtsverordnung des Einverneh-
mens mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium. 

(3) Die Hochschulen dürfen zum Zwecke der individuellen Unterstüt-
zung von Studierenden bei ihren Lernprozessen und zur Förderung der 
Lehrqualität Systeme zur Lerndatenanalyse aufbauen und betreiben 
und dabei personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies zur Lernda-
tenanalyse erforderlich ist. 2Die Hochschulen haben angemessene und 
spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der betroffenen 
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Personen zu treffen. 3Die personenbezogenen Daten im Sinne des Satzes 
1 sind soweit möglich zu pseudonymisieren oder zu anonymisieren. 4Die 
betroffenen Personen haben gemäß Artikel 21 Absatz 1 Satz 1 der Da-
tenschutz-Grundverordnung das Recht, der Verarbeitung sie betreffen-
der personenbezogener Daten im Sinne des Satzes 1 jederzeit zu wider-
sprechen. 5Hierauf weisen die Hochschulen sie in geeigneter Weise hin. 
6Die Hochschulen dürfen zu den Zwecken nach Satz 1 nach Maßgabe 
des § 77 mit weiteren Hochschulen zusammenarbeiten; in diesem Fall 
erfolgt ein etwaiger Austausch von Daten pseudonymisiert oder anony-
misiert. 7Das Nähere zu den Sätzen 1 bis 3 sowie 5 regelt die Hochschule 
durch Ordnung. 

(4) Die Hochschulen arbeiten hinsichtlich der Digitalisierung ihrer Pro-
zesse untereinander zusammen, indem sie   

1. gemeinsame hochschulübergreifende IT-Dienste errichten und betrei-
ben, oder 

2. im Sinne des § 77 Absatz 2 gemeinsame Einheiten der Digitalisierung 
errichten.   

Das Ministerium kann das Nähere zu der Zusammenarbeit nach Satz 1 
regeln. 

 
§ 8b 

Informations- und Cybersicherheit 

(1) Die Hochschulen schützen ihre Informationen, ihre IT und ihre dies-
bezüglichen Strukturen gegen Angriffe auf die Informations- und Cy-
bersicherheit mit dem Ziel der Sicherstellung ihrer Handlungsfähigkeit 
und der Wahrung ihrer IT-infrastrukturellen Resilienz nach Maßgabe 
der nachfolgenden Vorschriften. 

(2) Die Hochschule bestellt eine zentrale Beauftragte oder einen zentra-
len Beauftragten für die Informationstechnik (Chief Information 
Officer). Sie oder er ist dem Rektorat unmittelbar unterstellt und steu-
ert innerhalb der Hochschule den gesamten Einsatz der IT, indem sie 
oder er 

1. die Fortentwicklung der IT-Strategie der Hochschule unter Berück-
sichtigung innovativer Technologien vorantreibt, 

2. den IT-Betrieb und die Betreuung der IT-Infrastruktur sicherstellt, 

3. nach Maßgabe der Beschlüsse des Rektorates berechtigt ist, über den 
Einsatz von hochschulbezogener IT in der Hochschule vorbehaltlich an-
derer Regelungen für alle Organe, Gremien, Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger sowie Mitglieder und Angehörige nach erfolgter Anhö-
rung der oder des Beauftragten für Informationssicherheit (Chief Infor-
mation Security Officer) verbindlich zu entscheiden, und 

4. das Rektorat sowie alle übrigen Organe, Gremien, Funktionsträgerin-
nen und Funktionsträger zu den Chancen und Risiken der IT berät und 
informiert. 
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Sie oder er ist hauptberuflich tätig und muss eine abgeschlossene Hoch-
schulausbildung und eine der Aufgabenstellung angemessene Berufser-
fahrung besitzen. Das Rektorat kann beschließen, dass die Aufgaben 
und Befugnisse der oder des Chief Information Officer durch ein zent-
rales IT-Büro (Chief Information Office) wahrgenommen werden. 

(3) Die Hochschule bestellt einen Chief Information Security Officer, die 
oder der dem Rektorat unmittelbar unterstellt ist und den Informations-
sicherheitsprozess der Hochschule gemäß einer vom Ministerium be-
stimmten Methodik steuert und koordiniert sowie Richtlinien und Rege-
lungen zur Informationssicherheit erlässt. Darüber hinaus berichtet sie 
oder er über den aktuellen Stand zur Informationssicherheit an das 
Rektorat, koordiniert Maßnahmen zur Sensibilisierung der Hochschul-
angehörigen und berät und unterstützt die Organe, Gremien, Funkti-
onsträgerinnen und Funktionsträger in allen Belangen der Informati-
onssicherheit. Sie oder er ist hauptberuflich tätig und muss eine abge-
schlossene Hochschulausbildung und eine der Aufgabenstellung ange-
messene Berufserfahrung besitzen. Die Funktion der oder des Chief In-
formation Security Officer kann nicht mit der Funktion der oder des 
Chief Information Officer verbunden werden. 

(4) Die Hochschulen gewährleisten ein angemessen hohes Niveau ihrer 
Informations- und Cybersicherheit sowie der Resilienz ihrer Informa-
tionsinfrastrukturen nach dem Stand der Technik. 

(5) Die Hochschulen richten ein internes Informationssicherheitsmana-
gementsystem ein und arbeiten bei der Erfüllung dieser Aufgabe sowie 
ihrer Aufgabe nach Absatz 3 gemäß § 77 Absatz 4 untereinander sowie 
mit den Kunsthochschulen zusammen. 

(6) Die Hochschulen melden Sicherheitsvorfälle, die die Vertraulichkeit, 
Verfügbarkeit oder Integrität ihrer Informationen, IT-Anwendungen, 
IT-Systeme oder IT-Dienste gefährden, dem Ministerium. Näheres zu 
Sicherheitsvorfällen und den Meldewegen regelt das Ministerium. 

 
§ 8c 

Digitale Hochschule NRW 

(1) Die Digitale Hochschule NRW ist eine gemeinsame Einheit der Hoch-
schulen und des Ministeriums betreffend den Einsatz von IT zur Ver-
besserung der Qualität der Lehre, zum Vorteil der Forschung und zur 
Steigerung der Effizienz der Hochschulverwaltung. Die Hochschulen ko-
operieren in der Digitalen Hochschule NRW untereinander und mit dem 
Ministerium insbesondere mit dem Ziel, im Bereich der Digitalisierung 
Synergie- und Skaleneffekte in der Zusammenarbeit zu identifizieren 
und gemeinsam umzusetzen. Die beteiligten Hochschulen und das Minis-
terium vereinbaren das Nähere hierzu; Absatz 2 bleibt unberührt. 

(2) Das Ministerium kann das Nähere zu Aufgaben der Digitalen Hoch-
schule NRW in Bezug auf das Ministerium regeln. 

 
§ 9  

Mitglieder und Angehörige 
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(1) Mitglieder der Hochschule sind die Mitglieder des Rektorats und des 
Hochschulrates, die Dekaninnen und die Dekane, das an ihr nicht nur vo-
rübergehend oder gastweise hauptberuflich tätige Hochschulpersonal, die ne-
benberuflichen Professorinnen und Professoren, die entpflichteten oder in 
den Ruhestand versetzten Professorinnen und Professoren, die außerplanmä-
ßigen Professorinnen und Professoren, die Honorarprofessorinnen und Hono-
rarprofessoren, die Privatdozentinnen und Privatdozenten, die Doktorandin-
nen und Doktoranden und die eingeschriebenen Studierenden. Hauptberuf-
lich ist die Tätigkeit, wenn die Arbeitszeit oder der Umfang der Dienstaufga-
ben mindestens die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit umfasst oder der 
Hälfte des durchschnittlichen Umfangs der Dienstaufgaben des entsprechen-
den vollbeschäftigten Personals entspricht. Nicht nur vorübergehend ist eine 
Tätigkeit, die auf mehr als sechs Monate innerhalb eines Jahres angelegt ist,. 
Eine eine Verringerung dieser Arbeitszeit oder des Umfangs der Dienstauf-
gaben auf der Grundlage des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33), das zu-
letzt durch Artikel 6 Absatz 9 des Gesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1228) geändert worden ist, und eine auf dessen Grundlage erfolgte Freistel-
lung von der Beschäftigung sowie eine Verringerung oder Freistellung auf 
der Grundlage der entsprechenden beamtenrechtlichen Bestimmungen blei-
ben im Rahmen der Sätze 2 und 3 außer Betracht. Soweit nebenberufliche 
Professorinnen und Professoren, entpflichtete oder in den Ruhestand ver-
setzte Professorinnen und Professoren, außerplanmäßige Professorinnen und 
Professoren, Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren, Privatdozen-
tinnen und Privatdozenten nicht zugleich aus anderen Gründen Mitglieder 
der Hochschule sind, nehmen sie an Wahlen nicht teil. 

(4) Sofern sie nicht Mitglieder nach den Absätzen 1 oder 2 sind, gehören der 
Hochschule an ohne Mitglieder zu sein die nebenberuflich, vorübergehend 
oder gastweise an der Hochschule Tätigen, die wissenschaftlichen Hilfs-
kräfte, die Ehrenbürgerinnen und Ehrenbürger, Ehrensenatorinnen und Eh-
rensenatoren sowie die Zweithörerinnen und Zweithörer, und Gasthörerinnen 
und Gasthörer, eingeschriebenen Frühstudierenden und Internationalstu-
dierenden. Sie nehmen an Wahlen nicht teil. Die Grundordnung kann wei-
tere Personen, insbesondere ehemalige Studierende, zu Angehörigen bestim-
men. 

 
§ 10 

Rechte und Pflichten  
der Mitglieder und Angehörigen 

(1) Die Mitwirkung an der Selbstverwaltung der Hochschule gehört zu den 
Rechten und Pflichten der Mitglieder. Die Übernahme einer Funktion in der 
Selbstverwaltung kann nur aus wichtigem Grund abgelehnt werden. Der 
Rücktritt kann ebenfalls nur aus wichtigem Grund erfolgen. Die Inhaberin-
nen und Inhaber von Funktionen der Selbstverwaltung mit Leitungsfunktion 
sind im Falle ihres Rücktritts oder nach Ablauf oder nach einer sonstigen Be-
endigung ihrer Amtszeit verpflichtet, ihre Funktion bis zur Ernennung oder 
Bestellung einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers weiterzuführen, es sei 
denn, das Gremium, welches sie oder ihn gewählt hat, entscheidet, von der 
Weiterführung abzusehen. Die Tätigkeit in der Selbstverwaltung ist ehren-
amtlich, soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Während einer 
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Beurlaubung für mehr als sechs Monate ruhen die Mitgliedschaftsrechte und 
-pflichten. Bei der Beurlaubung von Professorinnen und Professoren für die 
Tätigkeit an außerhalb der Hochschule stehenden Forschungseinrichtungen 
bleiben deren Mitgliedschaftsrechte mit Ausnahme des Wahlrechts bestehen. 
§ 87 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 bleibt unberührt. 

 
§ 11 

Zusammensetzung der Gremien 

(1) Für die Vertretung in den Gremien bilden 

1. die Professorinnen und Professoren, Hochschuldozentinnen und Hoch-
schuldozenten, Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, Nach-
wuchsprofessorinnen und Nachwuchsprofessoren (Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer), 

2. die wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter an Universitäten und an Hochschulen für angewandte Wissenschaften 
Fachhochschulen sowie die Lehrkräfte für besondere Aufgaben (Gruppe der 
akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter), 

(…) 

jeweils eine Gruppe. Soweit in einem Gremium als Vertreterinnen und Ver-
treter der Gruppe nach Satz 1 Nummer 2 ausschließlich Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben und wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
an Hochschulen für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen vertre-
ten sein können, soll die Zahl der jeweiligen Vertreterinnen und Vertreter in 
einem angemessenen Verhältnis stehen. (…) 

 
§ 11b 

Geschlechtergerechte  
Zusammensetzung von Gremien 

(1) Die Gremien der Hochschule müssen geschlechtsparitätisch besetzt wer-
den, es sei denn, im Einzelfall liegt eine sachlich begründete Ausnahme vor. 
Bei der Aufstellung von Listen und Kandidaturen für Wahlgremien soll auf 
die paritätische Repräsentanz geachtet werden. § 21 Absatz 3 Satz 3 bleibt 
unberührt. Soweit Gremien nach Gruppen getrennt besetzt werden, kann dem 
Gebot der geschlechtsparitätischen Besetzung im Sinne des Satzes 1 dadurch 
entsprochen werden, dass der Frauenanteil in der Gruppe der Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer mindestens dem Frauenanteil entspricht, der in 
der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer ausgewiesen ist, 
aus deren Kreis die Gremienbesetzung erfolgt, und hinsichtlich der weiteren 
Gruppen eine geschlechtsparitätische Besetzung nach Satz 1 vorliegt. Vo-
raussetzung dafür ist, dass eine geschlechtsparitätische Besetzung in dieser 
Gruppe trotz intensiver Bemühungen nicht gelingt. Die Bemühungen sind 
entsprechend Absatz 4 Satz 1 aktenkundig zu machen. 

(5) Ergibt sich durch die Arbeit in Gremien, insbesondere durch eine 
mehrfache Mitgliedschaft in Gremien, in der Person eines Mitglieds eine 
übermäßige Belastung, die auf das Gebot der geschlechtsparitätischen 
Besetzung von Gremien gemäß Absatz 1 zurückzuführen ist, so wird 
dieses Mitglied angemessen entlastet. Eine übermäßige Belastung im 
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Sinne des Satzes 1 liegt dann vor, wenn eine Person im Vergleich zum 
durchschnittlichen Gremienmitglied der Hochschule mehr als das Ein-
einhalbfache an Gremienmitgliedschaften innehat. Das Nähere regelt 
die Hochschule durch Ordnung. 

 
§ 13 

Wahlen zu den Gremien 

(2) Treffen bei einem Mitglied eines Gremiums oder dessen Stellvertretung 
Wahlmandat und Amtsmandat zusammen, so ruht für die Amtszeit das 
Wahlmandat. Während dieser Zeit finden die Stellvertretungsregeln für 
Wahlmitglieder entsprechende Anwendung. Die Sätze 1 und 2 finden für 
den Fall entsprechende Anwendung, dass bei einer Person eine Mitglied-
schaft im Hochschulrat und ein Wahlmandat im Senat zusammentref-
fen. 

(3) Ist bei Ablauf einer Amts- oder Wahlzeit noch kein neues Mitglied be-
stimmt, so übt das bisherige Mitglied sein Amt oder seine Funktion weiter 
aus. Das Ende der Amtszeit des nachträglich gewählten Mitgliedes bestimmt 
sich so, als ob es sein Amt rechtzeitig angetreten hätte. Scheidet vor Ablauf 
der Wahlzeit eines Gremiums eines seiner Mitglieder aus, ohne dass ein 
Mitglied aufgrund einer Stellvertretungsregelung nachrückt, so können 
die verbleibenden Vertreterinnen und Vertreter derjenigen Gruppe, 
welcher das ausgeschiedene Mitglied angehörte, aus den Mitgliedern der 
Hochschule, welche dieser Gruppe angehören, ein Mitglied wählen, wel-
ches an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds tritt (Kooptation). Die 
Kooptation bedarf der Bestätigung durch das Rektorat. Es ist zulässig, 
die Kooptation bereits im Vorfeld mit Wirkung zum Zeitpunkt des Aus-
scheidens durchzuführen; in diesem Fall ist das künftig ausscheidende 
Mitglied wahlberechtigt. Die Amtszeit des kooptierten Mitglieds be-
stimmt sich so, als ob es nachgerückt wäre. 

 
§ 17 

Wahl der Mitglieder des Rektorats; Abwahl durch die Hochschulwahlver-
sammlung 

(2) Die hauptberuflichen Mitglieder des Rektorats müssen eine abgeschlos-
sene Hochschulausbildung und eine der Aufgabenstellung angemessene Lei-
tungserfahrung besitzen. Die nichthauptberuflichen Prorektorinnen oder Pro-
rektoren müssen vorbehaltlich einer Regelung nach Satz 3 dem Kreis der 
Professorinnen und Professoren innerhalb der Gruppe der Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer entstammen. Die Grundordnung kann bestim-
men, dass eine nichthauptberufliche Prorektorin oder ein nichthauptberufli-
cher Prorektor aus dem Kreis der Juniorprofessorinnen und Juniorprofesso-
ren oder der Nachwuchsprofessorinnen und Nachwuchsprofessoren, aus 
der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter oder aus der 
Gruppe der Studierenden gewählt werden kann. 

(3) Die Wahlen nach Absatz 1 werden durch eine paritätisch von Mitgliedern 
des Senats und des Hochschulrats besetzte Findungskommission vorbereitet; 
für die Wahl der nichthauptberuflichen Prorektorinnen und Prorekto-
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ren kann auf eine Findungskommission verzichtet werden. Die Findungs-
kommission kann schlägt der Hochschulwahlversammlung zur Wahl in der 
Regel eine Person oder in begründeten Ausnahmefällen bis zu drei Perso-
nen vorschlagen; werden ausnahmsweise mehrere Personen vorgeschla-
gen, stimmt die Hochschulwahlversammlung über deren Wahl die Hoch-
schulwahlversammlung nacheinander in dereiner von der Findungskom-
mission festgelegten Reihenfolge in jeweils bis zu drei Wahlgängen abab-
stimmt. Das Nähere zur Findungskommission bestimmt der Senat im Einver-
nehmen mit dem Hochschulrat in der Grundordnung. 

(4) Die Hochschulwahlversammlung kann jedes Mitglied des Rektorats, ge-
gebenenfalls auch bereits vor dessen Ernennung oder Bestellung nach § 
18 Absatz 3, mit der Mehrheit von fünf Achteln ihrer Stimmen abwählen. 
Satz 1 gilt nicht, wenn die Grundordnung eine Abwahl nach Maßgabe des § 
17a vorsieht. Mit der Abwahl nach Satz 1 oder nach § 17a ist die Amtszeit 
des abgewählten Mitglieds des Rektorats beendet. Die Wahl eines neuen 
Mitglieds nach Absatz 1 soll unverzüglich unter Mitwirkung der Findungs-
kommission erfolgen; auf diese Mitwirkung kann bei der Wahl einer 
nichthauptberuflichen Prorektorin oder eines nichthauptberuflichen 
Prorektors verzichtet werden. Das Verfahren zur Wahl und zur Abwahl 
nach Satz 1 regelt der Senat im Einvernehmen mit dem Hochschulrat in der 
Grundordnung. Für den Beschluss, dass die Abwahl nach Maßgabe des § 17a 
erfolgen soll, gilt § 22 Absatz 1 Satz 2 nicht. 

 
§ 17a  

Abwahl der Mitglieder des Rektorats  
durch die Hochschullehrerinnen  

und Hochschullehrer 

(1) Die wahlberechtigten Mitglieder der Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer können das Amt oder die Funktion eines Mitglieds des 
Rektorats, gegebenenfalls auch bereits vor dessen Ernennung oder Be-
stellung nach § 18 Absatz 3, auf der Grundlage einer Regelung nach § 17 
Absatz 4 Satz 2 durch Abwahl vorzeitig beenden, wenn sie das Vertrauen in 
seine Amtsführung verloren haben. Der Vertrauensverlust ist eingetreten, 
wenn die Mehrheit nach Absatz 4 erreicht wird. Zur vorzeitigen Beendigung 
bedarf es eines Antrags (Abwahlbegehren), der von mindestens 25 Prozent 
der wahlberechtigten Mitglieder der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer, die im Zeitpunkt der Unterzeichnung Mitglied der Hoch-
schule sind, unterzeichnet sein muss. Das Datum der Unterschrift ist jeweils 
zu erfassen. Zwischen erster Unterschrift und Einreichung des Abwahlbe-
gehrens dürfen nicht mehr als vier Wochen liegen. Das Abwahlbegehren ist 
binnen drei Wochen nach seinem Eingang zuzulassen, wenn es vorschrifts-
mäßig gestellt ist. 

(2) Ist das Abwahlbegehren zugelassen worden, sind drei aufeinanderfol-
gende Werktage als Abstimmungstage festzusetzen, die unter Berücksichti-
gung des Verfahrens nach Absatz 3 spätestens sechs Wochen nach der Be-
kanntmachung der Zulassung liegen müssen. War das Mitglied des Rekto-
rats, gegen das sich der Antrag richtet, ohne eigenes Verschulden daran 
gehindert, die Gelegenheit zur Stellungnahme nach Absatz 3 Satz 2 
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wahrzunehmen, kann die Frist nach Satz 1 durch den Abwahlausschuss 
im Einzelfall angemessen verlängert werden. 

(3) Vor der Durchführung der Abstimmung ist eine hochschulöffentliche 
Aussprache in einer Sitzung der Hochschulwahlversammlung anzuberau-
men. In dieser Sitzung muss das Mitglied des Rektorats, gegen das sich der 
Antrag richtet, Gelegenheit zur Stellungnahme gegenüber der Hochschul-
wahlversammlung erhalten. Äußerungen aus der Hochschulöffentlichkeit 
können zugelassen werden. Die Hochschulwahlversammlung beschließt eine 
Stellungnahme zum Abwahlbegehren, die hochschulöffentlich bekannt gege-
ben wird; jede der beiden Hälften der Hochschulwahlversammlung ist be-
rechtigt jeweils zusätzlich zur Stellungnahme nach Halbsatz 1 eine eigene 
Stellungnahme abzugeben. 

(5) Die Entscheidung über die Zulassung des Abwahlbegehrens und die 
Durchführung des Verfahrens obliegen einem Abwahlausschuss. Der Ab-
wahlausschuss setzt sich zusammen aus der der Hochschulwahlversammlung 
vorsitzenden Person als Vorsitzende oder Vorsitzender und zwei weiteren 
Mitgliedern der Hochschulwahlversammlung als Beisitzer, die die Hoch-
schulwahlversammlung bestimmt. Die Mitglieder des Abwahlausschusses 
sind hinsichtlich der Durchführung des Verfahrens den Mitgliedern der Ver-
waltung der Hochschule und deren Einrichtungen gegenüber weisungsbe-
fugt. Der Abwahlausschuss kann die Durchführung des Verfahrens einer Be-
amtin oder einem Beamten der Hochschule, einer anderen Hochschule des 
Landes Nordrhein-Westfalen oder des Landes mit Befähigung zum Rich-
teramt übertragen. Für sie oder ihn gilt Satz 3 entsprechend. 

 
§ 20 

Die Rechtsstellung der hauptberuflichen Mitglieder des Rektorats 

(4) Hauptberufliche Rektoratsmitglieder sind, soweit andere Gesetze oder 
Verordnungen nicht etwas anderes bestimmen, im Falle ihres Rücktritts oder 
nach Ablauf oder nach einer sonstigen Beendigung ihrer Amtszeit verpflich-
tet, das Amt bis zur Ernennung einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers, 
längstens jedoch für drei Jahre, weiterzuführen. Dies gilt nicht, wenn das 
Gremium, welches sie oder ihn gewählt hat, entscheidet, von der Weiterfüh-
rung abzusehen. Sie sind aus dem Beamtenverhältnis auf Zeit zu entlassen, 
wenn sie ihrer Verpflichtung zur Weiterführung des Amtes nicht nachkom-
men. § 4 Satz 5 des Landesbeamtengesetzes bleibt unberührt; § 31 und § 32 
des Landesbeamtengesetzes finden in den Fällen des Satzes 1 bis zur Er-
nennung einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers, längstens jedoch 
drei Jahre nach Erreichen der Regelaltersgrenze, keine Anwendung. 

 
§ 21 

Hochschulrat 

(1) Der Hochschulrat berät das Rektorat und übt die Aufsicht über dessen 
Geschäftsführung aus. Zu seinen gleichrangig wahrzunehmenden Aufga-
ben gehören insbesondere: 

1. die Mitwirkung durch seine Mitglieder in der Hochschulwahlversamm-
lung an der Wahl und Abwahl der Mitglieder des Rektorats; 
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2. die Zustimmung zum Entwurf des Hochschulvertrags nach § 6 Absatz 2 
sowie zum Entwurf des Hochschulentwicklungsplans nach § 16 Absatz 1a; 

3. die Zustimmung zum Wirtschaftsplan, zur unternehmerischen Hochschul-
tätigkeit nach § 5 Absatz 7, zur Errichtung einer Stiftung, einer Anstalt oder 
eines Hochschulverbundes nach § 10077a Absatz 1, zur Stellung des Antrags 
nach § 2 Absatz 8, soweit dieser auf die Übertragung der Bauherreneigen-
schaft und der Eigentümerverantwortung an der Gesamtheit der überlassenen 
Liegenschaften gerichtet ist, und zur Übernahme weiterer Aufgaben nach § 3 
Absatz 7; 

4. die Aufsicht über die Wirtschaftsführung des Rektorats; 

5. Empfehlungen und Stellungnahmen zum Rechenschaftsbericht des Rekto-
rats nach § 16 Absatz 3 und zu den Evaluationsberichten nach § 7 Absatz 2 
und 3; 

6. Empfehlungen und Stellungnahmen in Angelegenheiten der Forschung, 
Kunst, Lehre und des Studiums, die die gesamte Hochschule oder zentrale 
Einrichtungen betreffen oder von grundsätzlicher Bedeutung sind; 

7. die Feststellung des Jahresabschlusses, die Beschlussfassung über die Ver-
wendung des Jahresüberschusses oder die Behandlung eines Jahresfehlbetra-
ges und die Entlastung des Rektorats. 

(3) Der Hochschulrat besteht nach Maßgabe der Grundordnung aus der vor-
sitzenden Person sowie mindestens sechs und höchstens zwölf weiteren Mit-
gliedern, die in verantwortungsvollen Positionen in der Gesellschaft, insbe-
sondere in Wissenschaft, Kultur, oder Wirtschaft oder der organisierten 
Wahrnehmung der Interessen gesellschaftlich relevanter Gruppen, tätig 
sind oder waren und auf Grund ihrer hervorragenden Kenntnisse und Erfah-
rungen einen Beitrag zur Erreichung der Ziele und Aufgaben der Hochschule 
leisten können. Die Grundordnung regelt, dass entweder 

1. sämtliche seiner Mitglieder Externe sind 

oder dass 

2. mindestens die Hälfte seiner Mitglieder Externe sind. 

Mindestens 40 Prozent seiner Mitglieder müssen Frauen sein. Die Mitglieder 
des Hochschulrates werden vom Ministerium für eine Amtszeit von fünf Jah-
ren bestellt. Dem Hochschulrat kann ein Mitglied nicht länger als insge-
samt zehn Jahre angehören. Zeiten der Mitgliedschaft, die aufgrund ei-
ner Nachbesetzung infolge eines Rücktritts oder der sonstigen Beendi-
gung der Funktion eines anderen Mitglieds des Hochschulrates nach 
Absatz 4 Satz 6 anfallen, finden im Rahmen des Satzes 5 keine Berück-
sichtigung. 

(4) Zur Auswahl der Mitglieder des Hochschulrats wird ein Auswahlgre-
mium gebildet, dem zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Senats, die nicht 
dem Rektorat angehören, zwei Vertreterinnen oder Vertreter des bisherigen 
Hochschulrats, die Externe sein müssen, und eine Vertreterin oder ein Ver-
treter des Ministeriums mit zwei Stimmen angehören. Das Auswahlgremium 
erarbeitet einvernehmlich eine Liste; zur Vorbereitung holt das Auswahl-
gremium Vorschläge aus der Mitte der Hochschule ein. Lässt sich im 
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Gremium kein Einvernehmen über eine Liste erzielen, unterbreiten die Ver-
treterinnen oder Vertreter des Senats und die Vertreterin oder der Vertreter 
des Ministeriums dem Gremium eigene Vorschläge für jeweils die Hälfte der 
Mitglieder. Besteht der Hochschulrat aus einer ungeraden Anzahl von 
Mitgliedern, entscheidet über das Vorschlagsrecht in Bezug auf die nach 
Anwendung des Satzes 3 verbleibende Listenposition das Los. Das Aus-
wahlgremium beschließt sodann die Liste mit der Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Stimmen. Die Liste insgesamt bedarf der Bestätigung durch den Senat 
mit Stimmenmehrheit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder sowie 
sodann der Zustimmung durch das Ministerium; verweigert der Senat die Be-
stätigung, wird die Abstimmung auf Antrag des Rektorats wiederholt. Im 
Falle des Rücktritts oder der sonstigen Beendigung der Funktion eines Mit-
glieds des Hochschulrates gelten für die Auswahl des ihm nachfolgenden 
Mitglieds die Sätze 1 bis 5 entsprechend. 

(8) Externe im Sinne des Absatzes 3 sind solche Personen, die weder Mit-
glieder noch Angehörige der Hochschule sind. Mitglieder des Hochschulra-
tes, die im Zeitpunkt der Bestätigung nach Absatz 4 Satz 65 Externe waren, 
gelten für weitere Auswahlverfahren nach Absatz 4 als Externe, es sei denn, 
sie sind auch abgesehen von ihrer Mitgliedschaft im Hochschulrat Mitglieder 
oder Angehörige der Hochschule. Ehrenbürgerinnen und Ehrenbürger sowie 
Ehrensenatorinnen und Ehrensenatoren und ehemalige Studierende, die die 
Hochschule nach § 9 Absatz 4 Satz 3 zu ihren Angehörigen bestimmt hat, 
gelten als Externe. 

 
§ 22 
Senat 

(2) Das Nähere zur Zusammensetzung, zur Amtszeit und zum Vorsitz regelt 
die Grundordnung. Nichtstimmberechtigte Mitglieder des Senats sind die 
Rektorin oder der Rektor, die Prorektorinnen oder Prorektoren, die Kanzlerin 
oder der Kanzler, die Dekaninnen oder Dekane, die Vertrauensperson der 
schwerbehinderten Menschen, die oder der Beauftragte für Studierende mit 
Behinderungen oder chronischer Erkrankung, die oder der Vorsitzende des 
Personalrats und des Personalrats nach § 105 des Landespersonalvertretungs-
gesetzes und der Vorsitz des Allgemeinen Studierendenausschusses sowie 
nach Maßgabe der Grundordnung weitere nichtstimmberechtigte Mitglieder. 
Die Grundordnung kann vorsehen, dass die Stimmen der Vertreterinnen oder 
Vertreter der Gruppen im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 stehen im gleichen 
Verhältnis zueinander stehen, es sei denn, es liegt eine Regelung in der 
Grundordnung vor, mit der eine Berücksichtigung der Interessen der 
Mitglieder der Gruppen nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 bei 
den Beratungen und Entscheidungen des Senats im Rahmen seiner Auf-
gaben und Befugnisse angemessen sichergestellt ist und das Ministerium 
dies schriftlich gegenüber der Hochschule festgestellt hat. Bei einem Be-
schluss über eine Regelung in der Grundordnung nach Satz 3 stehen die 
Stimmen der Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppen im Sinne des § 
11 Absatz 1 Satz 1 im gleichen Verhältnis zueinander. 

(4) Falls auf der Grundlage einer Regelung in der Grundordnung die Vertre-
terinnen und Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer im Senat nicht über die Mehrheit der Stimmen verfügen, verfügen 
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diese Vertreterinnen und Vertreter gleichwohl über die Mehrheit der Stim-
men der Mitglieder des Senats  

1. bei der Wahl der Mitglieder des Senats in der Findungskommission nach § 
17 Absatz 3, 

2. bei der Billigung von Planungsgrundsätzen nach § 16 Absatz 1a Satz 1,  

3. bei dem Erlass von Ordnungen, die inhaltliche Rahmenbedingungen der 
Forschung regeln, 

4. bei dem Beschluss über die Aufforderung nach § 17 Absatz 1 Satz 6, 

5. bei der Beschlussfassung nach § 17 Absatz 4 Satz 2 und 

6. bei der Beschlussfassung nach § 17a Absatz 6. 

Sie verfügen in der Hochschulwahlversammlung über die Mehrheit der Stim-
men derjenigen ihrer Mitglieder, die zugleich stimmberechtigte Mitglieder 
des Senats sind. Sie verfügen im Senat mindestens über die Hälfte der Stim-
men seiner Mitglieder beim Erlass von Rahmenprüfungsordnungen. Die ent-
sprechenden Regelungen zu der Stimmverteilung sind durch die Grundord-
nung oder nach Maßgabe der Grundordnung zu treffen. 

 
§ 22b 

Hochschulkonferenz 

(1) Die Grundordnung kann eine Hochschulkonferenz vorsehen, die mindes-
tens einmal im Jahr über den gegenwärtigen Stand und die künftige Entwick-
lungsperspektive sowie das Leitbild der Hochschule berät. 

(2) Das Nähere, insbesondere zur Mitgliedschaft, zum Vorsitz, zum Ab-
lauf und zur Öffentlichkeit der Sitzungen, regelt die Grundordnung. 
Mitglieder der Hochschulkonferenz sind die Mitglieder des Rektorats, des 
Senats, des Hochschulrats, die Dekaninnen oder Dekane, eine Vertretung der 
Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Studierenden in den Fachbe-
reichsräten, der Allgemeine Studierendenausschuss, die Gleichstellungsbe-
auftragte, der Personalrat und der Personalrat gemäß § 105 des Landesperso-
nalvertretungsgesetzes, die Vertrauenspersonen der schwerbehinderten Men-
schen sowie die oder der Beauftragte für Studierende mit Behinderung oder 
chronischer Erkrankung. 

(3) Das Nähere, insbesondere zum Vorsitz und zur Vertretung der Vertrete-
rinnen und Vertreter der Gruppe der Studierenden in den Fachbereichsräten, 
regelt die Grundordnung, die auch über den Kreis der in Absatz 2 genannten 
Personen hinaus weitere Mitglieder der Hochschule als Mitglieder der Hoch-
schulkonferenz vorsehen kann. 

 
§ 24 

Gleichstellungsbeauftragte;  
gleichstellungsbezogene Mittelvergabe 

(5) Bei der Mittelvergabe an die Hochschulen und in den Hochschulen ist der 
Gleichstellungsauftrag angemessen zu berücksichtigen. Dies gilt insbeson-
dere für die leistungsbezogene Mittelvergabe, die Entwicklung genderge-
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rechter Finanzierungsmodelle und die im Verhältnis zur Anzahl der Be-
schäftigten und der Studierenden stehende Ausstattung und Entlastung 
der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen.  

 
§ 27 

Dekanin oder Dekan 

(1) Die Dekanin oder der Dekan leitet den Fachbereich und vertritt ihn inner-
halb der Hochschule. Sie oder er erstellt im Benehmen mit dem Fachbe-
reichsrat den Entwicklungsplan des Fachbereichs als Beitrag zum Hoch-
schulentwicklungsplan und ist insbesondere verantwortlich für die Durchfüh-
rung der Evaluation nach § 7 Absatz 2 und 3, für die Vollständigkeit des 
Lehrangebotes und die Einhaltung der Lehrverpflichtungen sowie für die 
Studien- und Prüfungsorganisation; sie oder er gibt, auch zur Gewährleis-
tung eines sicheren Hochschulraumes im Sinne des § 84 Absatz 1 und 
unabhängig von einem Sicherungsverfahren nach Teil 10, die hierfür er-
forderlichen Weisungen. Sie oder er verteilt die Stellen und Mittel innerhalb 
des Fachbereichs auf der Grundlage der im Benehmen mit dem Fachbe-
reichsrat von ihr oder ihm festgelegten Grundsätzen der Verteilung, entschei-
det über den Einsatz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs 
und wirkt unbeschadet der Aufsichtsrechte des Rektorats darauf hin, dass die 
Funktionsträgerinnen und Funktionsträger, die Gremien und Einrichtungen 
des Fachbereichs ihre Aufgaben wahrnehmen und die Mitglieder und Ange-
hörigen des Fachbereichs ihre Pflichten erfüllen. Hält sie oder er einen Be-
schluss für rechtswidrig, so führt sie oder er eine nochmalige Beratung und 
Beschlussfassung herbei; das Verlangen nach nochmaliger Beratung und Be-
schlussfassung hat aufschiebende Wirkung. Wird keine Abhilfe geschaffen, 
so unterrichtet sie oder er unverzüglich das Rektorat. Sie oder er erstellt die 
Entwürfe der Studien- und Prüfungsordnungen. Sie oder er bereitet die Sit-
zungen des Fachbereichsrates vor und führt dessen Beschlüsse aus. Hinsicht-
lich der Ausführung von Beschlüssen des Fachbereichsrates ist sie oder er 
diesem gegenüber rechenschaftspflichtig. Der Dekanin oder dem Dekan kön-
nen durch die Grundordnung oder durch Beschluss des Fachbereichsrates 
weitere Aufgaben übertragen werden. 

(6) Die Grundordnung kann zulassen oder vorsehen, dass die Aufgaben und 
Befugnisse der Dekanin oder des Dekans von einem Dekanat wahrgenom-
men werden, welches aus einer Dekanin oder einem Dekan sowie einer in 
der Grundordnung oder in der Fachbereichsordnung festgelegten Anzahl von 
Prodekaninnen oder Prodekanen besteht. Von den Mitgliedern des Dekanats 
vertritt die Dekanin oder der Dekan den Fachbereich innerhalb der Hoch-
schule; Beschlüsse des Dekanats können nicht gegen die Stimme der Deka-
nin oder des Dekans gefasst werden. Die Dekanin oder der Dekan und die 
Prodekanin oder der Prodekan, die oder der die Dekanin oder den Dekan ver-
tritt, müssen dem Kreis der Professorinnen und Professoren innerhalb der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer angehören oder die 
Voraussetzungen des Absatzes 4 Satz 2 erfüllen. Die Grundordnung kann be-
stimmen, dass höchstens die Hälfte der Prodekaninnen oder Prodekane ande-
ren Gruppen im Sinne des § 11 Absatz 1 angehört. Soweit die Grundordnung 
ein Dekanat vorsieht, übernimmt eine Prodekanin oder ein Prodekan die 
Aufgaben nach § 26 Absatz 2 Satz 4 (Studiendekanin oder Studiendekan). 
Die Mitglieder des Dekanats werden vom Fachbereichsrat mit der Mehrheit 
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der Stimmen der Mitglieder des Gremiums gewählt. Die Amtszeit der Mit-
glieder des Dekanats beträgt vier Jahre, sofern die Grundordnung keine län-
gere Amtszeit vorsieht; die Amtszeit für ein Mitglied aus der Gruppe der 
Studierenden beträgt ein Jahr. Hinsichtlich der Abwahl der Mitglieder des 
Dekanats gilt Absatz 5 entsprechend. Die Grundordnung kann vorsehen, dass 
die Dekanin oder der Dekan sowie die Stellvertreterin oder der Stellvertreter 
zu unterschiedlichen Zeitpunkten gewählt werden, so dass sich die Amtszei-
ten überlappen. Die Grundordnung kann abweichend von Satz 7 eben-
falls vorsehen, dass die Amtszeit der Prodekaninnen oder Prodekane 
spätestens mit der Amtszeit der Dekanin oder des Dekans endet. 

 
§ 28  

Fachbereichsrat; Studienbeirat 

 
§ 30 

Lehrerinnen- und Lehrerbildung 

(3) Die Hochschulen können innerhalb der Regelungen des Lehrerausbil-
dungsgesetzes und einer nach Absatz 2 getroffenen Vereinbarung Vorgaben 
für die Fächerkombinationen durch Ordnung regeln; § 10680 Absatz 4 findet 
Anwendung. 

 
§ 31 

Fachbereich Medizin 

(4) Der Fachbereich Medizin der Universität Bochum bildet zusammen mit 
den zentralen Dienstleistungseinrichtungen und den technischen Betrieben 
die Medizinischen Einrichtungen der Universität Bochum; sie dienen der 
Forschung und Lehre sowie der Krankenversorgung und besonderen Aufga-
ben des öffentlichen Gesundheitswesens. Die Medizinischen Einrichtungen 
sind eine besondere Betriebseinheit der Universität und haben eine einheitli-
che Personal- und Wirtschaftsverwaltung. Sie werden von den Organen des 
Fachbereichs Medizin nach Maßgabe der §§ 27 und 28 geleitet. Die in den 
Medizinischen Einrichtungen tätigen Bediensteten sind Mitglieder des Fach-
bereichs Medizin nach Maßgabe des § 26 Absatz 4. Die Zulässigkeit der Bil-
dung einer gemeinsamen Einheit nach § 9977 Absatz 2 bleibt unberührt. Zur 
Erfüllung der Aufgaben in Forschung und Lehre wirken auf Grundlage einer 
öffentlich-rechtlichen Kooperationsvereinbarung der Fachbereich Medizin 
und besonders qualifizierte Krankenhäuser zusammen, die zum Universitäts-
klinikum der Universität Bochum zusammengefasst sind. Die nach der Ko-
operationsvereinbarung zu erbringenden Tätigkeiten dürfen nur bei dem je-
weiligen Kooperationspartner nachgefragt werden. 

 
§ 31a  

Universitätsklinikum 

(2) Die Universitätskliniken sind Anstalten des öffentlichen Rechts mit eige-
ner Rechtspersönlichkeit. Das Nähere regelt das Ministerium durch Rechts-
verordnung. Durch die Rechtsverordnung können die Universitätskliniken 
auch in anderer Rechtsform errichtet oder in eine andere Rechtsform umge-
wandelt werden. Die Rechtsverordnung bedarf des Einvernehmens mit dem 
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für Finanzen zuständigen Ministerium und dem für Inneres zuständigen Mi-
nisterium und des Benehmens mit dem und der Zustimmung des für Wis-
senschaft und Forschung zuständigen Ausschusses des Landtags. 

(4) Dem Aufsichtsrat gehören an: 

1. je eine Vertreterin oder ein Vertreter des Ministeriums, des für Finanzen 
zuständigen Ministeriums und des für Gesundheit zuständigen Ministeriums, 

2. die Rektorin oder der Rektor und die Kanzlerin oder der Kanzler der Uni-
versität, 

3. zwei externe Sachverständige aus dem Bereich der Wirtschaft, 

4. zwei externe Sachverständige aus dem Bereich der medizinischen Wissen-
schaft, 

5. eine Professorin oder ein Professor aus dem Fachbereich Medizin, die Lei-
terin oder der Leiter einer klinischen oder medizinisch-theoretischen Abtei-
lung ist, 

6. eine Vertreterin oder ein Vertreter des wissenschaftlichen Personals, 

7. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Personals des Universitätsklini-
kums, 

8. die Gleichstellungsbeauftragte mit beratender Stimme. 

Ist eine gemeinsame Einrichtung nach § 9977 Absatz 2 gebildet, gehören 
dem Aufsichtsrat auch Vertreterinnen oder Vertreter nach Nummer 2 der je-
weils anderen Universität an. In diesem Fall bleibt es bei insgesamt zwei 
Stimmen für diese Vertreterinnen oder Vertreter; der Kooperationsvertrag 
nach § 9977 Absatz 2 legt fest, wie diese Stimmen ausgeübt werden. 

 
§ 32  

Medizinische Einrichtungen  
außerhalb der Hochschule 

(2) Die Hochschule kann mit Zustimmung des Ministeriums einer Einrich-
tung nach Absatz 1 das Recht verleihen, sich als Hochschuleinrichtung zu 
bezeichnen, wenn sie den an eine Hochschuleinrichtung zu stellenden Anfor-
derungen in Forschung und Lehre genügt. Dient eine Einrichtung außerhalb 
der Hochschule der praktischen Ausbildung nach Maßgabe der Approba-
tionsordnung für Ärztinnen und Ärzte vom 27. Juni 2002 (BGBl. I S. 2405), 
die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 7. Juni 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 148) geändert worden ist, so kann ihr die Hochschule eine ge-
eignete Bezeichnung, im Falle eines Krankenhauses die Bezeichnung „Aka-
demisches Lehrkrankenhaus“, verleihen. Dient eine Einrichtung außerhalb 
der Hochschule der praktischen Ausbildung in anderen Gesundheitsberei-
chen, so kann ihr die Hochschule mit Zustimmung des Ministeriums eine ge-
eignete Bezeichnung, im Falle eines Krankenhauses die Bezeichnung „Aka-
demisches Lehrkrankenhaus“ nebst Nennung der spezifischen fachlichen 
Ausrichtung, verleihen, wenn die praktische Ausbildung durch das Kran-
kenhaus im Rahmen eines Studiengangs und unter der Verantwortung 
und Kontrolle einer Hochschule erfolgt. § 29 Absatz 4 Satz 4 gilt für Satz 
1 bis 3 entsprechend. 
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§ 33 

Beamtinnen und Beamte der Hochschule 

(2) Die Rektorin oder der Rektor ernennt die Professorinnen und Professo-
ren, die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, Nachwuchsprofesso-
rinnen und Nachwuchsprofessoren, die wissenschaftlichen und künstleri-
schen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Universitäten und Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen sowie die Lehrkräfte für 
besondere Aufgaben. Die Kanzlerin oder der Kanzler ernennt andere als die 
in Satz 1 genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Oberste Dienstbe-
hörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Landesbeamtengeset-
zes ist der Hochschulrat, es sei denn, das Ministerium behält sich die Aus-
übung der Befugnisse der obersten Dienstbehörde ganz oder zum Teil jeder-
zeit widerruflich vor; der Hochschulrat kann seine Befugnisse jederzeit wi-
derruflich ganz oder teilweise dem Rektorat übertragen. 

(3) Dienstvorgesetzte Stelle der hauptberuflichen Rektoratsmitglieder ist die 
oder der Vorsitzende des Hochschulrats, es sei denn, das Ministerium behält 
sich die Ausübung der Befugnisse der dienstvorgesetzten Stelle ganz oder 
zum Teil jederzeit widerruflich vor. Dienstvorgesetzte Stelle der Professorin-
nen und Professoren, der Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, der 
Nachwuchsprofessorinnen und Nachwuchsprofessoren, der Dekaninnen 
und der Dekane, der wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an Universitäten und Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften Fachhochschulen, der Lehrkräfte für besondere Aufgaben, der 
wissenschaftlichen Hilfskräfte und der Beamtinnen und Beamten gemäß § 
10478 Absatz 1 und 3 ist die Rektorin oder der Rektor. (…) 

(5) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu regeln, in 
welchem Umfang hauptberufliches Personal im Rahmen seiner Dienstaufga-
ben zur Lehrtätigkeit verpflichtet ist (individuelle Lehrverpflichtung). In der 
Rechtsverordnung kann auch die Möglichkeit vorgesehen werden, die Regel-
lehrverpflichtung einer Gruppe von Professorinnen und Professoren zusam-
menzufassen und nach Entscheidung der Dekanin oder des Dekans abwei-
chend von der Regellehrverpflichtung des einzelnen zu verteilen (institutio-
nelle Lehrverpflichtung). In der Rechtsverordnung können zudem Rege-
lungen betreffend die Anrechnung von Lehrtätigkeiten in Reformmodel-
len des Studiums nach § 58b getroffen werden. 

 
§ 35 

Dienstaufgaben der  
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 

(4) Die Hochschuldozentinnen und Hochschuldozenten nehmen, unbescha-
det weiterer Dienstaufgaben nach dieser Vorschrift, überwiegend Lehraufga-
ben wahr. Neben und im Rahmen ihrer Aufgaben nach Absatz 1 bis 3 
haben 

1. Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren haben neben und im Rahmen 
ihrer Aufgaben nach Absatz 1 bis 3 die Aufgabe, sich durch die selbststän-
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dige Wahrnehmung der ihrer Universität obliegenden Aufgaben in For-
schung, Kunst, Lehre und Weiterbildung für die Berufung auf eine Professur 
an einer Universität, und 

2. Nachwuchsprofessorinnen und Nachwuchsprofessoren die Aufgabe, 
sich für die Berufung auf eine Professur an einer Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften 

a) durch die selbstständige Wahrnehmung der ihrer Hochschule für an-
gewandte Wissenschaften obliegenden Aufgaben in Forschung, Kunst, 
Lehre und Weiterbildung sowie zeitgleich 

b) durch die Ausübung einer berufspraktischen Tätigkeit im Sinne des § 
36 Absatz 1 Nummer 5 Halbsatz 1 (außerhochschulische berufsprakti-
sche Tätigkeit), 

zu qualifizieren. Dies ist bei der Ausgestaltung ihres Dienstverhältnisses und 
der Funktionsbeschreibung ihrer Stelle zu gewährleisten. 

 
§ 36 

Einstellungsvoraussetzungen für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 

(1) Einstellungsvoraussetzungen für Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer sind neben den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen: 

1. Abgeschlossenes Hochschulstudium; 

2. pädagogische Eignung, die durch eine entsprechende Vorbildung nachge-
wiesen oder ausnahmsweise im Berufungsverfahren festgestellt wird; § 122 
Absatz 4 des Landesbeamtengesetzes bleibt unberührt; 

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch 
die Qualität einer Promotion nachgewiesen wird; 

4. für Professorinnen und Professoren sowie für Hochschuldozentinnen und 
Hochschuldozenten an Universitäten darüber hinaus zusätzliche wissen-
schaftliche Leistungen, die ausschließlich und umfassend im Berufungsver-
fahren bewertet werden; diese Leistungen werden im Rahmen einer Junior-
professur, einer Habilitation oder einer Tätigkeit als wissenschaftliche Mitar-
beiterin oder als wissenschaftlicher Mitarbeiter an einer Hochschule oder ei-
ner außeruniversitären Forschungseinrichtung oder im Rahmen einer wissen-
schaftlichen Tätigkeit in Wirtschaft, Verwaltung oder in einem anderen ge-
sellschaftlichen Bereich im In- oder Ausland erbracht; Halbsatz 2 gilt nur bei 
der Berufung in ein erstes Professorenamt; 

5. für Professorinnen und Professoren an Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften Fachhochschulen darüber hinaus besondere Leistungen bei 
der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Me-
thoden, die während einer fünfjährigen berufspraktischen Tätigkeit, von de-
nen mindestens drei Jahre außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübt wor-
den sein müssen, auf einem Gebiet erbracht wurden, das ihren Fächern ent-
spricht; soweit es in besonderen Ausnahmefällen der Eigenart des Faches 
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und den Anforderungen der Stelle entspricht, können an die Stelle dieser Vo-
raussetzungen zusätzliche wissenschaftliche Leistungen gemäß Nummer 4 
treten; 

6. für Professorinnen und Professoren mit ärztlichen oder zahnärztlichen 
Aufgaben darüber hinaus die Anerkennung als Gebietsärztin oder Gebiets-
arzt oder Gebietszahnärztin oder Gebietszahnarzt, soweit für das betreffende 
Fachgebiet nach den gesetzlichen Vorschriften eine entsprechende Weiterbil-
dung vorgesehen ist; Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren sollen die 
Vorbildungen nach Halbsatz 1 nachweisen. 

(4) Bei Bewerberinnen und Bewerbern, die am 1. April 2000 bereits Profes-
sorinnen oder Professoren an einer Hochschule für angewandte Wissen-
schaften Fachhochschule des Landes waren, gelten die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Nummer 3 und Nummer 5 Halbsatz 1 als erfüllt. 

 
§ 37 

Berufung von Hochschullehrerinnen  
und Hochschullehrern 

(2) Bei der Berufung auf eine Professur können Juniorprofessorinnen oder 
Juniorprofessoren der eigenen Hochschule in der Regel nur berücksichtigt 
werden, wenn sie nach ihrer Promotion die Hochschule gewechselt haben 
oder mindestens zwei Jahre außerhalb der berufenden Hochschule wissen-
schaftlich tätig waren. Erfolgt der Nachweis der besonderen Befähigung 
zu wissenschaftlicher Arbeit nach § 36 Absatz 1 Nummer 3 durch eine 
Promotion, können bei der Berufung auf eine Professur Nachwuchspro-
fessorinnen oder Nachwuchsprofessoren der eigenen Hochschule in der 
Regel nicht berücksichtigt werden, wenn 

1. ihr Doktorgrad von dem Promotionskolleg für angewandte Forschung 
der Hochschulen für angewandte Wissenschaften in Nordrhein-Westfa-
len oder von einer Universität im Rahmen einer kooperativen Promo-
tion verliehen worden ist und 

2. die Betreuerin oder der Betreuer der Promotion zugleich Professorin 
oder Professor der eigenen Hochschule ist oder diese an der kooperati-
ven Promotion in sonstiger Weise beteiligt war. 

Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der eigenen Hochschule 
und das in § 10478 Absatz 3 genannte Personal der eigenen Hochschule kön-
nen nur in begründeten Ausnahmefällen und wenn zusätzlich die Vorausset-
zungen des Satzes 1 vorliegen, berücksichtigt werden, es sei denn, das Gebot 
der Bestenauslese nach Artikel 33 Absatz 2 des Grundgesetzes gebietet die 
Berufung des Mitglieds der Hochschule. 

 
§ 38 

Berufungsverfahren 

(1) Die Stellen für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sind vom 
Rektorat auf Vorschlag des Fachbereichs öffentlich auszuschreiben. Die 
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Ausschreibung muss Art und Umfang der zu erfüllenden Aufgaben hinrei-
chend konkret angeben. Von der Ausschreibung einer Professur kann in den 
folgenden Fällen ausnahmsweise abgesehen werden: 

1. wenn eine Professorin oder ein Professor in einem Beamtenverhältnis auf 
Zeit oder einem befristeten Beschäftigungsverhältnis auf eine Professur in ei-
nem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäfti-
gungsverhältnis berufen werden soll, 

2. wenn durch das Angebot dieser Stelle die Abwanderung einer Professorin 
oder eines Professors oder einer Juniorprofessorin oder eines Juniorpro-
fessors verhindert werden kann; dies setzt voraus, dass ein mindestens 
gleichwertiger Ruf einer anderen Hochschule oder das Angebot einer 
gleichwertigen Leitungsfunktion an einer außeruniversitären For-
schungseinrichtung vorliegt, 

3. wenn für die Besetzung einer mit der Besoldungsgruppe W3 bewerteten 
Professur eine in besonders herausragender Weise qualifizierte Persönlich-
keit zur Verfügung steht, deren Gewinnung im Hinblick auf die Stärkung der 
Qualität und Profilbildung im besonderen Interesse der Hochschule liegt, 

4. wenn eine Nachwuchswissenschaftlerin oder ein Nachwuchswissenschaft-
ler, bei der oder dem die Einstellungsvoraussetzungen einer Juniorprofesso-
rin oder eines Juniorprofessors nach § 36 vorliegen und die oder der in be-
sonderer Weise fachlich sowohl qualifiziert als auch mit der berufungswilli-
gen Universität verbunden ist, auf eine Professur in einem Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis berufen 
werden soll; dabei muss die Nachwuchswissenschaftlerin oder der Nach-
wuchswissenschaftler ihre oder seine Funktion nach externer Begutachtung, 
welche dem Berufungsverfahren auf eine Juniorprofessor gleichwertig ist, 
erhalten haben, oder 

5. wenn die Professur, auf die berufen werden soll, aus einem hochschul-
übergreifenden Förderprogramm finanziert wird, dessen Vergabebestimmun-
gen eine Ausschreibung und ein Auswahlverfahren mit externer Begutach-
tung vorsehen, welches einem Berufungsverfahren auf eine Professur gleich-
wertig ist. 

Die Entscheidung über den Verzicht auf die Ausschreibung nach Satz 3 trifft 
das Rektorat auf Vorschlag des Fachbereichs und nach Anhörung der Gleich-
stellungsbeauftragten; im Fall von Satz 3 Nummer 3 bedarf die Entscheidung 
zusätzlich des Einvernehmens des Hochschulrats. In den Fällen der Wieder-
besetzung entscheidet das Rektorat nach Anhörung der betroffenen Fachbe-
reiche, ob die Aufgabenumschreibung der Stelle geändert, die Stelle einem 
anderen Fachbereich zugewiesen oder nicht wieder besetzt werden soll. 

(3) Der Berufungsvorschlag zur Besetzung einer Professur soll drei Einzel-
vorschläge in bestimmter Reihenfolge enthalten und muss diese insbesondere 
im Hinblick auf die von der Stelleninhaberin oder dem Stelleninhaber zu er-
füllenden Lehr- und Forschungsaufgaben ausreichend begründen; Absatz 6 
bleibt unberührt. Dem Berufungsvorschlag sollen zwei vergleichende Gut-
achten auswärtiger Professorinnen oder Professoren beigefügt werden. 
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(4) Das Verfahren zur Vorbereitung der Berufungsvorschläge zur Besetzung 
einer Professur einschließlich der Hinzuziehung auswärtiger Sachverständi-
ger sowie das Verfahren zur Berufung der Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren und der Nachwuchsprofessorinnen und Nachwuchsprofesso-
ren regelt die vom Senat zu erlassende Berufungsordnung; die Schwerbehin-
dertenvertretung ist zu beteiligen. Die Berufungsordnung soll hierbei zur 
Qualitätssicherung nach Satz 1 insbesondere Regelungen über Verfahrens-
fristen, über die Art und Weise der Ausschreibung, über die Funktion der 
oder des Berufungsbeauftragten, über die Zusammensetzung der Berufungs-
kommissionen einschließlich auswärtiger Gutachterinnen und Gutachter, 
über die Entscheidungskriterien einschließlich der Leistungsbewertung in 
den Bereichen Lehre und Forschung sowie über den vertraulichen Umgang 
mit Bewerbungsunterlagen treffen; Absatz 6 bleibt unberührt. Die Beru-
fungsordnung kann zudem regeln, dass die Bewerberinnen und Bewer-
ber erklären müssen, dass ihre der Bewerbung zugrunde gelegten Ver-
öffentlichungen und sonstigen Forschungsergebnisse wissenschaftlich 
redlich unter Einhaltung der allgemein anerkannten Grundsätze guter 
wissenschaftlicher Praxis zustande gekommen sind. Der Berufungskom-
mission sollen möglichst auswärtige Mitglieder angehören. Die Rektorin 
oder der Rektor kann der Berufungskommission Vorschläge unterbreiten. 
Die Berufung von Nichtbewerberinnen und -bewerbern ist zulässig. 

(6) Die Berufungskommission stellt vor der Sichtung und Prüfung der 
eingegangenen Bewerbungen im Benehmen mit der oder dem Beru-
fungsbeauftragten hinreichend konkret diejenigen Entscheidungskrite-
rien einschließlich der Kriterien der Leistungsbewertung auf, die vorlie-
gen müssen oder ansonsten von Relevanz sein können, damit eine Per-
son Gegenstand des Vorschlags des Fachbereichs nach Absatz 3 sein 
kann; hierbei ist sicherzustellen, dass das Kriterium der pädagogischen 
Eignung in besonderer Weise abgebildet wird. Die Kriterien nach Satz 1 
sind aktenkundig zu machen. Eine Änderung dieser Kriterien während 
der weiteren Tätigkeit der Berufungskommission ist unzulässig. Die 
Prüfung der Bewerbungen und die Begründung der Entscheidung, wel-
che Person an welcher Stelle des Berufungsvorschlags gelistet wird, er-
folgt ausschließlich anhand der Kriterien nach Satz 1. 

 
§ 38a 

Tenure Track 

(1) Die Universitäten können in begründeten Fällen Juniorprofessuren so 
ausgestalten, dass schon bei der Besetzung dieser Stelle die Berufung auf 
eine Professur im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder auf eine Professur 
in einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis unter der Voraussetzung zu-
gesagt wird, dass vorab festzulegende Qualitäts- und Leistungsanforderun-
gen während der Juniorprofessur erfüllt werden (Tenure Track); in diesem 
Fall muss zuvor eine Ausschreibung nach Absatz 2 erfolgt sein. 2Die Ent-
scheidung über die Ausgestaltung nach Satz 1 trifft das Rektorat auf Vor-
schlag des Fachbereichs und nach Anhörung der Gleichstellungsbeauftrag-
ten. 3Im Fall der Tenure-Track-Zusage wird von der Ausschreibung der un-
befristeten Professur abgesehen. 4Einer Juniorprofessorin oder einem Junior-
professor kann in begründeten Fällen ein Tenure Track auch ohne Ausschrei-
bung nach Absatz 2 zugesagt werden, wenn bei Vorliegen eines mindestens 
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gleichwertigen Rufs einer anderen Universität auf eine Juniorprofessur mit 
Tenure Track durch dieses Angebot eines Tenure Tracks ihre oder seine Ab-
wanderung verhindert werden kann; die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

(2) Eine Juniorprofessur kann mit der Maßgabe ausgeschrieben werden, dass 
im Anschluss an die Juniorprofessur die Berufung auf eine Professur im Be-
amtenverhältnis auf Lebenszeit oder auf eine Professur in einem unbefriste-
ten Beschäftigungsverhältnis erfolgen wird, wenn die bei der Besetzung der 
Juniorprofessur festgelegten Leistungen erbracht werden und die sonstigen 
Einstellungsvoraussetzungen für eine Professur vorliegen. 

(3) In einem Evaluierungsverfahren, das die Grundlage für die Berufung auf 
die Professur im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefriste-
ten Beschäftigungsverhältnis bildet, wird überprüft, ob die bei der Besetzung 
der Juniorprofessur festgelegten Leistungen erbracht wurden. Das Nähere zu 
Grundsätzen, Strukturen und Verfahren einschließlich der Hinzuziehung aus-
wärtiger Sachverständiger regelt die Berufungsordnung; § 38 Absatz 4 Satz 2 
bis 4 gilt entsprechend. Die Berufungsordnung kann regeln, dass das Evalu-
ierungsverfahren nach Satz 1 und das Berufungsverfahren, welches zudem 
angemessen vereinfacht werden kann, in einem Verfahren zusammengeführt 
werden können. Für das Evaluierungsverfahren und das zusammengeführte 
Verfahren nach Satz 3 gilt § 38 Absatz 5 entsprechend. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Professuren im Beamtenverhältnis auf Zeit 
oder in einem befristeten Beschäftigungsverhältnis entsprechend. Die Uni-
versität kann eine Zwischenevaluierung der in dieser Professur erbrachten 
Leistungen vorsehen. § 39 Absatz 5 Sätze 3 und 4 gelten mit der Maßgabe 
entsprechend, dass an die Stelle des sechsten Jahres das letzte Jahr der 
Zeitdauer des Beamtenverhältnisses auf Zeit oder des befristeten Be-
schäftigungsverhältnisses tritt. Ist das letzte Jahr der Zeitdauer des Be-
amtenverhältnisses im Sinne des Satzes 3 das sechste Jahr, verlängert 
sich die nach § 122 Absatz 2 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes be-
stimmte Höchstdauer um ein Jahr. 

(5) Die Universitäten können in begründeten Fällen die Beschäftigung als 
wissenschaftliche Mitarbeiterin oder als wissenschaftlicher Mitarbeiter so 
ausgestalten, dass bei der Besetzung dieser Stelle oder dieser Beschäfti-
gungsposition die Zusage eines Tenure Track erfolgt. In diesem Fall muss 
die wissenschaftliche Mitarbeiterin oder der wissenschaftliche Mitarbeiter 
ihre oder seine Funktion in der Regel nach externer Begutachtung, welche 
dem Berufungsverfahren auf eine Juniorprofessur gleichwertig ist, erhalten 
haben. Absatz 1 Satz 2 bis 4, Absatz 3, Absatz 4 Satz 2 und Absatz 6 Satz 1 
gelten entsprechend. 

(6) Die Universitäten können in begründeten Fällen einer Nachwuchswissen-
schaftlerin oder einem Nachwuchswissenschaftler, die oder den sie nicht als 
wissenschaftliche Mitarbeiterin oder Mitarbeiter beschäftigt und die oder der 
eine Funktion innehat, welche aus einem hochschulübergreifenden Förder-
programm finanziert wird, dessen Vergabebestimmungen eine Ausschrei-
bung und ein Auswahlverfahren mit externer Begutachtung vorsehen, das ei-
nem Berufungsverfahren auf eine Juniorprofessur gleichwertig ist, einen 
Tenure Track zusagen. Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 
gelten entsprechend. 
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(7) Die Universität entwickelt ein in der Berufungsordnung festzulegendes 
Qualitätssicherungskonzept, welches die Bestenauslese in den Fällen der Ab-
sätze 1 bis 6 ebenso absichert wie ein Ausschreibungsverfahren; das Ministe-
rium kann sich vorbehalten, dass die Universität dieses Konzept und seine 
Weiterentwicklung mit ihm abstimmt. 

(8) § 37a gilt entsprechend. 

(9) Absatz 1 Sätze 1 bis 3, Absätze 2, 3, 7 und 8 gelten für die Hochschu-
len für angewandte Wissenschaften hinsichtlich einer Nachwuchsprofes-
sur entsprechend. 

 
§ 38b  

Nachwuchsprofessur 

(1) Im Rahmen einer Nachwuchsprofessur an Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften können geeignete Bewerberinnen und Bewerber, 
bei denen im Übrigen die Einstellungsvoraussetzungen des § 36 Absatz 1 
vorliegen, die für die Übertragung einer Professur erforderliche mindes-
tens dreijährige außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübte außer-
hochschulische berufspraktische Tätigkeit erwerben. Das Erfordernis 
einer insgesamt fünfjährigen berufspraktischen Tätigkeit nach § 36 Ab-
satz 1 Nummer 5 Halbsatz 1 bleibt im Übrigen unberührt. 

(2) Die Hochschule für angewandte Wissenschaften schließt mit der Ein-
richtung außerhalb des Hochschulbereichs, in der die außerhochschuli-
sche berufspraktische Tätigkeit nach Absatz 1 erworben werden soll, 
eine Vereinbarung, die mindestens Regelungen über  

1. die Verteilung der Arbeitszeit und die Gewährleistung eines mindes-
tens hälftigen Beschäftigungsumfangs an der Einrichtung,  

2. die Sicherung der Anbindung an die Hochschule und 

3. unterstützende Personalentwicklungsmaßnahmen 

enthält. Die Vereinbarung regelt zudem, dass die Einrichtung für den 
Fall, dass eine Gewährleistungsentscheidung erteilt wird, einen Versor-
gungszuschlag in Höhe von 30 Prozent der auf den an ihr wahrgenom-
menen Beschäftigungsumfang entfallenden Bezüge zu entrichten hat 
und im Übrigen kein finanzieller Ausgleich betreffend die Beschäftigung 
der Nachwuchsprofessorin oder des Nachwuchsprofessors zwischen der 
Hochschule und der Einrichtung außerhalb des Hochschulbereichs er-
folgt. 

 
§ 39  

Dienstrechtliche Stellung der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 

(2) Die Hochschule kann übergangsweise bis zur Besetzung der Stelle oder, 
im Falle der vorübergehenden Verhinderung des Stelleninhabers an der 
Wahrnehmung der Aufgaben aus der Stelle, bis zum Wegfall der Ver-
hinderung für eine Professorin oder einen Professor eine Vertreterin oder ei-
nen Vertreter, die oder der die Einstellungsvoraussetzungen einer Professorin 
oder eines Professors nach § 36 erfüllt, mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
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aus der Stelle beauftragen. Die Professurvertretung ist ein öffentlich-rechtli-
ches Rechtsverhältnis eigener Art; sie begründet kein Dienstverhältnis. 

(5b) Nachwuchsprofessorinnen und Nachwuchsprofessoren werden für 
die Dauer von bis zu drei Jahren zu Beamtinnen oder Beamten auf Zeit 
ernannt und für die Wahrnehmung der berufspraktischen Tätigkeit im 
Sinne von § 38b Absatz 1 Satz 1 in dem sich aus § 38b Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 ergebenden und mithin mindestens hälftigen zeitlichen Um-
fang beurlaubt oder nach Maßgabe des § 20 Absatz 1 des Beamtensta-
tusgesetzes zugewiesen. Das Beamtenverhältnis der Nachwuchsprofesso-
rin oder des Nachwuchsprofessors kann im Laufe des dritten Jahres mit 
ihrer oder seiner und der Zustimmung der Einrichtung außerhalb des 
Hochschulbereichs nach § 38b Absatz 2 um ein Jahr verlängert werden. 
Nachwuchsprofessorinnen und Nachwuchsprofessoren können auch in 
einem befristeten privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt werden. 
In diesem Falle gelten Sätze 1 und 2 sowie § 121 Absatz 2, § 124 Absatz 1 
Satz 2 und 3 und Absatz 2, § 125 des Landesbeamtengesetzes und die 
Vorschriften über den Sonderurlaub entsprechend. 

 
§ 39b  

Gemeinsame Berufungen mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen 

(1) Ist mit der ausgeschriebenen Stelle für Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer die Übernahme einer Leitungsfunktion bei einer außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtung im Sinne des § 9977 Absatz 6 Satz 1 verbunden, 
soll ein gemeinsames Berufungsverfahren der Hochschule und der außeruni-
versitären Forschungseinrichtung durchgeführt werden (gemeinsame Beru-
fung). Für die gemeinsame Berufung gelten die nachstehenden Absätze so-
wie die allgemeinen Vorschriften. 

(5) Die Ausgestaltung der gemeinsamen Berufung können die Hochschule 
und die außeruniversitäre Forschungseinrichtung auch abweichend von den 
Absätzen 2 bis 4 nach Maßgabe der allgemeinen Vorschriften vereinbaren. 
Dabei können sie insbesondere vorsehen, dass die Hochschullehrerin 
oder der Hochschullehrer an der außeruniversitären Forschungsein-
richtung beschäftigt ist und zugleich ihr oder ihm die mitgliedschafts-
rechtliche Rechtsstellung einer Professorin oder eines Professors an der 
Hochschule eingeräumt wird. 

 
§ 42 

Lehrkräfte für besondere Aufgaben 

(2) Im Übrigen gilt § 44 Absatz 2, 3 und 10 entsprechend. 

 
§ 44 

Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
Universitäten 

(5) Wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen Aufgaben 
übertragen werden, die auch der Vorbereitung einer Promotion förderlich 
sind, werden in einem befristeten privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäf-
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tigt. Ihre Einstellung setzt neben den allgemeinen dienstrechtlichen Voraus-
setzungen ein den Anforderungen der dienstlichen Aufgaben entsprechendes 
abgeschlossenes Hochschulstudium in einem Studiengang mit einer generel-
len Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern voraus. Bei der Aus-
gestaltung der Befristung der Dienstverhältnisse sind im Rahmen der 
gesetzlichen Vorgaben die besonderen Bedürfnisse der sich qualifizie-
renden Personen mit Behinderungen oder chronischer Erkrankung an-
gemessen zu berücksichtigen. 

(6) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen Aufgaben 
übertragen werden, die auch der Erbringung zusätzlicher wissenschaftlicher 
Leistungen förderlich sind, können in ein Beamtenverhältnis auf Zeit als 
Akademische Rätin oder Akademischer Rat oder als Akademische Oberrätin 
oder Akademischer Oberrat berufen werden oder in einem befristeten privat-
rechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt werden. Absatz 5 Satz 3 gilt ent-
sprechend. 

(9) Für die Beschäftigung als wissenschaftliche Mitarbeiterin oder als wis-
senschaftlicher Mitarbeiter im Sinne des Absatzes 6 in einem privatrechtli-
chen Dienstverhältnis gelten Absatz 7, Absatz 8 und Absatz 8a entsprechend. 
Darüber hinaus gelten unbeschadet des Absatzes 10 die § 121 Absatz 2, § 
125 Absatz 2 und 3 des Landesbeamtengesetzes und die Vorschriften über 
den Sonderurlaub entsprechend. 

(10) Abweichend von § 121 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes können 
wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Rahmen ih-
rer Dienstaufgaben zur Lehrtätigkeit verpflichtet sind, nach Maßgabe 
hochschulischer Regelungen Erholungsurlaub auch in der Vorlesungs-
zeit nehmen. 

(1110) Soweit künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Universitä-
ten beschäftigt werden, gelten die Absätze 1 bis 10 sinngemäß. 

 
§ 45 

Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Hochschulen für an-
gewandte Wissenschaften Fachhochschulen 

(1) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften Fachhochschulen sind die den Fachbereichen, 
wissenschaftlichen Einrichtungen oder Betriebseinheiten der Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen zugeordneten Bedienste-
ten, denen nach Maßgabe ihres Dienstverhältnisses wissenschaftliche Dienst-
leistungen in der Lehre und in Forschungs- und Entwicklungsvorhaben ob-
liegen. 

(2) Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Hochschu-
len für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen haben als Dienstleis-
tung die Aufgabe, die Studierenden zu betreuen und anzuleiten, insbesondere 
im Rahmen von Projekten, Praktika und praktischen Übungen fachliche 
Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln. Ihnen können darüber hinaus 
Dienstleistungen in der wissenschaftlichen Lehre übertragen werden; im 
Falle der Übertragung gilt § 44 Absatz 2 Satz 1 bis 3 entsprechend. Ihnen 
soll ausreichend Gelegenheit zum Erwerb weiterer didaktischer und sonstiger 
Qualifikationen gegeben werden. Zu ihren Dienstleistungen gehört auch die 
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Tätigkeit in der Verwaltung der wissenschaftlichen Einrichtungen oder Be-
triebseinheiten einschließlich der Betreuung der Ausstattung. Soweit die wis-
senschaftlichen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter an Hochschulen für an-
gewandte Wissenschaften Fachhochschulen dem Aufgabenbereich einer 
Professorin oder eines Professors zugewiesen sind, ist diese oder dieser wei-
sungsbefugt. 

(3) Einstellungsvoraussetzung für die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an Hochschulen für angewandte Wissenschaften Fach-
hochschulen ist ein den vorgesehenen Aufgaben entsprechender Abschluss 
eines Hochschulstudiums. Soweit es den Anforderungen der Stelle ent-
spricht, können weitere Voraussetzungen, insbesondere Erfahrungen in einer 
beruflichen Tätigkeit außerhalb der Hochschule gefordert werden. 

(4) Ein Teil der Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter an Hochschulen für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen 
kann für befristete Beschäftigungsverhältnisse gemäß §§ 1 bis 3 des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes eingerichtet werden, insbesondere zum Zwecke 
der Weiterbildung sowie zur Mitarbeit in Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben. § 44 Absatz 5 Satz 3 gilt für diese Beschäftigungsverhältnisse ent-
sprechend. 

(5) Im Übrigen richten sich die Aufgaben, die Einstellungsvoraussetzungen 
und die dienstrechtliche Stellung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach 
den allgemeinen dienstrechtlichen Vorschriften. § 44 Absatz 10 gilt ent-
sprechend. 

 
§ 46a 

Vertretung der Belange  
studentischer Hilfskräfte 

(1) Die Grundordnung sieht vor kann vorsehen, dass die Studierenden oder 
der Senat auf der Grundlage eines Vorschlags der Studierendenschaft eine 
Stelle wählt, die nach Maßgabe von Absatz 2 als Beauftragte für die studen-
tischen Hilfskräfte die Belange von wissenschaftlichen oder künstlerischen 
Hilfskräften nach § 46 wahrnimmt, die über kein für ihre Hilfskrafttätigkeit 
fachlich einschlägiges abgeschlossenes Hochschulstudium verfügen. Sieht 
die Grundordnung die Wahl nach Satz 1 vor, regelt sie Die Grundordnung 
regelt zugleich die Anzahl der Mitglieder der Stelle, ihre Bestellung und 
Amtszeit sowie das Nähere zur Wählbarkeit und zur Wahl. Die Grundord-
nung kann vorsehen, dass die Mitglieder der Stelle, sofern sie in einem 
Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis zur Hochschule stehen, in einem an-
gemessenen Umfang von ihrer dienstlichen Tätigkeit freigestellt werden. 

 
§ 48  

Einschreibung 

(2) Eine Studienbewerberin oder ein Studienbewerber kann für mehrere Stu-
diengänge, für die eine Zulassungsbeschränkung mit Auswahlverfahren be-
steht, durch das Studienbewerberinnen und Studienbewerber vom Erststu-
dium ausgeschlossen werden, nur eingeschrieben werden, wenn dies wegen 
einer für den berufsqualifizierenden Abschluss vorgeschriebenen Studien-
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gangkombination erforderlich ist. Eine gleichzeitige Einschreibung in ei-
nen internationalen Studiengang im Sinne des § 60 Absatz 2 und einen 
weiteren Studiengang, für die Zulassungsbeschränkungen im Sinne des 
Satzes 1 bestehen, ist zulässig, wenn die an der nordrhein-westfälischen 
Hochschule zu absolvierenden Studienabschnitte des internationalen 
Studienganges in einem wesentlichen Umfang in der Teilnahme an den 
Lehrveranstaltungen und Prüfungen des weiteren Studienganges beste-
hen. 

(3) Ist der von der Studienbewerberin oder dem Studienbewerber gewählte 
Studiengang oder sind die gewählten Studiengänge mehreren Fachbereichen 
zugeordnet, so hat die Studienbewerberin oder der Studienbewerber bei der 
Einschreibung den Fachbereich zu wählen, dem sie oder er angehören will. 
Wird zwischen Hochschulen ein gemeinsamer Studiengang im Sinne des § 
9977 Absatz 1 Satz 3 vereinbart, so werden die Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber entsprechend der Vereinbarung nach § 9977 Absatz 1 Satz 
3 eingeschrieben. 

(5) Eine Studierende oder ein Studierender, die oder der nach Ablauf eines 
Semesters das Studium in demselben Studiengang fortsetzen will, hat sich 
innerhalb der vorgeschriebenen Fristen bei der Hochschule zurückzumelden. 
Auf Antrag können Studierende aus wichtigem Grund, auch zum Zwecke der 
Gründung eines Unternehmens, vom Studium beurlaubt werden; die Ein-
schreibungsordnung kann das Nähere regeln. Beurlaubte Studierende sind an 
der Hochschule, an der sie eingeschrieben oder als Zweithörerin oder Zweit-
hörer im Sinne des § 52 Absatz 2 zugelassen sind, nicht berechtigt, Studien- 
und Prüfungsleistungen zu erbringen, Teilnahmevoraussetzungen im Sinne 
des § 64 Absatz 2 Satz 21 Nummer 2 oder Leistungspunkte zu erwerben oder 
Prüfungen abzulegen. Satz 3 gilt nicht für die Wiederholung von nicht be-
standenen Prüfungen und für Teilnahmevoraussetzungen, die Folge eines 
Auslands- oder Praxissemesters selbst sind, für das beurlaubt worden ist. 
Satz 3 gilt auch nicht, wenn die Beurlaubung aufgrund der Pflege und Erzie-
hung von Kindern im Sinne des § 25 Absatz 5 Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz sowie aufgrund der Pflege der Ehegattin oder des Ehegatten, der 
eingetragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspartners oder 
eines in gerader Linie Verwandten oder im ersten Grad Verschwägerten er-
folgt. 

(6) Schülerinnen oder Schüler, die nach dem einvernehmlichen Urteil von 
Schule und Hochschule besondere Begabungen aufweisen, können im Ein-
zelfall als Jungstudierende außerhalb der Einschreibungsordnung zu Lehr-
veranstaltungen und Prüfungen zugelassen werden. Ihre Studien- und Prü-
fungsleistungen werden auf Antrag bei einem späteren Studium angerechnet. 
Die Hochschule kann alternativ durch Einschreibungsordnung regeln, 
dass diese Studierenden als Frühstudierende im Sinne des § 9 Absatz 4 
Satz 1 eingeschrieben werden.   

 
§ 49 

Zugang zum Hochschulstudium 

(1) Zugang zum Studium an Universitäten und Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften Fachhochschulen hat, wer die allgemeine Hoch-
schulreife oder die fachgebundene Hochschulreife nachweist; die allgemeine 
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Hochschulreife berechtigt dabei uneingeschränkt zum Studium, die fachge-
bundene Hochschulreife nur zum Studium der im Zeugnis ausgewiesenen 
Studiengänge. Die Fachhochschulreife berechtigt zum Studium an Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen. Zur Verbesse-
rung der Chancengleichheit im Zugang zum Studium an Universitäten kann 
das Ministerium im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen 
Ministerium durch Rechtsverordnung regeln, dass und nach welchen Maßga-
ben die Fachhochschulreife auch zum Studium an Universitäten berechtigt. 

(6) Zugang zu einem Studiengang, der mit einem Mastergrad abgeschlossen 
wird, hat, wer einen ersten berufsqualifizierenden Abschluss nachweist, auf 
dem der Masterstudiengang aufbaut. Abschlüsse von akkreditierten Bachelo-
rausbildungsgängen an Berufsakademien sind Bachelorabschlüssen von 
Hochschulen gleichgestellt. Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass 
für einen Studiengang nach Satz 1 ein vorangegangener qualifizierter Ab-
schluss nachzuweisen ist; es kann dabei nicht bestimmt werden, dass der vo-
rangehende Abschluss durch eine Gesamtnote in einer bestimmten Höhe 
qualifiziert sein muss oder dass die Note einer Modulabschlussprüfung des 
vorangehenden Studienganges in einer bestimmten Höhe vorliegen muss, 
wenn der erfolgreiche Abschluss des Studienganges, der mit einem Master-
grad abschließt, Voraussetzung für die Aufnahme oder Ausübung eines reg-
lementierten Berufs im Sinne des § 3 Absatz 5 des Berufsqualifikationsfest-
stellungsgesetzes NRW vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S.   272) in der je-
weils geltenden Fassung ist. Die Hochschule kann das Studium bereits vor 
dem Erwerb der Zugangsvoraussetzungen nach den Sätzen 1 bis 3 eröffnen, 
wenn sie die Eignung insbesondere anhand einer nach den bislang vorliegen-
den Prüfungsleistungen ermittelten Durchschnittsnote feststellt. Die Ein-
schreibung erlischt mit Wirkung für die Zukunft, wenn der Nachweis über 
die Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen nicht bis zu einer von der Hoch-
schule festgesetzten Frist eingereicht wird; die Frist darf die Dauer von sechs 
Monaten, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Einschreibung, nicht überschrei-
ten. 

(7) Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass neben den Zugangsvo-
raussetzungen nach den Absätzen 1 bis 6 eine studiengangbezogene beson-
dere Vorbildung, insbesondere beruflicher Art, künstlerische oder sonstige 
Eignung oder praktische Tätigkeit nachzuweisen ist, wenn es zur Errei-
chung des Studienziels geeignet, erforderlich und angemessen ist, das 
Vorliegen dieser Vorbildung, Eignung oder Tätigkeit zu verlangen. 

 
§ 51 

Exmatrikulation 

(4) Mit der Entscheidung über die Exmatrikulation nach Absatz 3 Num-
mer 5 kann eine Frist bis zur Dauer von zwei Jahren festgesetzt werden, 
innerhalb derer eine erneute Einschreibung an der Hochschule ausge-
schlossen ist. 

§ 51a  
Ordnungsverstöße; Ordnungsmaßnahmen 

(1) Eine Studierende oder ein Studierender begeht einen Ordnungsverstoß, 
wenn sie oder er 
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1. durch Anwendung von Gewalt, durch Aufforderung zur Gewalt, durch Be-
drohung mit Gewalt oder durch einen schwerwiegenden oder wiederholten 
Verstoß gegen eine rechtmäßige Anordnung im Rahmen des Hausrechts 

a) den bestimmungsgemäßen Betrieb einer Hochschuleinrichtung, die Tätig-
keit eines Hochschulorgans, die Durchführung einer Hochschulveranstaltung 
oder in sonstiger Weise den Studienbetrieb beeinträchtigt, verhindert oder zu 
verhindern versucht oder 

b) ein Mitglied der Hochschule in der Ausübung seiner Rechte und Pflichten 
erheblich beeinträchtigt oder von dieser Ausübung abhält oder abzuhalten 
versucht, 

2. wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat, die zu Lasten eines Mitglieds 
der Hochschule geschehen ist, rechtskräftig verurteilt worden ist oder ein 
rechtskräftiger Strafbefehl vorliegt und nach Art der Straftat eine Behinde-
rung des Studiums oder der sonstigen Tätigkeit dieses Mitglieds droht, 

3. Einrichtungen der Hochschule zu strafbaren Handlungen nutzt oder zu 
nutzen versucht, oder 

4. bezweckt oder bewirkt, dass 

a) ein Mitglied der Hochschule aus Gründen der Rasse oder wegen der ethni-
schen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität in seiner Würde verletzt 
wird, 

b) damit zugleich ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigun-
gen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaf-
fen wird und 

c) nach Art dieser Würdeverletzung und dieses geschaffenen Umfelds eine 
Behinderung des Studiums oder der sonstigen Tätigkeit dieses Mitglieds 
droht, 

5. vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine Verhaltensregel der Ordnung 
nach § 85 Absatz 1 Satz 2 verstößt, 

6. ein Sicherungsverfahren durch eine vorsätzlich oder fahrlässig erstat-
tete unwahre Mitteilung von Tatsachen veranlasst, die den Verdacht ei-
nes Sicherheitsverstoßes begründen, oder 

7. die Übermittlung im Sinne des Absatzes 7 Satz 2 verhindert. 

(2) Gegen Studierende, die einen Ordnungsverstoß nach Absatz 1 begangen 
haben, können Ordnungsmaßnahmen verhängt werden. Ordnungsmaßnah-
men sind: 

1. der Ausspruch einer Rüge, 

2. die Androhung der Exmatrikulation, 

3. der Ausschluss von der Benutzung von Einrichtungen der Hochschule, 

4. der Ausschluss von der Teilnahme an einzelnen Lehrveranstaltungen bis 
zu einem Semester, 

5. das vollständige oder teilweise Verbot des Betretens einzelner oder 
sämtlicher Liegenschaften der Hochschule, 
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6. Gebote oder Verbote betreffend den Kontakt zu anderen Hochschul-
mitgliedern, 

7. der Ausschluss vom Studium für einen in der Verfügung festgesetzten 
Zeitraum, 

85. die Exmatrikulation. 

Die Ordnungsmaßnahme nach Satz 2 Nummer 2 kann nur in Verbindung mit 
Ordnungsmaßnahmen nach Satz 2 Nummer 1, 3 oder 4 ausgesprochen wer-
den; die Ordnungsmaßnahmen nach Satz 2 Nummer 1, 3 und 4 können ne-
beneinander verhängt werden. Die Ordnungsmaßnahme nach Satz 2 Num-
mer 5 kann für einen Ordnungsverstoß nach Absatz 1 Nummer 4 nicht ver-
hängt werden, es sei denn, es liegt zugleich ein Ordnungsverstoß nach Ab-
satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 vor. Liegen zureichende tatsächliche Anhalts-
punkte vor, dass Studierende einen Ordnungsverstoß nach Absatz 1 
Nummer 1 oder 3 bis 5 begangen haben, können Ordnungsmaßnahmen 
nach Satz 2 Nummer 3 bis 7 auch verhängt werden, ohne dass die Bege-
hung des Ordnungsverstoßes nachgewiesen ist. Im Falle eines Ord-
nungsverstoßes nach Absatz 1 Nummer 6 gilt § 92 Absatz 2 Sätze 2 und 
3 entsprechend. Das Hausrecht nach § 18 Absatz 1 bleibt unberührt. 

 
(3) Die Entscheidung über die Verhängung der einzelnen Ordnungs-
maßnahme, auch hinsichtlich ihrer Dauer, ergeht nach pflichtgemäßem 
Ermessen. Die Maßnahme ist insbesondere nach der Schwere des Ord-
nungsverstoßes und, im Falle des Absatzes 2 Satz 3, insbesondere nach 
dem Maß der Gefährdung der betroffenen Schutzgüter zu bemessen. 
Erweist sich hinsichtlich der verdächtigen Person, dass sich die zu-
reichenden tatsächlichen Anhaltspunkte nicht dahin erhärten, dass die 
Begehung eines Ordnungsverstoßes weiterhin angenommen werden 
kann, ist die Maßnahme aufzuheben. Im Übrigen kann dieDie Ordnungs-
maßnahme nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 kann nur in Verbindung mit 
Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 3 oder 4 ausgespro-
chen werden; die Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 3 
und 4 können nebeneinander verhängt werden. Die Ordnungsmaßnahme 
nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 85 kann für einen Ordnungsverstoß nach Ab-
satz 1 Nummer 4 bis 7 nicht verhängt werden, es sei denn, es liegt zugleich 
ein Ordnungsverstoß nach Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 vor. 

(43) Das Nähere zum Verfahren zur Verhängung einer Ordnungsmaßnahme 
regelt der Senat durch Ordnung; diese bedarf der Genehmigung des Rekto-
rats. In dem Verfahren hinsichtlich der Entscheidung über die Exmatrikula-
tion nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 85 sind die Vorschriften über das förmli-
che Verwaltungsverfahren der §§ 63 bis 71 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fas-
sung anzuwenden. Behörde im Sinne dieser Vorschriften ist der in der Ord-
nung nach Satz 1 geregelte Ordnungsrat Ordnungsausschuss. 

(5) In dem Verfahren zur Verhängung einer Ordnungsmaßnahme auf-
grund eines Ordnungsverstoßes im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 bis 
5 hat das Mitglied, demgegenüber dieser Ordnungsverstoß begangen 
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worden sein soll, die Informations-, Schutz-, Beistands- und verfahrens-
begleitenden Rechte nach § 90 Absatz 2 bis 5. Hinsichtlich der Kosten 
und Auslagen dieses Mitglieds gilt § 91 entsprechend. § 88 Absätze 4 
und 6 gelten hinsichtlich der Einstellung und Aussetzung des Ordnungs-
verfahrens entsprechend. 

(6) Die Hochschule kann Studierenden, denen vorgeworfen wird, einen 
Ordnungsverstoß begangen zu haben, Dokumente, insbesondere Verfü-
gungen, zustellen, indem sie 

1. das Dokument an einer vom Rektorat bestimmten und im Verkün-
dungsblatt bekanntgemachten Stelle zur Abholung durch die Studie-
rende oder den Studierenden bereitstellt und 

2. die Studierende oder den Studierenden auf demjenigen elektronischen 
Kommunikationsweg, den die Hochschule zum Kontakt mit ihr oder 
ihm in Angelegenheiten des Studiums nutzt, unter Nutzung einer fortge-
schrittenen elektronischen Signatur über die Bereitstellung nach Num-
mer 1 informiert.  

§ 10 Absatz 2 Sätze 3 bis 7 des Landeszustellungsgesetzes vom 7. März 
2006 (GV. NRW. S. 94), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 
2021 (GV. NRW. S. 762), gilt entsprechend. 

(7) Ist die Übermittlung nach Absatz 6 technisch gehindert, soll die Ver-
fügung durch Bekanntmachung einer Benachrichtigung an der Stelle öf-
fentlich zugestellt werden, die von der jeweiligen Hochschule hierfür all-
gemein bestimmt ist. Verhindert die oder der Studierende insbesondere 
durch technische Maßnahmen die Übermittlung nach Absatz 6, soll die 
Hochschule gegen sie oder ihn Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 5 und 7 ergreifen; Satz 1 gilt entsprechend. 

(84) Mit der Entscheidung über die Exmatrikulation nach Absatz 2 Satz 2 
Nummer 85 kann eine Frist bis zur Dauer von zwei Jahren festgesetzt wer-
den, innerhalb derer eine erneute Einschreibung an der Hochschule ausge-
schlossen ist. 

 
§ 52 

Zweithörerinnen und Zweithörer,  
Gasthörerinnen und Gasthörer 

(2) Zweithörerinnen oder Zweithörer können bei Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 48 Absatz 1 und 2 für das Studium eines weiteren Studiengan-
ges zugelassen werden. Die Zulassung zu mehreren Studiengängen einem 
gemeinsamen Studiengang mehrerer Hochschulen ist im Rahmen des § 
9977 Absatz 1 Satz 3 möglich. In den Fällen des § 9977 Absatz 1 Satz 3 ist 
die Zulassung zum Studium des gemeinsamen Studienganges nach Maßgabe 
der Hochschulvereinbarung auch bei der Hochschule von Amts wegen zuläs-
sig, bei der die Studierenden nicht eingeschrieben sind. 

(3) Bewerberinnen und Bewerber, die an einer Hochschule einzelne Lehrver-
anstaltungen besuchen wollen, können als Gasthörerinnen oder Gasthörer 
oder zur Weiterbildung auch auf privatrechtlicher Grundlage im Rahmen der 
vorhandenen Studienmöglichkeiten zugelassen werden. Der Nachweis des 
Vorliegens der Zugangsvoraussetzungen nach § 49 ist nicht erforderlich. § 



 

34 
 

50 Absatz 2 gilt entsprechend. Gasthörerinnen und Gasthörer sind nicht be-
rechtigt, Prüfungen abzulegen; sie dürfen nach Maßgabe von Regelungen 
der Hochschule an Prüfungen teilnehmen und können über ihre Leis-
tungen ein Zertifikat erhalten. § 62 Absatz 3 bleibt unberührt.; § 62 Ab-
satz 4 Satz 1 bleibt unberührt. 

 
§ 52a 

Europäische und internationale  
Kooperationen; Internationalstudierende 

(1) Die Hochschule kann durch Ordnung regeln, dass an einer europäi-
schen oder internationalen Partnerhochschule oder im Rahmen einer 
europäischen oder internationalen Kooperation eingeschriebene Studie-
rende (Internationalstudierende) für einen begrenzten Zeitraum ohne 
Einschreibung berechtigt sind, an Lehrveranstaltungen teilzunehmen 
sowie Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 

(2) Trifft die Hochschule eine Regelung nach Absatz 1, so können durch 
Internationalstudierende auch Microcredentials erworben werden. § 
60a gilt entsprechend. 

 
§ 53 

Studierendenschaft 

(6) Das Rektorat übt die Rechtsaufsicht über die Studierendenschaft aus. § 
9876 Absatz 2 bis 4 finden entsprechende Anwendung. 

 
§ 58 

Ziel von Lehre und Studium, Lehrangebot 

(1) Lehre und Studium vermitteln den Studierenden unter Berücksichtigung 
der Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt und der fachüber-
greifenden Bezüge die erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Methoden dem jeweiligen Studiengang entsprechend so, dass sie zu wissen-
schaftlicher oder künstlerischer Arbeit, zur Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und Methoden in der beruflichen Praxis, zur kritischen Einord-
nung wissenschaftlicher Erkenntnis und zu verantwortlichem Handeln in ei-
nem freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat und zu ei-
nem dementsprechenden gesellschaftlichen Engagement befähigt werden. 
Die Hochschule ergreift Maßnahmen zur Verbesserung des Studienerfolgs. 
Sie soll über ein Leitbild für die Lehre verfügen, das sich in den Curricula ih-
rer Studiengänge widerspiegelt. 

(2a) Die Hochschulen können im Einvernehmen mit dem Ministerium Re-
formmodelle des Studiums insbesondere der Studienanfängerinnen und Stu-
dienanfänger erproben und im Rahmen dieser Reformmodelle insbesondere 
Ergänzungskurse anbieten und Maßnahmen zur Verbesserung des Studiener-
folgs vorsehen; bei Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung abge-
schlossen werden, ist auch das Einvernehmen mit dem zuständigen Fachmi-
nisterium herzustellen. Die Prüfungsordnung kann vorsehen, dass sich für 
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Studierende, die an Ergänzungskursen teilnehmen, die individualisierte Re-
gelstudienzeit um die Anzahl der Semester erhöht, die der Arbeitsbelastung 
dieser Ergänzungskurse entspricht. 

(4) Das Ministerium wird ermächtigt, im Benehmen mit den einzelnen Hoch-
schulen Beginn und Ende der Vorlesungszeit zu bestimmen. Das Ministe-
rium wird zudem ermächtigt, einen zeitlichen Rahmen festzulegen, in-
nerhalb dessen die einzelnen Hochschulen jeweils Beginn und Ende der 
Vorlesungszeit unter Beachtung der vom Ministerium vorgegebenen 
Anzahl an Semesterwochen bestimmen. 

 
§ 58b 

Reformmodelle des Studiums 

(1) Die Hochschulen können Reformmodelle des Studiums durchführen. 
Die Durchführung eines Reformmodells bedarf der Zustimmung des 
Ministeriums. Bei Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung ab-
geschlossen werden, ist das Einvernehmen mit dem zuständigen Fachmi-
nisterium herzustellen. 

(2) Reformmodelle des Studiums dienen 

1. der Orientierung der Studieninteressierten oder der Studienanfänge-
rinnen und -anfänger vor oder zu Beginn des Studiums, 

2. der Verbesserung des Studienerfolgs insbesondere für Studierende 
aus einem bildungsfernen Umfeld, mit besonderen Bedarfen oder aus 
dem internationalen Bereich, 

3. der Berücksichtigung der Vielfalt der Studierenden nach § 3 Absatz 4 
Satz 3 oder 

4. der Steigerung der Qualität in Lehre und Studium. 

(3) Ein Reformmodell kann innerhalb oder außerhalb des Curriculums 
eines Studienganges durchgeführt werden. Soll es innerhalb des Curri-
culums eines akkreditierten oder zu akkreditierenden Studienganges 
durchgeführt werden, bleiben die akkreditierungsrechtlichen Vorschrif-
ten unberührt. Wird es außerhalb des Curriculums durchgeführt, kann 
es so ausgestaltet werden, dass  

1. die dem Reformmodell zugehörende Studienphase aus Sicht der an 
ihm teilnehmenden Personen Bestandteil des Studiums ihres Studien-
ganges ist oder 

2. die dem Reformmodell zugehörende Studienphase auch aus Sicht der 
an ihm teilnehmenden Personen kein Bestandteil des Studiums ihres 
Studienganges ist. 

Auch im Falle des Satzes 3 Nummer 1 bleibt die allgemeine Struktur des 
Studienganges, insbesondere die Einhaltung der Kriterien nach Artikel 
2 Absätze 2 und 3 des Studienakkreditierungsstaatsvertrags vom 12. 
Juni 2017 (GV. NRW. S. 806), sowie seine Akkreditierung unberührt. 

(4) Die Zustimmung nach Absatz 1 Satz 2 kann sich insbesondere bezie-
hen auf: 
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1. eine oder mehrere hochschulübergreifende, auch Universitäten und 
Hochschulen für angewandte Wissenschaften übergreifende, gemein-
same Studienphase oder Studienphasen, die innerhalb oder außerhalb 
des Curriculums durchgeführt wird oder werden, 

2. den einschreibungsrechtlichen Status der an dem Reformmodell teil-
nehmenden Personen, 

3. die zugangsrechtlichen Anforderungen, die an die Teilnehmenden an 
dem Reformmodell gestellt werden, 

4. die Anrechnung der im Rahmen eines Reformmodells vorgenomme-
nen Lehrtätigkeit auf die Lehrverpflichtung nach Maßgabe der Rege-
lungen nach § 33 Absatz 5 Satz 3, 

5. die statistikrechtliche Einordnung des Reformmodells, 

6. seine kapazitätsrechtliche Einordnung, 

7. die Art des Abschlusses der Studienphase, falls ein solcher erworben 
werden soll, sowie 

8. den Übergang der Teilnehmenden an einem Reformmodell im Sinne 
des Absatzes 3 Satz 3 Nummer 1 oder 2 in einen Studiengang. 

Zur Sicherung der Ziele des Absatzes 2 und der Qualität in Studium 
und Lehre sowie zur eigenverantwortlichen Steuerung des Hochschul-
wesens mit dem Ziel der Stärkung der hochschulischen Leistungsfähig-
keit kann das Ministerium das Nähere zu Reformmodellen, insbeson-
dere zu den Gegenständen des Satzes 1, durch Rechtsverordnung regeln. 

(5) Nach Maßgabe der Zustimmung nach Absatz 1 Satz 2 wird die indi-
vidualisierte Regelstudienzeit der Studierenden, die an dem Reformmo-
dell teilnehmen, erhöht. 

(6) Das Ministerium ist befugt, Regelungen zu erlassen, die allgemein 
für Reformmodelle gelten. Für Reformmodelle, die nach Maßgabe die-
ser Regelungen durchgeführt werden, kann das Ministerium auf das Er-
fordernis seiner Zustimmung nach Absatz 1 Satz 2 verzichten. Es kann 
zudem rückwirkend zum Zeitpunkt des Beginns der Durchführung des 
Reformmodells seine Zustimmung nach Absatz 1 Satz 2 erklären. Wird 
ein Reformmodell nicht nach Maßgabe der Regelungen nach Satz 1 
durchgeführt, kann das Ministerium die Einstellung des Reformmodells 
verlangen. Absatz 1 Satz 3 gilt für die Maßnahmen nach den Sätzen 1 
bis 3 entsprechend. 

 
§ 59  

Besuch von Lehrveranstaltungen 

(1) Das Recht zum Besuch von Lehrveranstaltungen einschließlich des Ab-
legens von Prüfungen außerhalb des gewählten Studienganges kann durch 
den Fachbereich beschränkt werden, wenn ohne die Beschränkung eine ord-
nungsgemäße Ausbildung der für einen Studiengang eingeschriebenen Stu-
dierenden nicht gewährleistet werden kann. 

(2) Ist bei einer Lehrveranstaltung wegen deren Art oder Zweck oder aus 
sonstigen Gründen von Forschung, künstlerischen Entwicklungsvorhaben, 
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Lehre, Kunstausübung und Krankenversorgung eine Begrenzung der Teil-
nehmerzahl erforderlich und übersteigt die Zahl der Bewerberinnen und Be-
werber die Aufnahmefähigkeit, so regelt die in der Ordnung nach Satz 2 
Halbsatz 2 genannte Funktionsträgerin oder der dort genannte Funktionsträ-
ger die Teilnahme; die Hochschule kann in einer Ordnung die Zahl der mög-
lichen Teilnahme derselben oder desselben Studierenden an der gleichen 
Lehrveranstaltung und an ihren Prüfungen und ihren Teilnahmevorausset-
zungen im Sinne des § 64 Absatz 2 Satz 21 Nummer 2 regeln. Studierende, 
die im Rahmen ihres Studienganges auf den Besuch einer Lehrveranstaltung 
zu diesem Zeitpunkt angewiesen sind, sind bei der Entscheidung nach Satz 1 
Halbsatz 1 vorab zu berücksichtigen; der Fachbereichsrat regelt in der Prü-
fungsordnung oder in einer Ordnung die Kriterien für die Prioritäten; er stellt 
hierbei im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel sicher, dass den Stu-
dierenden durch Beschränkungen in der Zahl der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer nach Möglichkeit kein Zeitverlust entsteht. 

 
§ 60a 

Studienangebote außerhalb  
eines Studienganges; 

Microcredentials 

(1) Die Hochschulen können Lehre anbieten, mit der außerhalb eines 
Studienganges der Erwerb von Kompetenzen in einem geringeren Um-
fang als in einem Studiengang vermittelt wird. Das Nähere, insbeson-
dere die Zugangsvoraussetzungen zur Teilnahme an der Lehre nach 
Satz 1, regelt die Hochschule durch Ordnung. Das Ministerium kann re-
geln, dass die Hochschulen die Einführung oder Änderung der Lehre 
nach Satz 1 oder ein Konzept dieser Lehre anzeigen müssen. Auf der 
Grundlage der Anzeige nach Satz 3 kann das Ministerium die Hoch-
schule mit der Durchführung der Lehre nach Satz 1 betrauen. Mit der 
Betrauung ist festgestellt, dass die Durchführung dieser Lehre im öffent-
lichen Interesse liegt. 

(2) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Lehre nach Absatz 1 
Satz 1 können nach Maßgabe der Einschreibungsordnung als ### Name 
### eingeschrieben werden; § 50 Absatz 2 gilt entsprechend. Sie erhalten 
über die erbrachten Prüfungsleistungen Microcredentials. Diese sind 
Leistungszeugnisse, in denen die jeweils erworbenen Kompetenzen aus-
gewiesen sind. Sind keine Prüfungsleistungen erbracht worden, erhalten 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Teilnahmebescheinigung. 
Einheitliche Formen der Lehre nach Absatz 1 Satz 1 und der Leistungs-
zeugnisse nach Satz 2 werden  

1. durch das Ministerium im Benehmen mit den Hochschulen oder  

2. von dem Ministerium und den Hochschulen in einem Hochschulver-
trag 

festgelegt. 

(3) Die Hochschule sichert die Qualität der Lehre nach Absatz 1 Satz 1 
im Rahmen eines hochschulinternen Qualitätsmanagements. Sie regelt 
das Nähere durch Ordnung. 
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(4) Erfolgt die Lehre nach Absatz 1 Satz 1 in Form des weiterbildenden 
Studiums, bleibt § 62 unberührt. 

 
§ 61 

Regelstudienzeit 

(1a) Die Regelstudienzeit berechnet sich nach Maßgabe des Absatzes 2 Satz 
1 bis 4 oder des Absatzes 3 (generelle Regelstudienzeit) oder nach Maßgabe 
des § 58b Absatz 52a Satz 3 oder des § 62a Absatz 3 (individualisierte Re-
gelstudienzeit). Im Falle des § 58b58 Absatz 52a Satz 2 oder des § 62a Ab-
satz 3 ist die erhöhte oder die geregelte Regelstudienzeit für die jeweilige 
Studierende oder den jeweiligen Studierenden die Regelstudienzeit des Stu-
dienganges im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2. 

(2) Die generelle Regelstudienzeit in Studiengängen, die mit einem Ba-
chelorgrad abgeschlossen werden und zu einem ersten berufsqualifizierenden 
Abschluss führen, beträgt mindestens sechs und höchstens acht Semester. In 
Studiengängen, die mit einem Mastergrad abgeschlossen werden und zu ei-
nem weiteren berufsqualifizierenden Abschluss führen, beträgt die generelle 
Regelstudienzeit mindestens zwei und höchstens vier Semester; ihnen soll 
ein mit dem Bachelorgrad abgeschlossener Studiengang vorausgehen. Die 
generelle Gesamtregelstudienzeit konsekutiver Studiengänge nach Satz 1 
und 2 sowie von Studiengängen mit dem Abschluss Magister Theologiae be-
trägt höchstens zehn Semester. Hinsichtlich der generellen Regelstudienzeit 
in Studiengängen, die im Rahmen des Verbundstudiums an Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen oder die in Form von 
Reformmodellen nach § 58 Absatz 2a durchgeführt werden, können in Hoch-
schulverträgen von den Sätzen 1 bis 3 abweichende Regelungen getroffen 
werden. § 62a Absatz 3 bleibt jeweils unberührt. 

 
§ 62 

Wissenschaftliche und  
künstlerische Weiterbildung 

(1) Die wissenschaftliche und künstlerische Weiterbildung dient, in Er-
füllung eines staatlichen Weiterbildungsauftrags durch staatlich getra-
gene und der staatlichen Aufsicht unterliegenden Hochschulen, der Aus-
bildung von mehr oder besser durch die Ausprägung von Kompetenzen 
und Fähigkeiten qualifizierten Personen durch öffentliche Bildung in 
Formen lebenslangen Lernens entsprechend dem jeweiligen Erwerb be-
ruflicher Erfahrungen. Die Hochschulen entwickeln sich zu Einrichtun-
gen lebenslangen Lernens weiter. Sie arbeiten hierzu untereinander zu-
sammen, indem sie im Sinne des § 77 Absatz 2 gemeinsame Einheiten 
der Weiterbildung errichten. Das Ministerium kann das Nähere zu der 
Zusammenarbeit nach Satz 3 regeln. 

(21) Die Hochschulen bieten zur wissenschaftlichen oder künstlerischen Ver-
tiefung und Ergänzung berufspraktischer Erfahrungen Weiterbildung in der 
Form des weiterbildenden Studiums und des weiterbildenden Masterstudien-
ganges an. 2An Weiterbildung kann teilnehmen, wer ein Hochschulstudium 
erfolgreich abgeschlossen oder die erforderliche Eignung im Beruf erworben 
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hat. 3Das Weiterbildungsangebot ist mit den übrigen Lehrveranstaltungen ab-
zustimmen und soll berufspraktische Erfahrungen einbeziehen. 4Die Hoch-
schule regelt die Voraussetzungen und das Verfahren des Zugangs und der 
Zulassung. 5Sie kann die Zulassung insbesondere beschränken, wenn wegen 
der Aufnahmefähigkeit oder der Art oder des Zwecks der Weiterbildung eine 
Begrenzung der Teilnehmerzahl erforderlich ist. 6Die Hochschule sichert 
die Qualität des weiterbildenden Studiums im Rahmen eines hochschul-
internen Qualitätsmanagements. 7Sie regelt das Nähere durch Ordnung. 
8§ 7 Absatz 1 bleibt hinsichtlich weiterbildender Studiengänge unbe-
rührt. 

(32) Wird die Weiterbildung in öffentlich-rechtlicher Weise angeboten, sind 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Weiterbildung Gasthörerinnen 
und Gasthörer; für diese gilt § 52 Absatz 3 Satz 4 nicht. Absatz 43 Satz 2 
bleibt unberührt. Die Hochschule kann Weiterbildung auch auf privatrechtli-
cher Grundlage anbieten oder mit Einrichtungen der Weiterbildung außer-
halb des Hochschulbereichs in privatrechtlicher Form zusammenarbeiten. 

(43) Ein weiterbildender Masterstudiengang ist ein Studiengang, der neben 
der Qualifikation nach § 49 das besondere Eignungserfordernis eines ein-
schlägigen berufsqualifizierenden Studienabschlusses und das besondere 
Eignungserfordernis einer einschlägigen Berufserfahrung voraussetzt. Wird 
der weiterbildende Studiengang in öffentlich-rechtlicher Weise angeboten, 
wird die Bewerberin oder der Bewerber in diesen Studiengang als Weiterbil-
dungsstudierende oder Weiterbildungsstudierender nach Maßgabe der Ein-
schreibungsordnung eingeschrieben. Wird der weiterbildende Studiengang 
auf privatrechtlicher Grundlage angeboten, kann die Bewerberin oder der 
Bewerber nach Maßgabe der Einschreibungsordnung als Weiterbildungsstu-
dierende oder Weiterbildungsstudierender eingeschrieben werden. Die Ein-
schreibung nach Satz 2 und 3 setzt voraus, dass sie oder er die nach Satz 1 
erforderliche Qualifikation und die sonstigen Zugangsvoraussetzungen nach-
weist und kein Einschreibungshindernis vorliegt. § 48 Absatz 1 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend. Weiterbildungsstudierende sind berechtigt, wie einge-
schriebene Studierende an Wahlen teilzunehmen und Mitglied der Studieren-
denschaft zu werden. 

(54) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des weiterbildenden Studiums er-
halten über die erbrachten Prüfungsleistungen Microcredentials. Diese 
sind Leistungszeugnisse, in denen die jeweils erworbenen Kompetenzen 
ausgewiesen sind Weiterbildungszertifikate. Sind keine Prüfungsleistun-
gen erbracht worden, erhalten sie eine Teilnahmebescheinigung. Das 
Nähere regelt die Prüfungsordnung. Einheitliche Formen des weiterbilden-
den Studiums und der Leistungszeugnisse werden  

1. durch das Ministerium im Benehmen mit den Hochschulen oder  

2. von dem Ministerium und den Hochschulen in einem Hochschulver-
trag 

festgelegt. 

(65) Für die Inanspruchnahme öffentlich-rechtlich erbrachter Weiterbil-
dungsangebote sind in der Regel kostendeckende Gebühren festzusetzen 
und bei privatrechtlichen Weiterbildungsangeboten Entgelte zu erheben. 
2Das Ministerium kann regeln, dass die Einführung oder Änderung von 
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Weiterbildungsangeboten, für die nicht kostendeckende Gebühren fest-
gesetzt werden sollen, der Anzeige beim Ministerium bedarf. 3Der An-
zeige der einzelnen Weiterbildungsangebote nach Satz 2 bedarf es nicht, 
wenn ein Konzept der Weiterbildung angezeigt wird, welches nicht kos-
tendeckend gebührenfinanzierte Weiterbildungsangebote zum Gegen-
stand hat. 4Auf der Grundlage der Anzeige nach Satz 2 und 3 kann das 
Ministerium die Hochschule mit der Durchführung des jeweiligen Wei-
terbildungsangebots oder der das Konzept ausfüllenden Weiterbil-
dungsangebote betrauen. 5Mit der Betrauung ist festgestellt, dass die 
Durchführung des Weiterbildungsangebots im öffentlichen Interesse 
liegt. 6Mitgliedern der Hochschule, die Aufgaben in der Weiterbildung über-
nehmen, kann dies nach Maßgabe der §§ 39 Absatz 3, 42 Absatz 1 Satz 4, 44 
Absatz 2 Satz 2 vergütet werden. 

 
§ 62a 

Studium in Teilzeit; Teilzeitstudium 

(4) Die Einschreibungsordnung kann vorsehen, dass Studierende in Teilzeit 
nach § 48 Absatz 8 innerhalb ihres gewählten Studienganges nur entspre-
chend dem Verhältnis der generellen Regelstudienzeit zu ihrer individuali-
sierten Regelstudienzeit zum Besuch von Lehrveranstaltungen berechtigt 
sind, Studien- und Prüfungsleistungen erbringen können, Teilnahmevoraus-
setzungen im Sinne des § 64 Absatz 2 Satz 21 Nummer 2 oder Leistungs-
punkte erwerben oder Prüfungen ablegen können; § 59 bleibt ansonsten un-
berührt. 

 
§ 62b 

Vertretung der Belange von Studierenden mit Behinderungen oder chroni-
scher Erkrankung 

(2) Die beauftragte Person wirkt darauf hin, dass den besonderen Bedürfnis-
sen von Studierenden mit Behinderungen oder chronischer Erkrankung 
Rechnung getragen wird und insbesondere die zu ihren Gunsten geltenden 
Rechtsvorschriften beachtet werden. Sie wirkt insbesondere bei der Planung 
und Organisation der Lehr- und Studienbedingungen und beim Nachteilsaus-
gleich hinsichtlich des Zugangs und der Zulassung zum Studium, hinsicht-
lich des Studiums und hinsichtlich der Prüfungen mit. Sie behandelt Be-
schwerden von Betroffenen. Beanstandet die beauftragte Person eine Maß-
nahme, hat die Beanstandung aufschiebende Wirkung. Wird keine Abhilfe 
geschaffen, ist das Rektorat zu beteiligen., welches im Rahmen seiner Be-
fugnisse nach § 16 Absatz 3 und 4 das Entsprechende veranlasst. 

 
§ 63 

Prüfungen 

(3) Prüfungstermine sollen so angesetzt werden, dass infolge der Terminie-
rung keine Lehrveranstaltungen ausfallen. Zudem berücksichtigen die 
Hochschulen bei der Festsetzung von Prüfungsterminen die Religions-
freiheit der Studierenden. 
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(5) Die Hochschulen und die staatlichen Prüfungsämter können von den Prü-
fungskandidatinnen und Prüfungskandidaten eine Versicherung an Eides 
Statt verlangen und abnehmen, dass die Prüfungsleistung von ihnen selbstän-
dig und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. Wer vorsätzlich 

1. gegen eine die Täuschung über die Erbringung oder das Ergebnis von 
Prüfungsleistungen betreffende Regelung einer Hochschulprüfungsordnung 
oder 

2. gegen eine entsprechende Regelung einer staatlichen oder kirchlichen Prü-
fungsordnung 

verstößt, handelt ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 50 000 Euro geahndet werden. Die Hochschulen können das 
Nähere in einer Ordnung regeln. Zuständige Verwaltungsbehörde für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Satz 2 Nummer 1 
ist die Kanzlerin oder der Kanzler sowie nach Satz 2 Nummer 2 das staatli-
che Prüfungsamt. Im Falle eines mehrfachen oder sonstigen schwerwiegen-
den Täuschungsversuches kann der Prüfling zudem exmatrikuliert werden. 

 
§ 63a  

Anerkennung von Prüfungsleistungen und  
Studienabschlüssen 

(1) Die Anerkennung von Prüfungsleistungen erfolgt in Ansehung der 
Kompetenzen, die erworben worden sind, und der Kompetenzen, deren 
Nachweis ersetzt werden soll. Prüfungsleistungen, die in Studiengängen 
oder in der Lehre nach § 60a Absatz 1 an anderen staatlichen oder staat-
lich anerkannten Hochschulen, an staatlichen oder staatlich anerkannten 
Berufsakademien, in Studiengängen an ausländischen staatlichen oder staat-
lich anerkannten Hochschulen oder in einem anderen Studiengang oder in 
der Lehre nach § 60a Absatz 1 derselben Hochschule erbracht worden sind, 
werden auf Antrag unter Übernahme der Benotung, erforderlichenfalls 
nach Umrechnung, anerkannt, sofern hinsichtlich der erworbenen Kompe-
tenzen kein wesentlicher Unterschied zu den Leistungen besteht, die ersetzt 
werden; eine Prüfung der Gleichwertigkeit findet nicht statt. Unterschiede 
in Bezug auf die Art und Dauer einer Prüfung sowie die Prüfungsmoda-
litäten sind dabei im Regelfall nicht geeignet, die Annahme eines wesent-
lichen Unterschiedes im Sinne des Satzes 2 zu tragen. Die Hochschule 
kann im diploma supplement die Hochschule ausweisen, an der die an-
erkannte Kompetenz erworben wurde. Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend 
Das Gleiche gilt hinsichtlich Studienabschlüssen, mit denen Studiengänge im 
Sinne des Satzes 1 abgeschlossen worden sind. Die Anerkennung im Sinne 
der Sätze 21 und 5 2 dient der Fortsetzung des Studiums, dem Ablegen von 
Prüfungen, der Aufnahme eines weiteren Studiums oder der Zulassung zur 
Promotion. 

(6) Soweit Vereinbarungen und Abkommen der Bundesrepublik Deutschland 
mit anderen Staaten über Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich (Äquiva-
lenzabkommen) Studierende ausländischer Staaten abweichend von Absatz 1 
begünstigen, gehen die Regelungen der Äquivalenzabkommen vor. Zudem 
gehen Vereinbarungen zwischen Hochschulen über Gleichwertigkeiten 



 

42 
 

im Hochschulbereich (Hochschuläquivalenzvereinbarungen) vor, die 
Studierende abweichend von Absatz 1 begünstigen, wenn  

1. die Hochschulen Mitglied einer Europäischen Hochschulallianz sind, 
und 

2. gewährleistet ist, dass hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen kein 
wesentlicher Unterschied zu den Leistungen besteht, die ersetzt werden.  

Satz 2 gilt nicht, wenn das Ministerium gegenüber der Hochschule fest-
stellt, dass die Voraussetzungen des Satzes 2 Nummer 2 nicht gegeben 
sind. 

(7) Auf Antrag kann die Hochschule auf andere Weise als durch ein Studium 
erworbene Kenntnisse und Qualifikationen auf der Grundlage vorgelegter 
Unterlagen anerkennen, wenn diese Kenntnisse und Qualifikationen den Prü-
fungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau gleichwertig 
sind. Sie soll diese Kenntnisse und Qualifikationen bei Gleichwertigkeit im 
Sinne des Satzes 1 anerkennen, wenn die Kriterien und das Verfahren, die 
oder das für die Anerkennung in der Hochschule gelten, im Rahmen einer 
Akkreditierung überprüft worden sind. Die Hochschulen regeln das Nähere 
zu Satz 1 in der Prüfungsordnung, insbesondere ob und unter welchen Vo-
raussetzungen und in welchem Umfang diese Kenntnisse und Qualifikatio-
nen anerkannt werden können. Die Prüfungsordnung kann auch eine Einstu-
fungsprüfung vorsehen. Die Hochschulen können die Anerkennung der 
Kenntnisse und Qualifikationen nach den Sätzen 1 und 2, die durch be-
stimmte berufliche Aus- und Fortbildungen vermittelt werden, in allgemeiner 
Form regeln. Sie veröffentlichen diese Regelungen. Eine Anerkennung über 
einen Umfang von bis zur Hälfte der zu erbringenden Prüfungsleistungen 
hinaus ist nur dann zulässig, wenn 

1. die Hochschule für die Anerkennung ein Qualitätssicherungskonzept ent-
wickelt hat, welches unter Einbezug externen Sachverstands die einzelnen 
Anerkennungsentscheidungen insgesamt einem qualitätsgesicherten Prüfver-
fahren unterzieht, und 

2. dieses Qualitätssicherungskonzept von einer Agentur im Sinne des Artikel 
3 Absatz 2 Satz 2 des Studienakkreditierungsstaatsvertrags erfolgreich begut-
achtet worden ist. 

(9) Zur Sicherung des Verfahrens der Anerkennung und zur Gewähr-
leistung der Qualität des Prüfungsgeschehens kann das Ministerium 
durch Rechtsverordnung regeln, dass Absatz 1 Satz 3 für Hochschulen, 
deren Sitz sich in einem Staat befindet, welcher kein Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union ist, nicht gilt. 

 
§ 64  

Prüfungsordnungen 

(1) Hochschulprüfungen werden auf Grund von Prüfungsordnungen abge-
legt, die nach Überprüfung durch das Rektorat vom Fachbereichsrat auf Vor-
schlag des Studienbeirats zu erlassen sind. 2Falls der Fachbereichsrat einem 
Vorschlag des Studienbeirats nicht folgen oder ohne einen Vorschlag ent-
scheiden will, kann er, soweit die Entscheidung organisatorische Regelungen 
der Prüfungsordnung betrifft, mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner 
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Stimmen den Vorschlag ersetzen oder ohne einen Vorschlag entscheiden; be-
trifft der Entscheidungsgegenstand andere als organisatorische Regelungen, 
reicht die Mehrheit seiner Stimmen. 3Organisatorische Regelungen im Sinne 
des Satzes 2 sind die Anzahl der Prüfungen und der Module, das Prüfungs-
verfahren sowie die Anordnung einer verpflichtenden Teilnahme der Studie-
renden an Lehrveranstaltungen als Teilnahmevoraussetzung im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2. 4Die Anordnung einer verpflichtenden Teil-
nahme von Studierenden an einer Lehrveranstaltung ist nur zulässig, 
wenn 

1. diese Anordnung in der Prüfungsordnung selbst erfolgt,  

2. die Teilnahme bezogen auf die jeweilige Lehrveranstaltung geeignet, 
erforderlich und angemessen ist, um deren Qualifikationsziel zu errei-
chen; insbesondere kommt dies bei Exkursionen, Praktika, praktischen 
Übungen oder vergleichbaren Lehrveranstaltungen in Betracht und  

3. in der Prüfungsordnung die Kriterien für unschädliche Ausfallzeiten 
insbesondere bei Erkrankungen, bei der Wahrnehmung von Verantwor-
tung für nahe Angehörige mit Pflege- oder Unterstützungsbedarf sowie 
bei der Betreuung von Kindern geregelt sind.  

 

(1a) Rahmenprüfungsordnungen werden nach Überprüfung durch das 
Rektorat vom Senat auf Vorschlag entweder  

1. der Mehrheit der Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Stu-
dierenden im Senat, 

2. des Gremiums nach den Sätzen 4 bis 6 oder 

3. des Allgemeinen Studierendenausschusses, soweit dies durch Ord-
nung des Senats geregelt ist, 

erlassen. 

Ist das Gremium nach Satz 1 Nummer 2 gebildet oder liegt eine Rege-
lung nach Satz 1 Nummer 3 vor, entfallen die Befugnisse nach Satz 1 
Nummer 1. Absatz 1 Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend. 

Die Hochschule kann durch Ordnung des Senats ein Gremium als zent-
ralen Studienbeirat bilden, welches in seiner einen Hälfte aus Vertrete-
rinnen und Vertretern der Gruppen im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 
und 3, soweit sie Lehraufgaben wahrnehmen, sowie in seiner anderen 
Hälfte aus Vertreterinnen und Vertretern der Gruppe im Sinne des § 11 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 besteht. Die Stimmen der beiden Hälften ste-
hen im gleichen Verhältnis zueinander. Das Nähere zum zentralen Stu-
dienbeirat, insbesondere zum Vorsitz, welcher der Hälfte der Lehrenden 
angehören muss, und zur Stimmgewichtung wird durch Ordnung gere-
gelt. 

(2) Regelungen betreffend Prüfungen einschließlich ihrer Teilnahmevo-
raussetzungen dürfen nur in der Hochschulprüfungsordnung getroffen 
werden. Hochschulprüfungsordnungen müssen insbesondere regeln: 

1. Das Ziel des Studiums, den zu verleihenden Hochschulgrad und die Zahl 
der Module, 
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2. den Inhalt, das Qualifikationsziel, die Lehrform, die Teilnahmevorausset-
zungen, die Arbeitsbelastung und die Dauer der Prüfungsleistungen der Mo-
dule, 

3. die Voraussetzungen der in den Studiengang integrierten Auslandssemes-
ter, Praxissemester oder anderen berufspraktischen Studienphasen, 

4. die Zahl und die Voraussetzungen für die Wiederholung von Prüfungsleis-
tungen, 

5. nachteilsausgleichende Regelungen für Studierende, die auf Grund einer 
Behinderung oder chronischen Erkrankung oder einer längerfristigen, aber 
noch nicht chronischen Erkrankung oder auf Grund der mutterschutz-
rechtlichen Bestimmungen an der Ableistung einer Prüfung oder dem Er-
werb einer Teilnahmevoraussetzung im Sinne von Nummer 2 in der in der 
Prüfungsordnung vorgesehenen Weise gehindert sind, 

6. die Grundsätze der Bewertung einzelner Prüfungsleistungen einschließlich 
der Höchstfristen für die Mitteilung der Bewertung von Prüfungen und die 
Anerkennung von in anderen Studiengängen oder an anderen Hochschulen 
erbrachten Leistungen, 

7. die Prüfungsorgane und das Prüfungsverfahren, 

8. die Folgen der Nichterbringung von Prüfungsleistungen und des Rücktritts 
von einer Prüfung sowie das innerhalb der Hochschule einheitlich geregelte 
Nähere zur Art und Weise der Erbringung des Nachweises der krankheitsbe-
dingten Prüfungsunfähigkeit, 

9. die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften, 

10. die Einsicht in die Prüfungsakten nach den einzelnen Prüfungen und die 
Fertigung einer Kopie oder einer sonstigen originalgetreuen Reproduktion. 

Soweit die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung es erfordert 
und es angemessen ist, kann die Prüfungsordnung regeln, dass der Prüf-
ling die Durchsuchung, Durchleuchtung oder sonstige Überprüfung sei-
ner Person und der von ihm mitgebrachten Gegenstände zu dulden hat 
und dass nicht zugelassene Hilfsmittel herauszugeben sind. In der Prü-
fungsordnung kann geregelt werden, dass Hochschulprüfungen in elektroni-
scher Form oder in elektronischer Kommunikation (Online-Prüfungen) abge-
legt werden können. Hierbei sind insbesondere Bestimmungen zum Daten-
schutz zu treffen. 

(2a) Hinsichtlich des Mutterschutzes gelten die entsprechenden Bestimmun-
gen des Mutterschutzgesetzes. Die Regelungen über den Nachteilsausgleich 
nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 können insbesondere Abweichungen im 
Hinblick auf die Ableistung der Prüfung, auch hinsichtlich ihrer Form, auf 
die Dauer der Prüfung, auf die Benutzung von Hilfsmitteln oder Hilfsperso-
nen sowie auf die Zahl und die Voraussetzungen für die Wiederholung von 
Prüfungsleistungen vorsehen; der Nachteilsausgleich wird auf Antrag einzel-
fallbezogen gewährt. Er soll sich bei Menschen mit Behinderungen oder 
chronischer Erkrankung, soweit nicht mit einer Änderung des Krankheits- 
oder Behinderungsbildes zu rechnen ist, auf alle im Verlauf des Studiums ab-
zuleistenden Prüfungen erstrecken. Die Sätze 2 und 3 gelten für den Erwerb 
einer Teilnahmevoraussetzung im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 
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entsprechend. Das Rektorat wirkt darauf hin, dass die zuständigen Gre-
mien, Funktionsträgerinnen und Funktionsträger nachteilsausglei-
chende Regelungen vollziehen. 

 
§ 66  

Hochschulgrade, Leistungszeugnis 

(1b) Die Universität verleiht Studierenden eines Studiengangs der Hu-
manmedizin, welcher mit der Ärztlichen Prüfung im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 5 der Approbationsordnung für Ärzte abschließt, 
einen Bachelorgrad, wenn sie den Zweiten Abschnitt der Ärztlichen 
Prüfung im Sinne der §§ 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, 28 der Approba-
tionsordnung für Ärzte abgelegt haben. Die Voraussetzung nach Satz 1 
muss erstmalig zu einem Zeitpunkt gegeben sein, der nach dem [einfü-
gen: Datum RSZ bis M3+vier Semester vor Inkrafttreten] liegt. Der Ba-
chelorgrad nach Satz 1 ist ein Bachelorgrad im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1. Die Verleihung nach Satz 1 erfolgt auf Antrag durch die Univer-
sität, an welcher der oder die Studierende zum Zeitpunkt der Erfüllung 
der jeweiligen Voraussetzung nach Satz 1 eingeschrieben war. Das Nä-
here zur Berechnung der Bachelornote regelt die Universität durch 
Ordnung, welche der Zustimmung des für die Gesundheit zuständigen 
Ministeriums im Einvernehmen mit dem Ministerium bedarf. 

(1c) Die Universität verleiht Studierenden eines Studiengangs der Zahn-
medizin, welcher mit der Zahnärztlichen Prüfung im Sinne des § 2 Ab-
satz 1 Nummer 5 der Approbationsordnung für Zahnärzte und Zahn-
ärztinnen vom 8. Juli 2019 (BGBl. I S. 933), die zuletzt durch Artikel 4 
der Verordnung vom 7. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 148) geändert wor-
den ist, oder mit der zahnärztlichen Prüfung im Sinne des § 2 Satz 1 
Nummer 2 Buchstabe c der Approbationsordnung für Zahnärzte in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2123-2, veröffent-
lichten bereinigten Fassung in der am 30. September 2020 geltenden 
Fassung abschließt, einen Bachelorgrad, wenn sie 

1. den Dritten Abschnitt der Zahnärztlichen Prüfung im Sinne der §§ 2 
Absatz 2 Nummer 3, 62 bis 65 der Approbationsordnung für Zahnärzte 
und Zahnärztinnen vom 8. Juli 2019 oder 

2. die zahnärztliche Prüfung im Sinne der § 32 und §§ 40 bis 51 der Ap-
probationsordnung für Zahnärzte in der am 30. September 2020 gelten-
den Fassung 

nicht bestanden haben. Die Voraussetzungen nach Satz 1 müssen erst-
malig zu einem Zeitpunkt gegeben sein, der nach dem [einfügen: Datum 
RSZ bis Z3+vier Semester vor Inkrafttreten] liegt. Der Bachelorgrad 
nach Satz 1 ist ein Bachelorgrad im Sinne des Absatzes 1 Satz 1. Die 
Verleihung nach Satz 1 erfolgt auf Antrag durch die Universität, an wel-
cher der oder die Studierende zum Zeitpunkt der Erfüllung der Voraus-
setzungen nach Satz 1 eingeschrieben war. Das Nähere zur Berechnung 
der Bachelornote regelt die Universität durch Ordnung, welche der Zu-
stimmung des für die Gesundheit zuständigen Ministeriums im Einver-
nehmen mit dem Ministerium bedarf. 
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(1d) Die Universität verleiht Studierenden eines Studiengangs der Phar-
mazie, welcher mit der Pharmazeutischen Prüfung im Sinne des § 1 Ab-
satz 1 Nummer 4 der Approbationsordnung für Apotheker vom 19. Juli 
1989 (BGBl. I S. 1489), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 
7. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 148) geändert worden ist, abschließt, ei-
nen Bachelorgrad, wenn sie den Zweiten Abschnitt der Pharmazeuti-
schen Prüfung im Sinne der §§ 1 Absatz 2 Nummer 2, 18 der Approba-
tionsordnung für Apotheker nicht bestanden haben. Die Voraussetzung 
nach Satz 1 muss erstmalig zu einem Zeitpunkt gegeben sein, der nach 
dem [einfügen: Datum RSZ bis P2+vier Semester vor Inkrafttreten] 
liegt. Der Bachelorgrad nach Satz 1 ist ein Bachelorgrad im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1. Die Verleihung nach Satz 1 erfolgt auf Antrag durch 
die Universität, an welcher der oder die Studierende zum Zeitpunkt der 
Erfüllung der Voraussetzung nach Satz 1 eingeschrieben war. Das Nä-
here zur Berechnung der Bachelornote regelt die Universität durch 
Ordnung, welche der Zustimmung des für die Gesundheit zuständigen 
Ministeriums im Einvernehmen mit dem Ministerium bedarf. 

(1e) Das Ministerium kann unter näherer Festlegung der im Einzelnen 
erforderlichen Verleihungsvoraussetzungen durch Rechtsverordnung 
regeln, dass die Universität Studierenden anderer als der in den Absät-
zen 1a bis 1d genannten Studiengänge, welche mit einer staatlichen Prü-
fung abschließen, ab einem vom Ministerium zu bestimmenden Zeit-
punkt einen Bachelorgrad im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 verleiht. In 
diesem Fall wird das Ministerium zudem ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung die Grundsätze für die Berechnung der Bachelornote festzule-
gen. 

(4) Für die Rücknahme der Gradverleihung gilt § 48 Absatz 1 und 3 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen; § 86 und § 
88 bleiben unberührt. Die Rücknahme ist nur innerhalb von fünf Jahren 
seit dem Zeitpunkt der Gradverleihung zulässig. Der Zeitraum zwischen Ein-
leitung und Beendigung eines Verwaltungsverfahrens zur Prüfung der Rück-
nahme der Gradverleihung wird auf die Fünfjahresfrist nach Satz 2 nicht ein-
gerechnet. 

(6) Die Hochschule kann Grade nach Absatz 1 auch verleihen, wenn eine an-
dere Bildungseinrichtung auf die Hochschulprüfung auf der Grundlage einer 
Kooperationsvereinbarung mit der Hochschule in gleichwertiger Weise vor-
bereitet hat (Franchising der Hochschulen in der Trägerschaft des Landes). 
(…) Abgesehen von den Fällen des § 62 Absatz 43 darf Träger der Bildungs-
einrichtung nicht die Hochschule sein. 

 
§ 67 

Promotion 

(1) Durch die Promotion wird an Universitäten, auch in Kooperation mit den 
Hochschulen für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen nach § 
67a, eine über das allgemeine Studienziel gemäß § 58 Absatz 1 hinausge-
hende Befähigung zu selbständiger wissenschaftlicher Arbeit nachgewiesen. 
Die Befähigung wird auf Grund einer wissenschaftlich beachtlichen schriftli-
chen Arbeit (Dissertation) und weiterer Prüfungsleistungen festgestellt. Auf 
Grund der Promotion wird der Doktorgrad verliehen.; Der Grad „Doctor of 
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Philosophy (Ph.D.)“ kann auch in der Form der Abkürzung „Dr.“ ohne 
fachlichen Zusatz geführt werden; eine gleichzeitige Führung der Ab-
kürzungen „Ph.D.“ und „Dr.“ in Bezug auf denselben Grad ist nicht zu-
lässig. § 66 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 6 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. 

(2) Im Promotionsstudium sollen die Hochschulen für ihre Doktorandinnen 
und Doktoranden forschungsorientierte Studien anbieten und ihnen den Er-
werb von akademischen Schlüsselqualifikationen ermöglichen. Das Promoti-
onsstudium kann als Studiengang gemäß § 60 Absatz 1 Satz 1 durchgeführt 
und in diesem Fall durch einen vorangehenden Masterabschluss gegliedert 
werden; hinsichtlich der generellen Regelstudienzeit gilt § 61 Absatz 2 Satz 
2 entsprechend. Die Hochschulen wirken auf die wissenschaftliche Betreu-
ung ihrer Doktorandinnen und Doktoranden hin und gewährleisten hierzu 
den Abschluss einer Betreuungsvereinbarung. Hierzu wird eine schriftliche 
Betreuungsvereinbarung zwischen der Doktorandin oder dem Dokto-
randen und der Betreuerin oder dem Betreuer abgeschlossen; die Hoch-
schule tritt dieser Vereinbarung bei. Das Rektorat kann verbindliche 
Vorgaben hinsichtlich der Ausgestaltung der Vereinbarung beschließen. 
Für die Betreuungsvereinbarung gelten die §§ 54 bis 62 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW. 

(3) Das Promotionsstudium wird vom Fachbereich durchgeführt. § 26 Absatz 
5 bleibt unberührt. Das Nähere regelt eine Prüfungsordnung (Promotionsord-
nung). § 63 Absatz 5 Satz 1 bis 5 sowie § 65 Absatz 1 Satz 2 gelten entspre-
chend. Die Bewertung der Promotionsleistungen nach Absatz 1 Satz 2 soll 
spätestens sechs Monate nach Vorlage der Dissertation abgeschlossen sein. 
Dabei erfolgt die Zweitbegutachtung und jede nachfolgende Begutach-
tung ohne Kenntnis der vorhergehenden Begutachtungen und ohne Be-
zugnahme hierauf. Die Bewertung der Promotionsleistungen und die Be-
treuung der Doktorandin oder des Doktoranden sollen durch unter-
schiedliche Personen erfolgen. Von Satz 7 kann abgewichen werden, so-
fern die Doktorandin oder der Doktorand mit Einreichung der Promoti-
onsleistung schriftlich einen entsprechenden Wunsch erklärt und das 
Vorliegen eines besonders begründeten Ausnahmefalls darlegt. Die Pro-
motionsordnung kann die Verleihung des Doktorgrades ehrenhalber vorse-
hen. 

 
§ 67a  

Kooperative Promotion 

(1) Die Universitäten und Hochschulen für angewandte Wissenschaften 
Fachhochschulen entwickeln in Kooperation Promotionsstudien im Sinne 
des § 67, bei denen die Erbringung der Promotionsleistungen gemeinsam be-
treut wird. Das Nähere zu diesen Studien und zur gemeinsamen Betreuung 
regelt die Promotionsordnung; diese soll dabei vorsehen, dass Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer an Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften Fachhochschulen an der Betreuung von Promotionsstudien beteiligt 
sowie zu Gutachterinnen oder Gutachtern oder Prüferinnen oder Prüfern be-
stellt werden. Die individuellen Promotionsstudien sind in einer Vereinba-
rung zwischen einer Hochschullehrerin oder einem Hochschullehrer an der 
Universität und einer Hochschullehrerin oder einem Hochschullehrer an der 
Hochschule für angewandte Wissenschaften Fachhochschule festzulegen. 
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Doktorandinnen und Doktoranden, die im Rahmen eines kooperativen Pro-
motionsstudiums nach Satz 1 in der Fachhochschule betreut werden, können 
als Doktorandinnen oder Doktoranden an dieser Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften Fachhochschule eingeschrieben werden; sie neh-
men in der Hochschule für angewandte Wissenschaften Fachhochschule 
an Wahlen nicht teil. Die Einschreibung nach § 67 Absatz 5 bleibt von der 
Einschreibung nach Satz 4 unberührt. Im Übrigen gilt § 67 Absatz 5 Satz 2 
und 3 entsprechend. 

(2) Das Promotionskolleg für angewandte Forschung der Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften Fachhochschulen in Nordrhein-Westfalen 
nach § 67b unterstützt das kooperative Promotionsstudium, berät die Univer-
sitäten, Hochschulen für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen 
und Doktorandinnen und Doktoranden hinsichtlich seiner Durchführung und 
berichtet dem Ministerium regelmäßig über den Stand des kooperativen Pro-
motionsstudiums. Die Universitäten arbeiten hierzu mit dem Graduiertenin-
stitut Promotionskolleg zusammen. 

 
§ 67b 

Promotionskolleg für angewandte Forschung der Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften Fachhochschulen in Nordrhein-Westfalen 

(1) Das Promotionskolleg für angewandte Forschung der Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften Fachhochschulen in Nordrhein-Westfalen ist 
als hochschulübergreifende wissenschaftliche Einrichtung eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts; für diese Körperschaft gilt § 10077a. Das Promoti-
onskolleg gliedert sich in Fachbereiche. Für diese Fachbereiche gelten die §§ 
26 bis 29 nicht. Das Nähere zur Organisation des Promotionskollegs regelt 
die Verwaltungsvereinbarung nach § 10077a Absatz 2. Mittel des Landes 
werden dem Promotionskolleg in Form von Zuschüssen für den laufenden 
Betrieb und für Investitionen bereitgestellt. Die haushaltsrechtliche Behand-
lung der Zuschüsse erfolgt entsprechend den für Hochschulen geltenden Re-
gelungen. 

(3) Im Falle der Verleihung des Promotionsrechts nach Maßgabe des Absat-
zes 2 gilt § 67 Absatz 1, Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 und Satz 3 bis 5, Absatz 
4, Absatz 5 Satz 2 und 3 und Absatz 6 für das Promotionskolleg entspre-
chend. Die Verwaltungsvereinbarung regelt, an welcher Hochschule für an-
gewandte Wissenschaften Fachhochschule Zugangsberechtigte nach § 67 
Absatz 4 als Doktorandinnen oder Doktoranden eingeschrieben werden. Die 
Promotionsordnung wird von dem in der Verwaltungsvereinbarung bestimm-
ten Organ des Promotionskollegs erlassen. Soweit ein Studiengang nach § 67 
Absatz 2 Satz 2 eingerichtet wird, wird dieser Studiengang an einer Hoch-
schule für angewandte Wissenschaften Fachhochschule oder nach Maß-
gabe des § 9977 Absatz 1 als gemeinsamer Studiengang mehrerer Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen durchgeführt; 
die Verwaltungsvereinbarung kann zu dieser Durchführung das Nähere re-
geln. 

(4) Das Promotionskolleg wirkt mit den Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften Fachhochschulen zur Erfüllung seiner Aufgaben zusammen. 
Die Hochschulen für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen wir-
ken mit dem Promotionskolleg zur Erfüllung ihrer Aufgaben in Forschung 
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und Lehre zusammen. Die Hochschulen für angewandte Wissenschaften 
Fachhochschulen schließen mit dem Promotionskolleg eine Kooperations-
vereinbarung, in der das Nähere über das Zusammenwirken geregelt wird; 
die Kooperationsvereinbarung kann eine Kooperation mit nichtstaatlichen 
Hochschulen vorsehen. Die Hochschule für angewandte Wissenschaften 
Fachhochschule darf die nach der Kooperationsvereinbarung durch das Pro-
motionskolleg zu erbringenden Tätigkeiten nur bei diesem nachfragen; das 
Promotionskolleg darf die nach der Kooperationsvereinbarung durch die 
Hochschule für angewandte Wissenschaften Fachhochschule zu erbrin-
genden Tätigkeiten nur bei dieser nachfragen. 

 
§ 69 

Verleihung und Führung von Graden  
und von Bezeichnungen 

(2) Von einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule in Deutsch-
land oder in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder des 
Europäischen Wirtschaftsraumes, einschließlich der Europäischen Hoch-
schulen in Florenz und Brügge sowie der Päpstlichen Hochschulen in Rom 
verliehene Hochschulgrade sowie entsprechende staatliche Grade können im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes in der verliehenen Form geführt werden. 
Ein sonstiger ausländischer Hochschulgrad, der auf Grund einer Prüfung im 
Anschluss an ein tatsächlich absolviertes Studium von einer nach dem Recht 
des Herkunftslandes anerkannten Hochschule ordnungsgemäß verliehen 
wurde, kann in der verliehenen Form unter Angabe der verleihenden Institu-
tion geführt werden. Die verliehene Form des Grades kann bei anderen als 
lateinischen Schriftarten in die lateinische Schrift übertragen werden; ferner 
kann die im Herkunftsland zugelassene oder, soweit keine solche besteht, die 
dort nachweislich allgemein übliche Abkürzung geführt sowie eine wörtliche 
Übersetzung in Klammern hinzugefügt werden. Die Sätze 2 und 3 gelten für 
ausländische staatliche und kirchliche Hochschulgrade entsprechend. Eine 
Umwandlung in einen entsprechenden inländischen Grad ist ausgeschlossen. 

 
§ 70 

Aufgaben und Koordinierung der Forschung, Veröffentlichung 

(2) Forschungsvorhaben und Forschungsschwerpunkte werden von der 
Hochschule unter Berücksichtigung des Hochschulentwicklungsplans koor-
diniert. Zur gegenseitigen Abstimmung von Forschungsvorhaben und For-
schungsschwerpunkten sowie zur Planung und Durchführung gemeinsamer 
Forschungsvorhaben wirken die Hochschulen, auch Universitäten und Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen, untereinander, 
mit den Kunsthochschulen, mit anderen Forschungseinrichtungen und mit 
Einrichtungen der überregionalen Forschungsplanung und Forschungsförde-
rung zusammen. 

(4) Die Hochschulen können insbesondere für Zwecke der Berichtsle-
gung, des Controllings, der Planung, der Evaluierung und der Statistik 
für sich selbst oder übergreifend im Verbund mit weiteren Hochschulen 
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen Forschungsinformati-
onssysteme aufbauen und betreiben und zu diesem Zweck auch perso-
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nenbezogene Daten verarbeiten. In den Forschungsinformationssyste-
men werden Informationen über die Forschungsaktivitäten unter ande-
rem in Bezug auf Forschungsprojekte, Dissertationen, Habilitationen, 
Publikationen und Patente gesammelt. Das Nähere regelt das Ministe-
rium durch Rechtsverordnung. 

(5) Die Hochschulen unterstützen die freie und ungehinderte Verbrei-
tung und Zugänglichmachung wissenschaftlicher Arbeiten in digitaler 
Form (Open Access). 

(46) Die Hochschule berichtet in regelmäßigen Zeitabständen über ihre For-
schungsvorhaben und Forschungsschwerpunkte. Die Mitglieder der Hoch-
schule sind verpflichtet, bei der Erstellung des Berichts mitzuwirken. Die in 
den Forschungsinformationssystemen gesammelten Informationen kön-
nen durch die Hochschulen veröffentlicht werden. Das Ministerium 
kann insbesondere für Zwecke des Controllings, der Finanzierung, der 
Planung, der Evaluierung und der Statistik Forschungsberichte nach 
vorgegebenen Standards anfordern. Bestandteil der Berichtslegung 
kann ein im Verbund mit weiteren Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen erstellter Bericht (Landesforschungsbericht) 
sein. Der Landesforschungsbericht ist zu veröffentlichen. 

 
§ 71b 

Förderung von Ausgründungen 

(1) Die Förderung von Ausgründungen dient, in Erfüllung eines staatli-
chen Bildungsauftrags durch staatlich getragene und der staatlichen 
Aufsicht unterliegende Hochschulen, der Ausbildung von mehr oder 
besser durch die Ausprägung von Kompetenzen und Fähigkeiten quali-
fizierten Personen durch auf die Ausgründung bezogene öffentliche Bil-
dung. 

(2) Das Ministerium kann regeln, dass die Hochschulen die Förderung 
von Ausgründungen anzeigen müssen. Der Anzeige der einzelnen Förde-
rung nach Satz 1 bedarf es nicht, wenn ein Konzept der Förderung von 
Ausgründungen angezeigt wird. Auf der Grundlage der Anzeige nach 
Satz 1 oder 2 kann das Ministerium die Hochschule mit der Durchfüh-
rung der jeweiligen Fördermaßnahme oder der das Konzept ausfüllen-
den Fördermaßnahmen betrauen. Mit der Betrauung ist festgestellt, 
dass die Durchführung der Förderung im öffentlichen Interesse liegt. 

 
 

Teil 9 
Anerkennung als Hochschulen  

und Betrieb nichtstaatlicher Hochschulen 
Nichtstaatlicher Bildungsbereich  

des tertiären Sektors 

 
§ 72 

Übersicht über  
Formen hochschulischer Bildung 
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(1) Im nichtstaatlichen Bildungsbereich gibt es folgende Formen hoch-
schulischer Bildung: 

1. staatlich anerkannten Hochschulen nach § 73 oder § 76, 

2. Niederlassungen von Hochschulen innerhalb der Europäischen Union 
nach § 80, 

3. Bildungseinrichtungen, die im Wege des Franchisings mit einer Hoch-
schule innerhalb der Europäischen Union zusammenarbeiten, nach § 81 
sowie 

4. Bildungseinrichtungen, die im Wege des Franchisings mit einer Hoch-
schule außerhalb der Europäischen Union zusammenarbeiten, nach § 
82. 

Hinsichtlich der Zulässigkeit des Betriebs der Formen nach Satz 1 gel-
ten die nachfolgenden Bestimmungen dieses Teils. 

(2) Bildungseinrichtungen in nichtstaatlicher Trägerschaft, die  

1. sich im Rechtsverkehr als Hochschule, Universität, Hochschule für 
angewandte Wissenschaften, Fachhochschule, Kunsthochschule oder 
Kunstakademie oder mit einem Namen bezeichnen, der die Gefahr einer 
Verwechslung mit einer der vorgenannten Bezeichnungen begründet, 
oder eine Ausbildung als Studiengang anbieten, und 

2. staatlich als Hochschule nicht anerkannt sind oder unzulässig als Nie-
derlassung betrieben werden, 

bieten keine anerkannte akademische Ausbildung an und haben kein 
Recht, Hochschulprüfungen abzunehmen, Hochschulgrade zu verleihen 
und Zeugnisse zu erteilen sowie Studiengänge anzubieten. Derartige Bil-
dungseinrichtungen sind nach Maßgabe des § 79 Absatz 3 und 4 zu In-
formationen verpflichtet und haften zumindest bei fehlender oder feh-
lerhafter Information auf Schadensersatz, soweit dieser nach den Vor-
schriften des bürgerlichen Rechts zu entrichten ist. 

 
§ 73 72  

Voraussetzungen der Anerkennung 

(2) Die staatliche Anerkennung kann vom Ministerium erteilt werden, wenn 
gewährleistet ist, dass 

(….) 

7. die Lehraufgaben überwiegend von hauptberuflich Lehrenden der Hoch-
schule, die 
 

a) die Einstellungsvoraussetzungen einer Professorin oder eines Professors 
nach § 36 im Falle einer Universität oder einer Hochschule für angewandte 
Wissenschaften Fachhochschule oder nach § 29 des Kunsthochschulgeset-
zes im Falle einer Kunsthochschule erfüllen und 
 

b) in einem transparenten, wissenschaftlichen Standards entsprechenden Ver-
fahren unter maßgeblicher Mitwirkung der hauptberuflich Lehrenden der 
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Hochschule unter Beteiligung auswärtiger Gutachterinnen und Gutachter 
ausgewählt worden sind, 

 
wahrgenommen werden und alle Lehrenden die Einstellungsvoraussetzungen 
erfüllen, die für entsprechende Tätigkeiten an Hochschulen in der Träger-
schaft des Landes oder im Falle einer Tätigkeit an einer Kunsthochschule für 
entsprechende Tätigkeiten an staatlichen Kunsthochschulen gefordert wer-
den, 

(…) 

8. die Mitglieder und Angehörigen der Hochschule an der Gestaltung des 
Studiums sowie auf Ebene der Fachbereiche in sinngemäßer Anwendung 
der für Hochschulen in staatlicher Trägerschaft oder staatliche Kunsthoch-
schulen geltenden Grundsätze mitwirken, 

(…)  

11. der Bestand der Hochschule und des Studienbetriebs sowie die Stellung 
des Hochschulpersonals wirtschaftlich und rechtlich dauerhaft gesichert sind 
und die Hochschule der alleinige Geschäftsbetrieb ihres Trägers ist. 

Die Prüfungsordnungen müssen den Ordnungen der Hochschulen in der Trä-
gerschaft des Landes oder der staatlichen Kunsthochschulen gleichwertig 
sein; § 63 Absatz 1, 2 und 5, § 63a, § 64 Absatz 2 und Absatz 2a sowie § 65 
dieses Gesetzes sowie § 55 Absatz 1, § 56 Absatz 2 sowie § 57 des Kunst-
hochschulgesetzes gelten entsprechend. 

 
§ 7473 

Anerkennungsverfahren; Akkreditierungsverfahren; Gebühren; Kostentra-
gung 

(1) Das Ministerium spricht auf schriftlichen Antrag des Trägers der Bil-
dungseinrichtung die staatliche Anerkennung aus. Es kann zuvor eine gut-
achterliche Stellungnahme durch den Wissenschaftsrat oder durch eine ver-
gleichbare, vom Ministerium benannte Einrichtung einholen, in der das ein-
gereichte Konzept für die Hochschule, deren Anerkennung beantragt ist, an-
hand der in § 7372 geregelten Voraussetzungen bewertet wird (Konzeptprü-
fung). Die Anerkennung kann befristet ausgesprochen und mit Auflagen ver-
sehen werden, die der Erfüllung der Voraussetzungen des § 7372 dienen. 

(2) In dem Anerkennungsbescheid werden Hochschulart, Name, Sitz, Stand-
orte, Studienorte und Träger der Hochschule sowie die Studiengänge ein-
schließlich der Hochschulgrade, auf die sich die Anerkennung erstreckt, fest-
gelegt. 

(3) Das Ministerium ist hinsichtlich der staatlich anerkannten Hochschule 
befugt, eine gutachterliche Stellungnahme durch den Wissenschaftsrat oder 
eine vergleichbare, vom Ministerium benannte Einrichtung einzuholen. Der 
Anerkennungsbescheid bestimmt, in welchen Fristen eine derartige Stellung-
nahme nach Satz 1 eingeholt wird. Satz 1 gilt auch, soweit die Hochschule 
unbefristet staatlich anerkannt ist. Wenn und soweit die Voraussetzungen des 
§ 7372 vorliegen, kann der Wissenschaftsrat oder die vergleichbare, vom Mi-
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nisterium benannte Einrichtung auf der Grundlage seiner oder ihrer Stellung-
nahme nach Satz 1 die institutionelle Akkreditierung oder institutionelle 
Reakkreditierung der staatlich anerkannten Hochschule aussprechen und zu-
dem die Akkreditierung oder Reakkreditierung von der Behebung von hin-
reichend bestimmt benannten Mängeln innerhalb von angemessenen Fristen 
abhängig machen; Akkreditierungen und Reakkreditierungen werden in der 
Regel auf mindestens fünf Jahre befristet. Ist die Hochschule für die Dauer 
von zehn Jahren institutionell reakkreditiert oder verleiht ihr das Ministerium 
nach Abschluss des Reakkreditierungsverfahrens für dieselbe Dauer die in-
stitutionelle Anerkennung, wird die Anerkennung nach Absatz 1 in der Regel 
unbefristet ausgesprochen. 

(4) Zur Sicherung der Qualität in Studium, Forschung und Lehre sowie der 
Grundrechte des Trägers der Hochschule, deren staatliche Anerkennung be-
antragt ist oder die staatlich anerkannt ist, kannregelt das Ministerium das 
Nähere zum Verfahren der Konzeptprüfung, der institutionellen Akkreditie-
rung, der institutionellen Reakkreditierung sowie der Begutachtung betref-
fend die Verleihung des Promotions- oder Habilitationsrechts nach § 7573a 
Absatz 3 durch Rechtsverordnung regeln. In der Rechtsverordnung können-
sind insbesondere Regelungen getroffen werdenzu treffen über 

1. die Mitwirkung des Trägers der Hochschule in den Verfahren nach Satz 1, 

2. die mehrheitlich mit externen, unabhängigen, fachlich einschlägig qualifi-
zierten Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern besetzte Gutachterkom-
mission des Wissenschaftsrates oder der vergleichbaren, vom Ministerium 
benannten Einrichtung, 

3. die Rechte der Hochschule und ihres Trägers betreffend die Gelegenheit, 
vor der abschließenden Entscheidung in den Verfahren nach Satz 1 Stellung 
zu nehmen, 

4. die Einrichtung einer der Beilegung von Streitfällen dienenden internen 
Beschwerdestelle des Wissenschaftsrates oder der vergleichbaren, vom Mi-
nisterium benannten Einrichtung, 

5. die Zustimmung zumindest eines mehrheitlich mit externen Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrern besetzen Gremiums des Wissenschaftsrates 
oder der vergleichbaren, vom Ministerium Einrichtung als Voraussetzung für 
die abschließende Entscheidung in den Verfahren nach Satz 1 sowie 

6. betreffend die Veröffentlichung des wesentlichen Inhalts der gutachterli-
chen Stellungnahme in den Fällen des Absatzes 3 Satz 4 sowie des § 7573a 
Absatz 3 Satz 1. 

Bis zum Erlass der Rechtsverordnung nach Satz 1 gelten für die Verfahren 
nach Satz 1 die Regelungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen. 

(5) In der gutachterlichen Stellungnahme nach Absatz 3 Satz 1 wird gegen-
über dem Ministerium ausgeführt, ob und inwieweit die staatlich anerkannte 
Hochschule den Voraussetzungen des § 7372 oder des § 7573a Absatz 3 ent-
spricht. Die Stellungnahme benennt hinreichend bestimmt die Punkte, in de-
nen die staatlich anerkannte Hochschule diesen Anforderungen nicht oder 
nur eingeschränkt gerecht wird. Sie trägt zur Entscheidungsgrundlage des 
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Ministeriums bei und nimmt dessen Entscheidung weder ganz noch teilweise 
vorweg. 

(6) Hinsichtlich der Akkreditierung der Studiengänge gilt § 7 Absatz 1. 

(7) Hinsichtlich der Gebühren für die staatliche Anerkennung sowie für wei-
tere Amtshandlungen des Ministeriums gilt § 109 82 Absatz 3. Die Kosten 
der internen und externen Qualitätssicherung sind vom Träger der Hoch-
schule oder der Hochschule selbst zu tragen. Für die in Absatz 3 und § 7573a 
Absatz 3 genannten Verfahren werden Gebühren oder Auslagen nach dem 
Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen erhoben. Für die Durch-
führung der Verfahren kann eine Vorausleistung auf Gebühren oder Ausla-
gen gefordert werden. Die Durchführung der Verfahren kann von der Vo-
rausleistung abhängig gemacht werden. 

(8) Träger der nichtstaatlichen Hochschule ist, wem das Handeln der 
Hochschule rechtlich zuzurechnen ist. Der Sitz des Trägers muss sich 
auf dem Gebiet des Landes befinden. Zudem muss er eine Hochschule 
auf diesem Gebiet tragen. 

 
§ 7573a  

Folgen der Anerkennung 

(1) Nach Maßgabe ihrer Anerkennung haben die staatlich anerkannten Hoch-
schulen das Recht, die Bezeichnung „Universität“, „Fachhochschule“, 
„Hochschule für angewandte Wissenschaft,“ „Kunsthochschule“ oder 
„Hochschule“ allein oder in einer Wortverbindung oder eine entsprechende 
fremdsprachliche Bezeichnung zu führen. Sie haben nach Maßgabe ihrer An-
erkennung das Recht, Hochschulprüfungen abzunehmen, Hochschulgrade zu 
verleihen und Zeugnisse zu erteilen. Diese verleihen die gleichen Berechti-
gungen wie Hochschulprüfungen, Zeugnisse und Hochschulgrade vergleich-
barer Studiengänge an Hochschulen in staatlicher Trägerschaft und staatli-
chen Kunsthochschulen. Das an einer staatlich anerkannten Hochschule ab-
geschlossene Studium ist ein abgeschlossenes Studium im Sinne dieses Ge-
setzes und des Kunsthochschulgesetzes. § 66 Absatz 1 bis 5 dieses Gesetzes 
und § 58 des Kunsthochschulgesetzes gelten entsprechend. 

(2) Zeigt die Hochschule dem Ministerium die Ergebnisse der erfolgreichen 
Akkreditierung weiterer Studiengänge an, kann die Anerkennung bei Erfül-
lung der Voraussetzungen des § 7372 auf weitere Studiengänge erstreckt 
werden. Ist die Hochschule auf der Grundlage einer Begutachtung durch den 
Wissenschaftsrat oder eine vergleichbare, vom Ministerium benannte Ein-
richtung durch das Ministerium als Einrichtung institutionell anerkannt wor-
den, erstreckt sich die Anerkennung auf weitere Studiengänge, sofern und 
soweit diese erfolgreich akkreditiert worden sind; diese Studiengänge sind 
dem Ministerium unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Das Ministerium kann einer staatlich anerkannten Hochschule oder ein-
zelnen Fachbereichen der Hochschule auf der Grundlage einer Begutachtung 
durch den Wissenschaftsrat oder eine vergleichbare, vom Ministerium be-
nannte Einrichtung das Promotionsrecht oder das Habilitationsrecht verlei-
hen, wenn im Verhältnis zum Maßstab der Universitäten in staatlicher Trä-
gerschaft oder den staatlichen Kunsthochschulen die wissenschaftliche 
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Gleichwertigkeit entsprechend den §§ 67 und 68 gewährleistet ist; für staat-
lich anerkannte Kunsthochschulen sind die §§ 59 und 60 des Kunsthoch-
schulgesetzes maßgebend. Die Verleihung kann befristet ausgesprochen und 
mit Auflagen versehen werden, die der Erfüllung der Voraussetzungen des 
Satz 1 dienen. 

(4) Mit Zustimmung des Ministeriums kann die staatlich anerkannte Hoch-
schule einer oder einem hauptberuflich Lehrenden bei Vorliegen der Einstel-
lungsvoraussetzungen einer Professorin oder eines Professors nach § 36 für 
die Dauer der Tätigkeit an der Hochschule das Recht verleihen, die Bezeich-
nung „Professorin“ oder „Professor“ oder „Universitätsprofessorin“ oder 
„Universitätsprofessor“ zu führen; die Führung einer hiervon abweichenden 
Bezeichnung ist unzulässig. Eine hauptberufliche Tätigkeit liegt nur vor, 
wenn sie entgeltlich ist, den Schwerpunkt der beruflichen Tätigkeit darstellt 
und den überwiegenden Teil der Arbeitskraft beansprucht. Das Ministerium 
kann allgemein oder im Einzelfall auf die Ausübung seiner Zustimmung 
nach Satz 1 jederzeit widerruflich verzichten. Für Kunsthochschulen gelten 
die Einstellungsvoraussetzungen des § 29 des Kunsthochschulgesetzes und 
die Qualitätsmaßstäbe des § 31 Absatz 4 des Kunsthochschulgesetzes. 

(54a) Mit Zustimmung des Ministeriums kann die staatlich anerkannte Hoch-
schule einer hauptberuflichen Professorin oder einem hauptberuflichen Pro-
fessor nach Beendigung der Tätigkeit an der Hochschule das Recht verlei-
hen, die Bezeichnung „Professorin“ oder „Professor“ oder „Universitätspro-
fessorin“ oder „Universitätsprofessor“ fortzuführen. §§ 77 Absatz 4 und 123 
Absatz 4 des Landesbeamtengesetzes finden entsprechende Anwendung. Die 
Zustimmung nach Satz 1 setzt eine in der Regel zehnjährige hauptberufliche 
Tätigkeit nach Absatz 4 Satz 1 und 2 voraus. Das Ministerium kann allge-
mein oder im Einzelfall auf die Ausübung seiner Zustimmung nach Satz 1 je-
derzeit widerruflich verzichten. 

(65) Für außerplanmäßige Professorinnen und Professoren, Honorarprofesso-
rinnen und Honorarprofessoren gelten § 41 dieses Gesetzes und § 34 des 
Kunsthochschulgesetzes. 

(76) Mit Zustimmung des Ministeriums kann die staatlich anerkannte Hoch-
schule einer medizinischen Einrichtung außerhalb der Hochschule das Recht 
verleihen, sich als Hochschuleinrichtung zu bezeichnen, wenn sie den an 
eine Hochschuleinrichtung zu stellenden Anforderungen in Forschung und 
Lehre genügt. Dient eine Einrichtung außerhalb der Hochschule der prakti-
schen Ausbildung nach Maßgabe der Approbationsordnung für Ärztinnen 
und Ärzte, so kann ihr die Hochschule mit Erlaubnis des Ministeriums eine 
geeignete Bezeichnung, im Falle eines Krankenhauses die Bezeichnung 
„Akademisches Lehrkrankenhaus“, verleihen. Dient eine Einrichtung außer-
halb der Hochschule der praktischen Ausbildung in nichtmedizinischen Ge-
sundheitsbereichen, so kann ihr die Hochschule mit Zustimmung des Minis-
teriums eine geeignete Bezeichnung, im Falle eines Krankenhauses die Be-
zeichnung „Akademisches Lehrkrankenhaus“ nebst Nennung der spezifi-
schen fachlichen Ausrichtung, verleihen, wenn die praktische Ausbildung 
durch das Krankenhaus im Rahmen eines Studiengangs und unter der 
Verantwortung und Kontrolle einer Hochschule erfolgt. Die staatlich an-
erkannte Hochschule hat die erforderlichen Nachweise beizubringen. Be-
zeichnungen, die den Bezeichnungen nach Satz 2 und 3 zum Verwechseln 
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ähnlich sind, dürfen nicht geführt werden. Die Zustimmung kann befristet 
ausgesprochen und mit Auflagen versehen werden, die der Erfüllung der Vo-
raussetzungen der Sätze 1, 2 und 3 dienen. 

(87) Auf Antrag ist eine staatlich anerkannte Hochschule in die zentrale 
Vergabe von Studienplätzen einzubeziehen. Staatlich anerkannte Hochschu-
len können mit Hochschulen in der Trägerschaft des Landes, mit anderen 
staatlich anerkannten Hochschulen und mit staatlichen Hochschulen zusam-
menwirken. § 8 Absatz 45 findet auf staatlich anerkannte Hochschulen An-
wendung. 

(98) Die staatliche Anerkennung begründet keinen Anspruch auf staatliche 
Finanzhilfe. 

 
§ 7674 

Kirchliche Hochschulen 

(1) Die Theologische Fakultät Paderborn und die Kirchliche Hochschule 
Wuppertal/Bethel, Körperschaft des öffentlichen Rechts, sind staatlich aner-
kannte Hochschulen im Sinne dieses Gesetzes. Andere kirchliche Bildungs-
einrichtungen können nach § 7473 Absatz 2 als Hochschulen anerkannt wer-
den. Dabei können Ausnahmen von den Voraussetzungen des § 7372 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 4 und 8 zugelassen werden, wenn gewährleistet ist, dass 
das Studium an der kirchlichen Bildungseinrichtung dem Studium an einer 
Hochschule in der Trägerschaft des Landes gleichwertig ist. Für Bildungs-
einrichtungen, die durch eine Kirche mit der Rechtsstellung einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts betrieben werden, und für Ordenshochschulen 
gelten die Voraussetzungen des § 7372 Absatz 2 Satz 1 Nummer 11 als er-
füllt. 

(2) Die staatlich anerkannten kirchlichen Hochschulen unterrichten das Mi-
nisterium über die Hochschulsatzung und die Berufung von Professorinnen 
und Professoren. In den Bereichen, die der Ausbildung der Geistlichen die-
nen, finden § 7573a Absatz 4 und § 7774a Absatz 2 Satz 1, Absatz 4 und 5 
keine Anwendung. 

(3) Für Studiengänge, die überwiegend der Aus- und Weiterbildung zu und 
von Geistlichen oder für kirchliche Berufe dienen, gewährleisten die Kirchen 
die Gleichwertigkeit nach § 7372 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5. § 7573a Ab-
satz 1 Satz 5, Absatz 3 und 65 findet keine Anwendung. 

 
§ 7774a 

Aufsicht über nichtstaatliche Hochschulen 

(1) Das Ministerium führt die Aufsicht über die nichtstaatlichen Hochschu-
len; § 9876 Absatz 2 gilt entsprechend. Wesentliche, die Anerkennung nach 
§ 7372 Absatz 2 sowie die Erstreckung nach § 7573a Absatz 2 berührende 
Änderungen sind dem Ministerium anzuzeigen. Zu diesen Änderungen zäh-
len insbesondere Veränderungen des Studienangebots oder der Studien-
gänge, Änderungen der Grundordnung oder der Hochschulstruktur, die Ein-
richtung oder Schließung von Standorten, der Wechsel des Trägers oder per-
sonelle Änderungen in der Hochschulleitung. § 7674 bleibt unberührt. 



 

57 
 

(2) Die Einstellung von hauptberuflich Lehrenden und die Änderung der mit 
ihnen abgeschlossenen Verträge sind dem Ministerium anzuzeigen. Es kann 
allgemein oder im Einzelfall jederzeit widerruflich von der Erfüllung der An-
zeigepflicht befreien. Lehrende, zu deren Gehalt und Altersversorgung ein 
Zuschuss gemäß § 107 81 Absatz 2 geleistet oder denen im Falle der Auflö-
sung der staatlich anerkannten Hochschule die Übernahme in den Landes-
dienst zugesichert werden soll, bedürfen zur Ausübung der Tätigkeit an der 
staatlich anerkannten Fachhochschule Hochschule für angewandte Wissen-
schaften der Genehmigung durch das Ministerium. 

(3) Die Promotions- und Habilitationsordnungen bedürfen der Feststellung 
der Gleichwertigkeit mit den Ordnungen der Hochschulen in der Träger-
schaft des Landes durch das Ministerium. 

(4) Der Träger sowie die Leiterinnen und Leiter der nichtstaatlichen Hoch-
schulen sind verpflichtet, dem Ministerium Auskünfte zu erteilen und alle 
Unterlagen zugänglich zu machen, die zur Durchführung der Aufsicht erfor-
derlich sind. 

(5) Zur Wahrnehmung der ihm obliegenden Aufsichtspflichten sowie zur 
Feststellung und Sicherung der Voraussetzungen des § 7372 und der Quali-
tätsstandards an der Hochschule ist das Ministerium befugt, sich über die 
Angelegenheiten der nichtstaatlichen Hochschulen zu unterrichten und 
hierzu jederzeit sachverständige Dritte hinzu zu ziehen oder zu entsenden. 
Auf Verlangen des Ministeriums sind die bei der Erfüllung der Aufgaben er-
brachten Leistungen zu bewerten; § 7 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. Die 
Kosten für die Hinzuziehung, die Entsendung und die Bewertung trägt die 
Hochschule. Das Ministerium kann jederzeit Auflagen erteilen, die der Erfül-
lung der Voraussetzungen des § 7372 dienen. 

 
§ 7874b 

Aufhebung und Erlöschen  
der staatlichen Anerkennung 

(1) Die Anerkennung erlischt nach Feststellung durch das Ministerium, 
wenn die Hochschule 

1. nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntgabe des Anerkennungsbescheids 
den Studienbetrieb aufnimmt, 

2. ohne Zustimmung des Ministeriums länger als ein Jahr nicht betrieben 
wird oder 

3. der Studienbetrieb endgültig eingestellt wird. 

Die Fristen nach Satz 1 können vom Ministerium angemessen verlängert 
werden. Rubrum und Tenor der Feststellung nach Satz 1 werden im Mi-
nisterialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen bekanntgemacht. 

(2) Die staatliche Anerkennung ist aufzuheben, wenn die Voraussetzungen 
für die Anerkennung nach § 7372 im Zeitpunkt der Erteilung nicht gegeben 
waren, später weggefallen sind oder Auflagen des Ministeriums nicht erfüllt 
wurden und diesem Mangel trotz Aufforderung des Ministeriums innerhalb 
einer gesetzten Frist nicht abgeholfen wird. Sie ist zudem aufzuheben, 
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wenn der Träger seinen Sitz in ein Gebiet außerhalb des Landes verlegt. 
Für die Aufhebung nach Satz 1 und 2 gilt Absatz 1 Satz 3 entsprechend. 

(3) Eine Rücknahme oder ein Widerruf der Anerkennung nach den Vor-
schriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen bleibt unberührt. 

(4) Der Träger ist in den Fällen der Absätze 1 bis 3 dazu verpflichtet, den 
Studierenden die Beendigung ihres Studiums zu ermöglichen. 

 
§ 7975 

Zulässiger und unzulässiger  
Betrieb von Hochschulen; Informationspflichten; SchadensersatzNieder-

lassungen von Hochschulen; Franchising mit Hochschulen 

(1) Bildungseinrichtungen, die nicht in der Trägerschaft des Landes stehen 
und die 

1. sich im Rechtsverkehr als Hochschule, Universität, Fachhochschule, 
Hochschule für angewandte Wissenschaften, Kunsthochschule oder Kun-
stakademie oder mit einem Namen bezeichnen, der die Gefahr einer Ver-
wechslung mit einer der vorgenannten Bezeichnungen begründet, oder 

2. eine Ausbildung als Studiengang anbieten, 

dürfen nur betrieben werden, wenn sie staatlich anerkannt sind oder die An-
erkennungserstreckung nach § 75 Absatz 2 oder die Anzeige nach Absatz 
2 § 80 Absatz 1 vorliegt. Absatz 2 findet keine Anwendung auf Niederlas-
sungen von Hochschulen eines Staates, der kein Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union ist. 

(2) Das Ministerium kann den Betrieb einer Bildungseinrichtung im 
Sinne des Absatzes 1, die nicht staatlich anerkannt ist, ganz oder teil-
weise untersagen oder mit Auflagen, insbesondere dahingehend verse-
hen, dass beim Weiterbetrieb jeder Anschein vermieden werden muss, 
dass  

1. es sich bei der Bildungseinrichtung um eine Hochschule, Universität, 
Fachhochschule, Hochschule für angewandte Wissenschaften, Kunst-
hochschule oder Kunstakademie oder eine diesen Einrichtungen gleich-
gestellte Einrichtung handelt oder 

2. eine Ausbildung als Studiengang angeboten wird. 

(3) Bildungseinrichtungen im Sinne des § 72 Absatz 2 Satz 1 informieren  

1. den Rechtsverkehr schon bei Aufnahme ihres Geschäftsbetriebs ins-
besondere anhand ihres Internetauftritts sowie  

2. die Personen, die an ihrem Bildungsangebot teilnehmen wollen, zu ih-
rem Schutz vor Aufnahme dieser Teilnahme 

nachweisbar ausführlich und umfassend nach Maßgabe des Satzes 2 
und des Absatzes 4. Die Information im Sinne des Satzes 1 umfasst die 
Mitteilung, dass  

1. die Ausbildung nicht an einer Hochschule erfolgt, 
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2. die Bildungseinrichtung keine anerkannte akademische Ausbildung 
anbietet, 

3. die Bildungseinrichtung kein Recht hat, Hochschulprüfungen abzu-
nehmen, Hochschulgrade zu verleihen und Zeugnisse zu erteilen,  

4. die verliehenen Abschlussbezeichnungen nach Maßgabe des § 69 nicht 
als Grade, Titel, Ehrengrade, Hochschultitel oder Hochschultätigkeits-
bezeichnungen geführt werden dürfen, 

5. es sich bei der Ausbildung nicht um Studiengänge einer Hochschule 
handelt und 

6. die verliehenen Abschlussbezeichnungen im In- und Ausland in ihrer 
wirtschaftlichen Werthaltigkeit und hinsichtlich ihrer Anschlussfähig-
keit an Hochschulbildung grundsätzlich anders und nach anderen Re-
geln bewertet werden als Hochschulgrade untereinander. 

(4) Die Informationen nach Absatz 3 müssen so vollständig, frühzeitig, 
eindeutig, transparent und in einer verständlichen Sprache gegeben 
werden, dass jeder Anschein vermieden wird, die Umstände im Sinne 
des Absatzes 3 Satz 2 Nummer 1 bis 6 lägen in Wirklichkeit gänzlich 
oder teilweise vor. Die Information der Person im Sinne des Absatzes 3 
Satz 1 Nummer 2 muss zudem ihr gegenüber persönlich vor Aufnahme 
ihrer Teilnahme an dem Bildungsangebot in Schriftform, elektronischer 
Form oder in Textform erfolgen; eine allgemeine Darstellung auf dem 
Internetauftritt der Bildungseinrichtung reicht nicht hin. Informiert die 
Bildungseinrichtung nach Maßgabe der Sätze 1 und 2 sowie des Absat-
zes 3 Sätze 1 und 2 nicht, nicht vollständig oder in der Darstellung ver-
zerrend, so haftet sie den Personen, die an ihrem Bildungsangebot teil-
nehmen oder teilnehmen wollen, auf Schadensersatz nach den Vor-
schriften des bürgerlichen Rechts. 

 
§ 80 

Niederlassungen von Hochschulen 

(12) Im Geltungsbereich dieses Gesetzes dürfen Niederlassungen von staatli-
chen Hochschulen, Hochschulen in staatlicher Trägerschaft oder staatlich an-
erkannten Hochschulen aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder 
aus anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland betrieben werden, 
wenn 

1. die Niederlassung ausschließlich ihre im Herkunftsstaat anerkannte, dort 
zugelassene oder rechtmäßig angebotene Ausbildung anbietet, 

2. die Hochschule der Niederlassung ausschließlich ihre im Herkunftsstaat 
anerkannten, dort zugelassenen oder rechtmäßig verliehenen Hochschulqua-
lifikationen verleiht, 

3. die Hochschule der Niederlassung nach dem Recht des Herkunftsstaates 
zur Verleihung der Hochschulqualifikation auch dann berechtigt ist, wenn 
die dieser Verleihung zugrundeliegende Ausbildung in der Niederlassung er-
folgt, und 

4. die Qualitätskontrolle durch den Herkunftsstaat gewährleistet ist. 



 

60 
 

Die Einrichtung der Niederlassung ist dem Ministerium mindestens drei Mo-
nate vor Aufnahme des Studienbetriebs anzuzeigen. Mit der Anzeige ist das 
Vorliegen der Erfordernisse nach Satz 1 nachzuweisen; ansonsten ist die Ein-
richtung unzulässig. Ist nach dem Recht des Herkunftsstaates eine staatliche 
Anerkennung oder ein gleichwertiger staatlicher Akt erforderlich, sind der 
Wegfall der staatlichen Anerkennung oder dieses Akts oder Änderungen im 
Umfang der staatlichen Anerkennung oder dieses Akts durch den Herkunfts-
staat unverzüglich anzuzeigen. Satz 1 gilt nicht für staatliche Hochschulen 
des Landes sowie Hochschulen in der Trägerschaft des Landes. 

(24) Das Anzeigeverfahren nach Absatz 12 sowie das Feststellungsverfahren 
nach Absatz 3 können kann über den Einheitlichen Ansprechpartner in 
Nordrhein-Westfalen nach dem Gesetz zur Bildung Einheitlicher Ansprech-
partner in Nordrhein-Westfalen vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 748) 
abgewickelt werden. Es gelten die Bestimmungen zum Verfahren über eine 
einheitliche Stelle nach §§ 71a bis 71d des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen; § 71e des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen findet keine Anwendung. 

(35) Das Ministerium kann den Betrieb der Niederlassung nach Absatz 2 
oder die Durchführung der Vorbereitung nach Absatz 3 ganz oder teilweise 
untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn die Voraussetzungen des Ab-
satzes 12 bei der Niederlassung oder des Absatzes 3 bei der Vorbereitung nur 
noch zum Teil oder nicht mehr vorliegen. Das Ministerium kann den Betrieb 
der Niederlassung nach Absatz 2 oder die Durchführung der Vorbereitung 
nach Absatz 3 zudem untersagen, wenn ohne Anzeige entgegen Absatz 12 
Satz 3 oder ohne Feststellung entgegen Absatz 3 Satz 5 der Betrieb aufge-
nommen worden ist oder der staatliche Akt im Sinne des Absatzes 12 Satz 4 
weggefallen ist. 

(4) Hinsichtlich des Betriebs von Niederlassungen von Hochschulen, de-
ren Sitz sich in einem Staat, der kein Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union ist, befindet, gelten die Vorschriften betreffend die staatliche An-
erkennung einer Bildungseinrichtung als Hochschule mit der Maßgabe, 
dass der Sitz dieser Hochschule sich nicht auf dem Gebiet des Landes 
befinden muss. 

 
§ 81 

Franchising mit Hochschulen 
im europäischen Hochschulraum 

(13) Bildungseinrichtungen können auf der Grundlage einer Kooperation mit 
einer staatlichen Hochschule, einer Hochschule in staatlicher Trägerschaft 
oder einer staatlich anerkannten Hochschule aus Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union oder aus anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland auf 
einen Abschluss oder auf die Verleihung einer Hochschulqualifikation einer 
solchen Hochschule vorbereiten (Franchising im europäischen Hochschul-
raum), wenn 

1. von der Bildungseinrichtung nur Bewerberinnen oder Bewerber aufge-
nommen werden, die die Voraussetzungen für den Zugang zum Studium in 
die Kooperationshochschule erfüllen, 
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2. unter der Verantwortung und Kontrolle der Kooperationshochschule die 
Qualität und Gleichwertigkeit des Studienangebotes gesichert, die Prüfungen 
durchgeführt und die Kooperationshochschule ihre im Herkunftsstaat aner-
kannten, dort zugelassenen oder rechtmäßig verliehenen Hochschulqualifika-
tionen verleiht und 

3. die Kooperationshochschule nach dem Recht des Herkunftsstaates auf der 
Grundlage der Kooperationsvereinbarung zur Verleihung der Hochschulqua-
lifikation auch dann berechtigt ist, wenn die diese Verleihung vorbereitende 
Ausbildung in Nordrhein-Westfalen erfolgt. 

Die erforderlichen Nachweise sind bei dem Ministerium mindestens drei 
Monate vor Aufnahme des Betriebs einzureichen. Dem Antrag ist eine Ga-
rantieerklärung der Kooperationshochschule beizufügen, nach der die Vo-
raussetzungen nach Satz 1 vorliegen. Die Bildungseinrichtung informiert die 
Personen, die an ihrem Bildungsangebot teilnehmen, vor Abschluss des 
Ausbildungsvertrages und vor Aufnahme der Vorbereitung nachweis-
bar ausführlich und umfassend über Art, Umfang und Reichweite ihrer 
Ausbildungsleistung und insbesondere über den Umstand, dass sie nicht 
an einer Hochschule studieren. Der Betrieb der Bildungseinrichtung darf 
erst aufgenommen werden, wenn die Voraussetzungen der Sätze 1, 2 und 8 
durch das Ministerium festgestellt worden sind. Satz 1 gilt nicht für staatli-
che Hochschulen des Landes sowie Hochschulen in der Trägerschaft des 
Landes. Für das Franchising mit Hochschulen in der Trägerschaft des Landes 
gilt § 66 Absatz 6; für das Franchising mit staatlichen Kunsthochschulen des 
Landes gilt § 58 Absatz 7 des Kunsthochschulgesetzes. 

(2) Im Falle einer Kooperation mit einer staatlich anerkannten Hochschule ist 
das Franchising zusätzlich zu den Erfordernissen nach den Absatz 1 Sätzen 
1 und 2 nur dann zulässig, wenn 

1. die Hochschule, deren Sitz sich in Nordrhein-Westfalen befindet, auf der 
Grundlage einer Begutachtung durch den Wissenschaftsrat oder eine ver-
gleichbare, vom Ministerium benannte Einrichtung durch das Ministerium 
als Einrichtung institutionell anerkannt worden ist oder 

2. wenn die Hochschule, deren Sitz sich in einem anderen Land der Bundes-
republik Deutschland befindet, ein der institutionellen Anerkennung gleich-
wertiges Qualitätssicherungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat; die Bil-
dungseinrichtung hat eine hierauf bezogene Garantieerklärung der Koopera-
tionshochschule vorzulegen. 

Satz 81 findet auf eine Kooperation mit einer kirchlichen Hochschule keine 
Anwendung. 

(3) Der Betrieb der Bildungseinrichtung darf erst aufgenommen wer-
den, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Sätze 1 und 2, Absatzes 2 
Satz 1 durch das Ministerium festgestellt worden sind. 

(4) Für die Abwicklung des Feststellungsverfahren nach Absatz 1 über 
den Einheitlichen Ansprechpartner in Nordrhein-Westfalen nach dem 
Gesetz zur Bildung Einheitlicher Ansprechpartner in Nordrhein-West-
falen gilt § 80 Absatz 2 entsprechend. 
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(5) Das Ministerium kann den Betrieb der Niederlassung nach Absatz 2 oder 
die Durchführung der Vorbereitung nach Absatz 13 ganz oder teilweise un-
tersagen oder mit Auflagen versehen, wenn die Voraussetzungen der Ab-
sätze 1 oder 2des Absatzes 2 bei der Niederlassung oder des Absatzes 3 bei 
der Vorbereitung nur noch zum Teil oder nicht mehr vorliegen. Das Ministe-
rium kann den Betrieb der Niederlassung nach Absatz 2 oder die Durchfüh-
rung der Vorbereitung nach Absatz 3 zudem untersagen, wenn ohne Anzeige 
entgegen Absatz 2 Satz 3 oder ohne Feststellung entgegen Absatz 3 Satz 5 
der Betrieb aufgenommen worden ist oder der staatliche Akt im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 4 weggefallen ist. 

 
§ 82 

Franchising mit Hochschulen 
außerhalb der Europäischen Union 

(16) Bildungseinrichtungen können auf der Grundlage einer Kooperation mit 
einer Hochschule, deren Sitz sich in einem Staat, der kein Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union ist, befindet, auf einen Abschluss oder auf die Verlei-
hung einer Hochschulqualifikation einer solchen Hochschule vorbereiten 
(Franchising mit Hochschulen außerhalb der Europäischen Union), wenn 

1. diese Vorbereitung nach dem Recht des Sitzlandes der Kooperationshoch-
schule zulässig ist, 

2. die Bildungseinrichtung die Personen, die an ihrem Bildungsangebot teil-
nehmen wollen, vor Abschluss des Ausbildungsvertrages und vor Aufnahme 
der Vorbereitung nachweisbar ausführlich und umfassend darüber informie-
ren, dass 
a) sich die Qualität der Vorbereitung nach Maßgabe des Rechts des Sitzlan-
des richtet, 
b) sich diese Qualität daher von den wissenschaftlichen Maßstäben und aner-
kannten Qualitätsstandards der Hochschulen in staatlicher Trägerschaft oder 
der staatlichen Kunsthochschulen unterscheiden kann und 
c) für die Führung der nach dem Recht des Sitzlandes zulässigerweise verlie-
henen Hochschulqualifikation die Regelung des § 69 gilt; die Bildungsein-
richtung klärt über die damit verbundenen Rechtsfolgen ausführlich und um-
fassend auf,  
d) sie nicht an der Hochschule studieren, die den Grad verleiht, und 

3. die Bildungseinrichtung die Vorbereitung erst aufnimmt, wenn in dem 
Vorbereitungsvertrag mit der Bewerberin oder dem Bewerber die Inhalte 
nach Nummer 2 Buchstabe a bis c aufgenommen worden sind. 

Die Bildungseinrichtung ist verpflichtet, vor Aufnahme des Vorbereitungs-
betriebs ihr Bildungsangebot beim Ministerium anzuzeigen. Das Ministerium 
kann sich jederzeit darüber informieren, ob die Voraussetzungen des Satzes 
1 vorliegen oder vorlagen. § 80 Absatz 12 Satz 4 gilt entsprechend. Für das 
Verfahren nach Satz 2 und 3 können Gebühren oder Auslagen nach dem Ge-
bührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen erhoben werden; § 7473 
Absatz 7 Sätze 4 und 5 gelten entsprechend. 

(27) Das Ministerium kann die Durchführung der Vorbereitung nach Absatz 
16 ganz oder teilweise untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn 
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1. die Gefahr besteht, dass die die Bildungseinrichtung oder die Kooperati-
onshochschule maßgeblich prägenden natürlichen Personen sich nicht zur 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung bekennen oder die für den Be-
trieb oder die Durchführung dieser Vorbereitung erforderliche Sachkunde 
oder Zuverlässigkeit nicht aufweisen, 

2. gegen die Voraussetzungen oder Verpflichtungen nach Absatz 16 Satz 1 
oder 2 verstoßen worden ist, 

3. die Bildungseinrichtung geschäftlich unlauter handelt oder 

4. die Zusammenarbeit der Bildungseinrichtung mit der Kooperationshoch-
schule eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung darstellt, ins-
besondere den auswärtigen Interessen des Landes widerspricht. 

(38) Zur Sicherung der Lauterkeit des Hochschulwesens im Land, der Inte-
ressen der Verbraucherinnen und Verbraucher sowie der auswärtigen Interes-
sen des Landes kann das Ministerium das Nähere zu den Absätzen 16 und 27 
durch Rechtsverordnung regeln. 

 
§ 8375a 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes 

1. eine Einrichtung als nichtstaatliche Hochschule oder eine Ausbildung als 
Studiengang ohne die nach diesem Gesetz erforderliche staatliche Anerken-
nung gemäß § 7473 Absatz 1 oder § 7674 Absatz 1 oder ohne Anerken-
nungserstreckung nach § 7573a Absatz 2 errichtet oder betreibt oder entge-
gen einer Untersagung nach § 79 Absatz 2 weiter betreibt oder eine Aus-
bildung weiter als Studiengang anbietet, 

2. entgegen § 8075 Absatz 12 eine Niederlassung einer ausländischen Hoch-
schule errichtet oder betreibt, 

3. entgegen § 8175 Absatz 13 ohne Feststellung eine Vorbereitung anbietet 
oder betreibt, 

4. unbefugt die Bezeichnung Universität, Hochschule, Fachhochschule, 
Hochschule für angewandte Wissenschaften, Kunsthochschule oder Kun-
stakademie allein oder in einer Wortverbindung oder eine entsprechende 
fremdsprachliche Bezeichnung verwendet oder einen Namen verwendet, der 
die Gefahr einer Verwechslung mit einer der vorgenannten Bezeichnungen 
begründet, 

5. einer auf Grund dieses Gesetzes erteilten vollziehbaren Auflage nach § 
7473 Absatz 1 Satz 3, § 7573a Absatz 3 Satz 2, Absatz 76 Satz 4 oder einer 
Aufsichtsmaßnahme nach § 7774a Absatz 5 nicht nachkommt, 

6. entgegen § 8275 Absatz 16 Satz 1 Nummer 2, auch in Verbindung mit ei-
ner Rechtsverordnung nach § 8275 Absatz 38, die Personen, die an ihrem 
Bildungsangebot teilnehmen wollen, nicht ordnungsgemäß informiert, 

7. über das Vorliegen einer Voraussetzung nach § 8275 Absatz 16 Satz 1, je-
weils auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 8275 Absatz 
38, täuscht, 
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8. entgegen § 8275 Absatz 16 Satz 1 Nummer 3 die Vorbereitung aufnimmt 
oder der Verpflichtung nach § 8275 Absatz 16 Satz 2 oder einer Anordnung 
auf der Grundlage des § 8275 Absatz 16 Satz 3, jeweils auch in Verbindung 
mit einer Rechtsverordnung nach § 8275 Absatz 38, zuwiderhandelt oder, 

9. entgegen einer Untersagung nach § 80 Absatz 3 oder § 8175 Absatz 5 
oder § 82 Absatz 27, jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung 
nach § 8275 Absatz 38, weiterhin auf einen Abschluss oder auf die Verlei-
hung einer Hochschulqualifikation vorbereitet oder 

10. entgegen der Informationspflicht nach § 79 Absatz 3 und 4 nicht, 
nicht vollständig oder in der Darstellung verzerrend informiert. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können mit einer Geldbuße bis zu 
500 000 Euro geahndet werden. Zuständige Verwaltungsbehörde für die Ver-
folgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 ist das Minis-
terium. 

 
 

Teil 10 
Sicherheit und Redlichkeit  

in der Hochschule 

 
Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 84 

Sicherer und redlicher Hochschulraum 

(1) Die Hochschule gewährleistet nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 einen 
sicheren Hochschulraum. Zu einem sicheren Hochschulraum gehört, 
dass die Hochschule die Vielfalt ihrer Mitglieder und Angehörigen be-
rücksichtigt. Zudem werden diese, insbesondere durch Maßnahmen auf 
der Grundlage der nachfolgenden Vorschriften dieses Teils, 

1. vor unzulässiger Ungleichbehandlung aus einem der in § 1 des Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetzes vom 14. August 2006 (BGBl. I S. 
1897), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 
2510), genannten Gründe, sowie 

2. vor unmittelbaren Beeinträchtigungen ihrer körperlichen Unver-
sehrtheit, ihrer sexuellen Integrität und Selbstbestimmung, ihres sozia-
len Geltungsanspruchs und der Handlungs- und Entschlussfreiheit hin-
sichtlich ihrer persönlichen Lebensgestaltung 

durch andere Mitglieder und Angehörige der Hochschule unbeschadet 
der arbeitsrechtlichen Bestimmungen und vorbehaltlich der Befugnisse 
der Organe, Funktionsträgerinnen und Funktionsträger und Gremien 
nach diesem Gesetz und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Ord-
nungen, insbesondere des Hausrechts, geschützt. 

(2) Die Hochschule gewährleistet nach Maßgabe der §§ 3 Absatz 1 Satz 
4, Absatz 2 Satz 3, 4 Absatz 4 einen redlichen Hochschulraum. In einem 
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redlichen Hochschulraum schützt sie durch geeignete Maßnahmen, ins-
besondere durch Maßnahmen auf der Grundlage der nachfolgenden 
Vorschriften, und unbeschadet der arbeits- und prüfungsrechtlichen 
Bestimmungen sowie vorbehaltlich der Befugnisse der Organe, Funkti-
onsträgerinnen und Funktionsträger und Gremien nach diesem Gesetz 
und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Ordnungen die Redlich-
keit des wissenschaftlichen Diskurses. 

 
§ 85 

Sicherheit in der Hochschule; 
Ansprechpersonen 

(1) Die Hochschule entwickelt ein Konzept zur Berücksichtigung der 
Vielfalt und zum Schutz ihrer Mitglieder und Angehörigen im Sinne des 
§ 84 Absatz 1. Der Senat kann das Nähere durch Ordnung regeln und 
dabei insbesondere für die Mitglieder und Angehörigen geltende Ver-
haltensregeln betreffend die Umsetzung des Berücksichtigungsgebots 
nach § 84 Absatz 1 Satz 2 und des Schutzgebots nach § 84 Absatz 1 Satz 
3 erlassen. Für den auf die Ordnung nach Satz 2 bezogenen Beschluss 
des Senats gilt § 22 Absatz 2 Satz 4 entsprechend; die Ordnung bedarf 
der Genehmigung des Rektorates. Die Genehmigung ist zu versagen, 
wenn die Ordnung insgesamt oder in Teilen gegen Rechtsvorschriften 
verstößt. Sie kann versagt werden, wenn die Ordnung nach Einschät-
zung des Rektorates nicht mit dem Konzept nach Satz 1 übereinstimmt. 

(2) Die Grundordnung kann vorsehen und sieht nach Maßgabe des Kon-
zepts nach Absatz 1 Satz 1 vor, dass die Hochschule eine oder mehrere 
der nachfolgend genannten Ansprechpersonen bestellt: 

1. eine Ansprechperson zum Schutz der Vielfalt ihrer Mitglieder und 
Angehörigen, 

2. eine Ansprechperson betreffend den Schutz nach § 84 Absatz 1 Satz 3, 
insbesondere zum Schutz der sexuellen Integrität. 

§ 62b Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die Grundordnung kann 
vorsehen, dass die Funktionen der Ansprechpersonen miteinander und 
mit der Funktion anderer Beauftragter verbunden oder durch die Ein-
richtung hochschulübergreifender Stellen ersetzt werden können. Die 
fachliche Qualifikation der Ansprechperson soll den Anforderungen ih-
rer Aufgaben gerecht werden. Die Hochschulen informieren ihre Mit-
glieder und Angehörigen in angemessener Weise über bestellte An-
sprechpersonen, deren Aufgaben und Befugnisse nach diesem Gesetz so-
wie die einzelnen Verfahrensschritte infolge einer Beschwerde nach Ab-
satz 3. 

(3) Sieht die Grundordnung Ansprechpersonen nach Absatz 2 vor, ha-
ben die Mitglieder und Angehörigen das Recht, sich bei dieser oder die-
sen zu beschweren, wenn sie sich im Zusammenhang mit ihrer Mitglied-
schaft oder ihrer Angehörigenstellung von der Hochschule oder anderen 
Mitgliedern oder Angehörigen 

1. aus einem der in § 1 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes ge-
nannten Gründe benachteiligt oder 



 

66 
 

2. in ihrer körperlichen Unversehrtheit, ihrer sexuellen Integrität und 
Selbstbestimmung, ihrem sozialen Geltungsanspruch oder ihrer Hand-
lungs- und Entschlussfreiheit hinsichtlich ihrer persönlichen Lebensge-
staltung unmittelbar beeinträchtigt 

fühlen. Die Ansprechperson prüft die Beschwerde und teilt das Ergebnis 
der beschwerdeführenden Person mit. Die Ansprechperson kann das 
Ergebnis ihrer Prüfung zudem an die für die Einleitung eines Siche-
rungsverfahrens gegen das Mitglied oder den Angehörigen, gegen des-
sen Verhalten sich die Beschwerde richtet, zuständige Stelle, an die die-
sem Mitglied dienstvorgesetzte Stelle sowie an eine sonstig zuständige 
Stelle, auch der Strafverfolgungsbehörden, weiterleiten, es sei denn, die 
beschwerdeführende Person schließt dies aus. Die Ansprechperson un-
terstützt die beschwerdeführende Person auf ihren Wunsch hin auf an-
gemessene Weise bis zu dem Zeitpunkt, in dem ein anwaltlicher Bei-
stand beauftragt worden ist. Sieht die Grundordnung keine Ansprech-
personen nach Absatz 2 vor, stellt die Hochschule eine angemessene Un-
terstützung ihrer Mitglieder und Angehörigen im Sinne des Satzes 4 
durch andere geeignete Maßnahmen sicher. 

(4) Die Ansprechperson ist als solche von fachlichen Weisungen frei und 
entscheidet insbesondere über den Vorrang ihrer Aufgabenwahrneh-
mung. Ein Interessenwiderstreit mit ihren sonstigen dienstlichen Aufga-
ben soll vermieden werden. Die Ansprechperson und ihre Stellvertre-
tungen dürfen wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt oder begünstigt 
werden. 

(5) Im Übrigen hat die Ansprechperson, auch über die Zeit ihrer Bestel-
lung hinaus, Verschwiegenheit über die persönlichen Verhältnisse der 
sich beschwerenden Mitglieder und Angehörigen und über andere ver-
trauliche Angelegenheiten zu wahren. 

 
 
 

Kapitel 2 
Redlichkeits- und sicherheitsrechtliche  

Bestimmungen 

 
§ 86 

Redlichkeitsverstöße  
und Redlichkeitsmaßnahmen 

(1) Ein Mitglied der Hochschule begeht einen Redlichkeitsverstoß, wenn 
es gegen 

1. seine Verpflichtung nach § 4 Absatz 4 Satz 1 oder 

2. die Gebote und Verbote des § 38 Absatz 6 

verstößt. 

(2) Gegen ein Mitglied, welches vorsätzlich oder grob fahrlässig einen 
Redlichkeitsverstoß nach Absatz 1 Nummer 1 oder vorsätzlich oder 
fahrlässig einen Redlichkeitsverstoß nach Absatz 1 Nummer 2 begangen 
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hat, kann eine Maßnahme zur Sicherung wissenschaftlicher Redlichkeit 
(Redlichkeitsmaßnahme) verhängt werden. Redlichkeitsmaßnahmen 
sind: 

1. die Feststellung eines Redlichkeitsverstoßes, 

2. der Ausspruch einer Redlichkeitsrüge im Sinne des Satzes 3, 

3. der Ausspruch der Verpflichtung, die von dem Redlichkeitsverstoß 
betroffene Publikation zurückzuziehen, 

4. der Ausspruch der Verpflichtung, Mittel für Forschungsvorhaben, die 
das Mitglied durch einen Redlichkeitsverstoß zweckentfremdet verwen-
det hat, zurückzuzahlen, 

5. der Entzug der Weisungsbefugnis gegenüber Beschäftigten, 

6. die Androhung des Entzugs des Hochschulgrades oder der Lehrbefä-
higung, der oder die auf der Grundlage einer Leistung, die nicht den Re-
geln einer guten wissenschaftlichen Praxis entsprechend erbracht wor-
den ist, verliehen oder zuerkannt worden ist, 

7. der Ausschluss von der Mitwirkung in dem Verfahren zur Vorberei-
tung der Berufungsvorschläge für einen in der Maßnahme festgesetzten 
Zeitraum, 

8. der gänzliche oder teilweise Widerruf der Zusagen über die nach § 37 
Absatz 3 oder in sonstiger Weise gewährte Ausstattung; ist die Ausstat-
tung von der Empfängerin oder dem Empfänger der Zusage für die Er-
bringung einer Leistung verwendet worden, die nicht den Regeln einer 
guten wissenschaftlichen Praxis entsprechend erbracht worden ist, kann 
insoweit die Zusage auch rückwirkend widerrufen werden, 

9. der Entzug des Hochschulgrades oder der Lehrbefähigung im Sinne 
der Nummer 6. 

Die Redlichkeitsrüge ist der schriftliche Tadel eines bestimmten wissen-
schaftlichen Fehlverhaltens. Missbilligende Äußerungen wie Zurecht-
weisungen oder Ermahnungen, die nicht ausdrücklich als Redlichkeits-
rüge bezeichnet werden, sind keine Redlichkeitsmaßnahme. 

(3) Redlichkeitsmaßnahmen können nebeneinander verhängt werden. 
Für einen Redlichkeitsverstoß nach Absatz 1 Nummer 2 dürfen nur 
Redlichkeitsmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 2 oder 7 ver-
hängt werden. Eine Redlichkeitsmaßnahme nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 9 kann auch ohne vorherige Verhängung einer Redlichkeitsmaß-
nahme nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 verhängt werden. Soweit Studie-
rende einen wissenschaftsbezogenen Redlichkeitsverstoß im Rahmen ei-
ner Hochschulprüfung im Sinne des § 63 Absatz 1 Satz 1 begehen, gilt 
§ 64 Absatz 2 Satz 2 Nummer 9; die Vorschriften dieses Teils finden in-
soweit keine Anwendung. 

(4) Ein Verbot der Verhängung einer Redlichkeitsmaßnahme wegen 
Zeitablaufs besteht nicht. Die Ordnung nach § 88 Absatz 1 kann vorse-
hen, dass nach einem dort geregelten Zeitablauf die Verhängung einer 
Redlichkeitsmaßnahme nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 oder 9 unzuläs-
sig ist. § 66 Absatz 4 Satz 2 und 3 bleibt unberührt. 
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(5) Die Entscheidung über die Verhängung einer Redlichkeitsmaß-
nahme, auch hinsichtlich ihrer Dauer, ergeht nach pflichtgemäßem Er-
messen durch Redlichkeitsverfügung. Die Maßnahme ist insbesondere 
nach der Schwere des Redlichkeitsverstoßes und dem Ausmaß der Ge-
fährdung des wissenschaftlichen Diskurses zu bemessen. Im Übrigen gilt 
§ 13 Absatz 2 Sätze 2 bis 4 des Landesdisziplinargesetzes entsprechend. 

(6) Die Hochschule veröffentlicht die aufgrund eines Redlichkeitsversto-
ßes nach Absatz 1 Nummer 1 erlassene Redlichkeitsverfügung, die un-
anfechtbar ist oder bei der ein Rechtsmittel keine aufschiebende Wir-
kung hat, in der Regel an geeigneter Stelle; zur Bezeichnung des Mit-
glieds unterbleibt die Angabe seiner vollständigen Anschrift. Die Hoch-
schule ist bei solchen Verfügungen zudem befugt, mitzuteilen, dass ein 
Redlichkeitsverstoß begangen worden ist, 

1. dem Medienunternehmen, insbesondere dem Verlag, welches die von 
dem Redlichkeitsverstoß betroffene Literatur oder die betroffenen For-
schungsergebnisse veröffentlicht hat,  

2. den einschlägigen Fachgesellschaften, 

3. der Deutschen Forschungsgemeinschaft oder einer anderen Organisa-
tion der Forschungsförderung, die Mittel für ein Forschungsvorhaben, 
die das Mitglied durch einen Redlichkeitsverstoß zweckentfremdet ver-
wendet hat, bereitgestellt haben, und 

4. dem Dienstherrn oder dem Arbeitgeber der Personen nach Absatz 7, 
sofern der Redlichkeitsverstoß Auswirkungen auf die Reputation der 
Einrichtung des Dienstherrn oder des Arbeitgebers oder auf die Integri-
tät der dortigen wissenschaftlichen Forschung haben kann. 

Von einer Veröffentlichung auch der Begründung dieser Redlichkeits-
verfügung kann abgesehen werden, wenn das Schutzbedürfnis der un-
redlich handelnden Person das Offenbarungsinteresse der Wissenschaft 
erheblich überwiegt; in diesem Falle werden nur Rubrum, dies ohne An-
schrift, und Tenor veröffentlicht. Wird die Redlichkeitsmaßnahme nach 
§ 88 Absatz 6 Satz 1 aufgehoben, gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend.  

(7) Absätze 1 bis 6 finden auch Anwendung 

1. auf die Angehörigen der Hochschule, 

2. auf das Promotionskolleg für angewandte Forschung der Hochschu-
len für angewandte Wissenschaften in Nordrhein-Westfalen, auf welches 
auch die nachfolgenden Nummern 3 bis 5 angewendet werden, und seine 
Mitglieder und Angehörigen,  

3. auf Personen, die nicht Mitglied oder Angehörige der Hochschule 
mehr sind, aber während ihrer Mitgliedschaft oder ihrer Angehörigen-
stellung einen Redlichkeitsverstoß begangen haben, 

4. auf Personen, die, ohne Mitglied oder Angehörige zu sein, im Rahmen 
der Hochschulaufgaben in Forschung und Lehre tätig sind oder gewesen 
sind und dabei einen Redlichkeitsverstoß begangen haben,  

5. auf Personen, die, ohne Mitglied oder Angehörige zu sein, einen Red-
lichkeitsverstoß bezüglich eines wissenschaftlichen Werks begangen ha-
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ben, welches Grundlage für die Verleihung des Doktorgrades der Uni-
versität oder des Promotionskollegs, welche oder welches das Redlich-
keitsverfahren durchführen will, gewesen ist, sowie 

6. auf Mitglieder, deren mitgliedschaftsrechtliche Pflichten nach Maß-
gabe des § 10 Absatz 1 Satz 6 oder 7 ruhen. 

 

 
§ 87 

Sicherheitsverstöße  
und Sicherungsmaßnahmen 

(1) Ein Mitglied der Hochschule begeht einen Sicherheitsverstoß, wenn 
es gegen eine ihm obliegende 

1. Verhaltensregel der Ordnung nach § 85 Absatz 1 Satz 2 oder 

2. dienstrechtliche Pflicht, die 

a) zumindest auch dem Schutz der körperlichen Unversehrtheit, der se-
xuellen Integrität und Selbstbestimmung, des sozialen Geltungsan-
spruchs oder der Handlungs- und Entschlussfreiheit hinsichtlich der 
persönlichen Lebensgestaltung eines anderen Mitglieds oder Angehöri-
gen der Hochschule zu dienen bestimmt ist, 

b) ihm eine Diskriminierung aus einem der in § 1 des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes genannten Gründe untersagt, oder 

c) ihm ein achtungs- und vertrauenswürdiges Verhalten auferlegt,  

verstößt.  

(2) Gegen die Person, welche einen Sicherheitsverstoß begangen hat, soll 
eine Sicherungsmaßnahme verhängt werden. Sicherungsmaßnahmen 
sind: 

1. unbeschadet des Weisungsrechts nach § 27 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 
und des Hausrechts Weisungen betreffend 

a) das vollständige oder teilweise Verbot des Betretens einzelner oder 
sämtlicher Liegenschaften der Hochschule zur Wahrnehmung einzelner 
oder sämtlicher Dienstaufgaben oder 

b) das Gebot, die dem Mitglied obliegende Lehre ganz oder teilweise 
mittels Videokonferenztechnik oder eines anderen technischen Instru-
ments ausschließlich online zu erbringen,  

2. Gebote oder Verbote betreffend den Kontakt zu anderen Hochschul-
mitgliedern oder -angehörigen, 

3. der Entzug der Weisungsbefugnis gegenüber Beschäftigten, 

4. der vollständige oder teilweise Entzug der Lehr- und Prüfungsbefug-
nis, 

5. der vollständige oder teilweise Widerruf der Zusagen über die nach 
§ 37 Absatz 3 oder in sonstiger Weise gewährte Ausstattung, 

6. der Ausspruch, für die Dauer von zwei bis fünf Jahren 
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a) die Fähigkeit zu verlieren, Funktionen in der Selbstverwaltung der 
Hochschule zu bekleiden und solche Funktionen durch Wahlen zu erlan-
gen, sowie  

b) das Recht zu verlieren, in der Hochschule zu wählen oder zu stim-
men. 

Die Verhängung einer Maßnahme nach Satz 2 Nummer 5 und 6 setzt 
voraus, dass das Mitglied den Sicherheitsverstoß schuldhaft begangen 
hat. Mit dem Verlust der Fähigkeit nach Satz 2 Nummer 6 Buchstabe a) 
verliert das Mitglied zugleich sämtliche Funktionen, die es in der Selbst-
verwaltung innehat. Satz 4 findet auf hauptberufliche Rektoratsmitglie-
der sowie auf die Dekanin oder den Dekan, die oder der hauptberuflich 
tätig ist, keine Anwendung. 

(3) Liegen in einer Person zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für 
die Begehung eines Sicherheitsverstoßes vor (verdächtige Person), kön-
nen Sicherungsmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 4 auch 
verhängt werden, ohne dass die Begehung des Sicherheitsverstoßes 
nachgewiesen ist. Erweist sich hinsichtlich der verdächtigen Person, 
dass sich diese zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkte nicht dahin 
erhärten, dass die Begehung eines Sicherheitsverstoßes weiterhin ange-
nommen werden kann, ist die Maßnahme aufzuheben. 

(4) Die Entscheidung über die Verhängung der einzelnen Sicherungs-
maßnahme, auch hinsichtlich ihrer Dauer, ergeht nach pflichtgemäßem 
Ermessen durch Sicherungsverfügung gegen die sicherheitsverstoßende 
Person (Sicherungsgegner). Die Maßnahme ist insbesondere nach der 
Schwere des Sicherheitsverstoßes und im Falle des Absatzes 3 Satz 1 ins-
besondere nach der Bedeutung der Verhaltensregeln nach Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 oder dem Maß der Gefährdung der in Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 genannten Schutzgüter zu bemessen. Im Übrigen gilt § 13 
Absatz 2 Sätze 2 bis 4 des Landesdisziplinargesetzes entsprechend. 

(5) Für Studierende, die eine Funktion in der Selbstverwaltung der 
Hochschule wahrnehmen oder zugleich ein Mitglied der Gruppen nach 
§ 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 sind, gelten die Absätze 1 bis 4 nur 
hinsichtlich dieser Funktionswahrnehmung oder des Handelns als 
Gruppenmitglied. Außerhalb dessen gilt für Studierende § 51a. 

(6) Ist ein Mitglied nach den dienstrechtlichen Bestimmungen beurlaubt 
oder an eine andere Stelle abgeordnet, bleiben seine Pflichten, die einen 
Sicherheitsverstoß nach Absatz 1 Satz 1 begründen können, in der 
Hochschule bestehen. 

(7) Soweit ein Mitglied einer Hochschule einen Sicherheitsverstoß in sei-
ner Funktion als Mitglied oder Angehöriger des Promotionskollegs für 
angewandte Forschung der Hochschulen für angewandte Wissenschaf-
ten in Nordrhein-Westfalen begeht, gilt dieser als durch das Mitglied 
dieser Hochschule begangen. 

(8) Sind seit der Vollendung des Sicherheitsverstoßes mehr als drei 
Jahre vergangen, darf eine Sicherungsmaßnahme nicht mehr verhängt 
werden. 2Die Frist des Satzes 1 wird durch die Einleitung und jede Aus-
dehnung des Sicherungsverfahrens unterbrochen. 3Die Frist wird zudem 
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durch die Einleitung und jede Ausdehnung des Disziplinarverfahrens, 
die Erhebung der Disziplinarklage sowie die Erhebung der Nachtrags-
disziplinarklage unterbrochen, die hinsichtlich des Sachverhalts, der 
dem Sicherungsverfahren zugrunde liegt, vorgenommen wird. 4Die Frist 
des Satzes 1 ist für die Dauer des gerichtlichen Disziplinarverfahrens, 
welches wegen desselben Sachverhalts eingeleitet worden ist, gehemmt. 
5Ist vor Ablauf der Frist des Satzes 1 wegen desselben Sachverhalts ein 
Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet worden, ist die Frist für die 
Dauer dieses Verfahrens gehemmt. 6Gleiches gilt für die Dauer einer 
Aussetzung des Disziplinarverfahrens nach § 22 des Landesdisziplinar-
gesetzes, soweit nicht schon eine Hemmung nach Satz 5 eintritt. 

(9) Für den Fall, dass die verletzte Person eine Doktorandin oder ein 
Doktorand ist, trifft die Universität oder das Promotionskolleg für ange-
wandte Forschung der Hochschulen für angewandte Wissenschaften in 
Nordrhein-Westfalen angemessene Vorkehrungen, dass das Promotions-
vorhaben durch die Einleitung des Sicherungs- und des Disziplinarver-
fahrens nicht gefährdet wird. 

(10) Absatz 1 bis 4 und 8 gelten auch für Angehörige der Hochschule. 
Absatz 5 bleibt unberührt. 

 
§ 88 

Redlichkeits- und Sicherungsverfahren; 
Verhängung von Redlichkeits- und  

  Sicherungsmaßnahmen 

(1) Das Redlichkeitsverfahren sowie das Sicherungsverfahren werden 
gegenüber der Person geführt, welcher die Begehung eines Redlichkeits-
verstoßes oder eines Sicherheitsverstoßes vorgeworfen wird (beschul-
digte Person). Das Nähere zum Verfahren  

1. zur Verhängung einer Redlichkeitsmaßnahme und  

2. zur Verhängung einer Sicherungsmaßnahme 

kann der Senat durch Ordnung, auch in einer gemeinsamen Ordnung, 
regeln. Die Ordnung kann insbesondere Regelungen enthalten 

1. zur Ausdehnung und Beschränkung des Verfahrens,  

2. zur Unterrichtung, Belehrung und Anhörung des Mitglieds, gegen das 
das Verfahren geführt wird, 

3. zur Bindung an tatsächliche Feststellungen aus Strafverfahren oder 
anderen Verfahren,  

4. zur Beweiserhebung sowie 

5. zur Stelle, die die Verhängung der Redlichkeitsmaßnahme oder der 
Sicherungsmaßnahme vorbereitet und den Beweis erhebt. 

Absatz 2 bis 7 sowie die §§ 89 bis 92 bleiben unberührt. Die Ordnung 
nach Satz 1 bedarf der Genehmigung des Rektorats. Wenn und soweit 
die Ordnung nach Satz 1 nicht erlassen ist oder keine Regelung enthält, 
gelten die Regelungen des Landesdisziplinargesetzes sowie die Vor-
schriften dieses Teils. Hinsichtlich des Verhältnisses des Redlichkeits- 
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und des Sicherungsverfahrens zum Strafverfahren und zum Disziplinar-
verfahren gilt § 22 des Landesdisziplinargesetzes entsprechend. 

(2) 1Liegen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für die Begehung ei-
nes Redlichkeitsverstoßes vor, hat das Rektorat oder die in der Ordnung 
nach Absatz 1 Satz 2 bestimmte Stelle ein Redlichkeitsverfahren einzu-
leiten; das Nähere regelt die Hochschule durch Ordnung. 2Liegen zu-
reichende tatsächliche Anhaltspunkte für die Begehung eines Sicher-
heitsverstoßes vor, hat  

1. die dienstvorgesetzte Stelle, sofern eine solche für die beschuldigte 
Person besteht, andernfalls das Rektorat, oder 

2. die in der Ordnung nach Absatz 1 Satz 2 bestimmte Stelle  

ein Sicherungsverfahren einzuleiten; das Nähere kann die Hochschule 
durch Ordnung regeln. 3Bei Gefahr im Verzug kann die Dekanin oder 
der Dekan, auch im Falle des Bestehens eines Dekanats, eine Siche-
rungsmaßnahme nach § 87 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 4 für die 
Dauer des Bestehens der Gefahr verhängen. 4Die in der Ordnung nach 
Absatz 1 Satz 2 bestimmte Stelle sowie im Falle des Satzes 3 die Dekanin 
oder der Dekan informiert die dienstvorgesetzte Stelle oder, wenn eine 
solche für die beschuldigte Person nicht besteht, das Rektorat über die 
Einleitung des Redlichkeits- oder des Sicherungsverfahrens. 5Die An-
zeige eines Redlichkeits- oder eines Sicherheitsverstoßes (Redlichkeits- 
oder Sicherheitsanzeige) können bei der zuständigen Stelle mündlich 
oder schriftlich angebracht werden. 6Die mündliche Redlichkeits- oder 
Sicherheitsanzeige ist zu beurkunden. 7Der verletzten Person ist auf An-
trag der Eingang ihrer Sicherheitsanzeige schriftlich zu bestätigen. 8Die 
Bestätigung soll eine kurze Zusammenfassung der Angaben der verletz-
ten Person zu Zeit, Ort und Art der Begehung des Sicherheitsverstoßes 
enthalten. 9Die Bestätigung kann versagt werden, soweit der Untersu-
chungszweck gefährdet erscheint. 

(3) Zuständige Stelle ist 

1. vorbehaltlich Nummer 3 das Rektorat für die Durchführung des Red-
lichkeitsverfahrens sowie auf der Grundlage des Vorschlags der Stelle 
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 5, soweit eine solche besteht, für die Ver-
hängung einer Redlichkeitsmaßnahme, 

2. vorbehaltlich Nummer 3 die zur Einleitung des Sicherungsverfahrens 
nach Absatz 2 Satz 2 zuständige Stelle für dessen Durchführung sowie 
für die Verhängung einer Sicherungsmaßnahme, 

3. die in der Ordnung nach Absatz 1 Satz 2 bestimmte Stelle für die 
Durchführung des Redlichkeits- und des Sicherungsverfahrens sowie 
für die Verhängung einer Redlichkeits- und Sicherungsmaßnahme. 

(4) Die Ordnung nach Absatz 1 Satz 2 regelt das Nähere zur Einstellung 
des Redlichkeits- und des Sicherungsverfahrens. Tritt während des Red-
lichkeitsverfahrens ein in der Ordnung nach § 86 Absatz 4 Satz 2 gere-
gelter Zeitablauf ein, ist dieses Verfahren einzustellen. 

(5) Das Mitglied sowie die in § 86 Absatz 7 und in § 87 Absatz 10 ge-
nannten Personen können die Einleitung eines Redlichkeits- oder eines 
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Sicherungsverfahrens gegen sich selbst beantragen, um sich von dem 
Verdacht zu entlasten, einen Redlichkeits- oder einen Sicherheitsverstoß 
begangen zu haben. Der Antrag darf nur abgelehnt werden, wenn keine 
zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkte vorliegen, die einen solchen 
Verdacht rechtfertigen. Die Entscheidung ist dem Mitglied oder der Per-
son mitzuteilen. Die Gründe sind aktenkundig zu machen und dem Mit-
glied oder der Person bekannt zu geben. 

(6) Das Sicherungsverfahren ist auszusetzen, wenn wegen des Sachver-
halts, der ihm zugrunde liegt, im Strafverfahren die öffentliche Klage 
erhoben worden ist. Die Aussetzung unterbleibt, wenn keine begründe-
ten Zweifel am Sachverhalt bestehen oder wenn im Strafverfahren aus 
Gründen nicht verhandelt werden kann, die in der Person der beschul-
digten Person liegen. Das Sicherungsverfahren ist unverzüglich fortzu-
setzen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 2 nachträglich eintreten, 
spätestens mit dem rechtskräftigen Abschluss des Strafverfahrens. Das 
Sicherungsverfahren kann ausgesetzt werden, wenn in einem anderen 
gesetzlich geordneten Verfahren über eine Frage zu entscheiden ist, de-
ren Beurteilung für die Entscheidung im Sicherungsverfahren von we-
sentlicher Bedeutung ist; Satz 2 und 3 gelten entsprechend. 

(7) Hinsichtlich der Auferlegung, Erstattung und Tragung von Kosten 
und Auslagen gilt § 37 des Landesdisziplinargesetzes entsprechend. § 91 
bleibt unberührt. 

(8) Beim Promotionskolleg für angewandte Forschung der Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften in Nordrhein-Westfalen erlässt die Ord-
nung betreffend das Redlichkeitsverfahren nach Absatz 1 Satz 2 das 
Gremium, welches seiner Funktion nach dem Senat einer Hochschule 
entspricht. 

 
§ 89 

Zusammenarbeit im Redlichkeits- und  
Sicherungsverfahren; Täter-Opfer-Ausgleich 

(1) Hinsichtlich der Zusammenarbeit im Redlichkeits- und Sicherungs-
verfahren gilt § 77 Absatz 3. Hat die zuständige Stelle nach § 82 Absatz 
3 ihre Befugnis zur Durchführung eines Redlichkeits- oder eines Siche-
rungsverfahrens sowie zur Verhängung einer Redlichkeits- oder einer 
Sicherungsmaßnahme auf der Grundlage des § 77 Absatz 3 übertragen, 
sind die bis zur Übertragung getroffenen tatsächlichen Feststellungen 
nicht bindend, können aber ohne nochmalige Prüfung dem weiteren 
Verfahren zugrunde gelegt werden. Das Gleiche gilt für die nach der 
Übernahme getroffenen tatsächlichen Feststellungen der Stelle, an die 
übertragen wurde, wenn die zuständige Stelle die Übertragung wider-
ruft. 

(2) Die nach § 88 Absatz 3 zuständige Stelle kann sich zur Durchfüh-
rung des Redlichkeits- oder des Sicherungsverfahrens ergänzender Hilfe 
geeigneter Stellen innerhalb und außerhalb des öffentlichen Dienstes be-
dienen und diesen die zur ergänzenden Hilfe erforderlichen Daten über-
mitteln. Das Gleiche gilt hinsichtlich der in der Ordnung nach § 88 Ab-
satz 2 Satz 1 Halbsatz 2, Satz 2 Halbsatz 2 vorgesehenen Stelle, die 
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prüft, ob zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für die Begehung ei-
nes Redlichkeits- oder Sicherheitsverstoßes vorliegen, bezüglich dieser 
Prüfung. Die beauftragte Stelle darf die Daten, die ihr im Rahmen der 
ergänzenden Hilfe bekannt werden, nur für diesen Zweck verarbeiten. 
§ 91a Absatz 1 Nummer 2, Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 Nummer 2, Absatz 
5 bis 7 des Landesbeamtengesetzes gelten entsprechend. 

(3) Die für die Durchführung des Sicherungsverfahrens zuständige 
Stelle ist berechtigt, in jedem Stadium des Verfahrens Möglichkeiten zu 
prüfen, einen Ausgleich zwischen der beschuldigten Person und der ver-
letzten Person zu erreichen. Hinsichtlich der Durchführung dieses Aus-
gleichs gilt § 155b der Strafprozessordnung entsprechend. 

 
§ 90 

Rechte der verletzten Person 

(1) Verletzte Person im Sinne dieses Gesetzes ist diejenige Person,  

1. deren Schutz eine Verhaltensregel nach § 87 Absatz 1 Nummer 1 
dient, gegen die durch den Sicherheitsverstoß, seine Begehung unter-
stellt oder rechtskräftig festgestellt, verstoßen worden ist, oder  

2. die durch den Sicherheitsverstoß, seine Begehung unterstellt oder 
rechtskräftig festgestellt, in ihren in § 87 Absatz 1 Nummer 2 bezeichne-
ten Rechtsgütern unmittelbar beeinträchtigt worden ist. 

Sie hat nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 im Sicherungsverfahren die 
nachfolgenden Informations-, Schutz-, Beistands- und verfahrensbeglei-
tenden Rechte. 

(2) Die verletzte Person hat folgende Informationsrechte: 

1. das Recht, dass ihr gegenüber auf Antrag der Gang des weiteren Ver-
fahrens, insbesondere dessen sie unmittelbar betreffenden Schritte, er-
läutert wird, 

2. das Recht, dass ihr gegenüber der Eingang der Sicherheitsanzeige 
nach Maßgabe des § 88 Absatz 2 Satz 7 bis 9 bestätigt wird, 

3. das Recht auf Mitteilung, dass eine das Sicherungsverfahren einlei-
tende Verfügung erlassen worden ist, 

4. das Recht auf Auskunft über den Stand des Sicherungsverfahrens, 

5. das Recht zur möglichst frühzeitigen Unterrichtung  

a) über ihre Befugnisse im Sicherungsverfahren nach diesem Absatz so-
wie den Absätzen 3 bis 5, insbesondere die Beistandsrechte nach Absatz 
4, sowie 

b) über die Erstattung ihrer Kosten und Auslagen nach § 91, 

6. das Recht, Kenntnis von Rubrum und Tenor der das Sicherungsver-
fahren abschließenden Verfügung zu erhalten. 

(3) Die verletzte Person hat folgende Schutzrechte: 
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1. das Recht, dass Vernehmungen und sonstige Untersuchungshandlun-
gen im Sicherungsverfahren stets unter Berücksichtigung ihrer besonde-
ren Schutzbedürftigkeit durchzuführen sind, 

2. das Recht auf Aussageverweigerung entsprechend § 25 Absatz 1 Sätze 
2 und 3 des Landesdisziplinargesetzes einschließlich des Auskunftsver-
weigerungsrechts bezüglich Fragen, die den Inhalt der mit ihrem Bei-
stand nach Absatz 4 geführten Beratungsgespräche betreffen, 

3. das Recht auf Beschränkung von Angaben; für dieses Recht gilt § 68 
Absatz 2 Satz 1 mit der Maßgabe, dass eine andere ladungsfähige An-
schrift im Sinne dieser Vorschrift auch die Anschrift der Hochschule ist, 
sowie Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 der Strafprozessordnung entspre-
chend, sowie 

4. das Recht auf Beschränkung des Fragerechts aus Gründen des Per-
sönlichkeitsschutzes; für dieses Recht gilt § 68a der Strafprozessord-
nung entsprechend. 

Die zuständige Stelle kann die verletzte Person getrennt von der ver-
dächtigten Person vernehmen, wenn im Falle der Vernehmung in Ge-
genwart der verdächtigten Person die dringende Gefahr eines schwer-
wiegenden Nachteils für das Wohl der verletzten Person besteht und 
diese Gefahr nicht in anderer Weise abgewendet werden kann. 

(4) Die verletzte Person hat folgende Beistandsrechte: 

1. das Recht, sich eines anwaltlichen Beistands zu bedienen, auch soweit 
sie als Zeuge vernommen wird, oder sich durch einen solchen vertreten 
zu lassen sowie 

2. das Recht auf den Beistand einer Person ihres Vertrauens, es sei denn, 
dass dies den Untersuchungszweck gefährden könnte. 

Der verletzten Person wird auf ihren Antrag ein zur Vertretung bereiter 
anwaltlicher Beistand ihrer Wahl beigeordnet, wenn  

1. die beschuldigte Person durch einen Rechtsanwalt vertreten ist oder  

2. die Vertretung durch einen anwaltlichen Beistand ansonsten erforder-
lich erscheint. 

Findet die verletzte Person keinen zur Vertretung bereiten anwaltlichen 
Beistand, ordnet die zuständige Stelle ihr auf Antrag einen anwaltlichen 
Beistand bei. Die Anwesenheit des anwaltlichen Beistands nach Satz 1 
Nummer 1 bei der Vernehmung der verletzten Person ist zu gestatten, es 
sei denn, bestimmte Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass seine 
Anwesenheit die geordnete Beweiserhebung nicht nur unwesentlich be-
einträchtigen würde. 

(5) Die verletzte Person hat folgende verfahrensbegleitenden Rechte: 

1. das Recht, eine Beweiserhebung anzuregen, 

2. das Recht, dass der von ihr beauftragte anwaltliche Beistand für sie 
die Akten des Sicherungsverfahrens einsehen sowie Beweisstücke be-
sichtigen darf, 
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3. das Recht, an die verdächtigte Person bei deren Vernehmung Fragen 
zu stellen, 

4. das Recht, nach jeder Beweiserhebung die Gelegenheit zu erhalten, 
sich dazu zu erklären. 

Die Rechte nach Satz 1 Nummer 2 bis 4 bestehen nicht, wenn der Zweck 
der Ermittlungen gefährdet würde. 

 
§ 91 

Kosten und Auslagen 
der verletzten Person 

(1) Der Beiordnungsaufwand wird auferlegt 

1. dem Sicherungsgegner, gegen den eine Sicherungsmaßnahme auf-
grund eines Sicherheitsverstoßes verhängt wird, der die verletzte Person 
betrifft, oder  

2. der Person, gegenüber welcher das Vorliegen eines solchen Sicher-
heitsverstoßes festgestellt wird.  

Beiordnungsaufwand sind die notwendigen Kosten und Auslagen betref-
fend die Beiordnung nach § 90 Absatz 4 Sätze 2 und 3. Der auferle-
gungsfähige Beiordnungsaufwand eines beigeordneten anwaltlichen Bei-
stands beschränkt sich auf seine Vergütung und Auslagen in der Höhe, 
in der ein Vergütungsanspruch bei Beratungshilfe nach Maßgabe des 
Abschnitts 8 des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes begründet wäre. Zur 
Bezeichnung der verletzten Person kann in der Verfügung nach Satz 1 
die Angabe der vollständigen Anschrift unterbleiben. § 92 Absatz 2 Satz 
2 bleibt unberührt. 

(2) Die Höhe des nach Absatz 1 aufzuerlegenden Beiordnungsaufwands 
wird auf Antrag der verletzten Person gegenüber dem Sicherungsgegner 
durch die zuständige Stelle festgesetzt. Auf Antrag ist auszusprechen, 
dass die festgesetzten Kosten und Auslagen von der Anbringung des 
Festsetzungsantrags an mit fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu verzinsen sind. Absatz 1 
Satz 3 gilt für die Festsetzungsverfügung entsprechend. Auf die Festset-
zung findet § 14 Absatz 1 Satz 3 des Gebührengesetzes NRW vom 23. 
August 1999 (GV. NRW. 1999 S. 524) in der jeweils geltenden Fassung 
entsprechende Anwendung.  

(3) Die Beiordnung bewirkt, dass die beigeordnete Stelle ihren Beiord-
nungsaufwand gegen die verletzte Person während des Sicherungsver-
fahrens nicht geltend machen kann. Soll auf Verlangen der beigeordne-
ten Stelle ein Vorschuss geleistet werden, trägt diesen vorbehaltlich Ab-
satz 5 Satz 2 die Hochschule. 

(4) Die beigeordnete Stelle ist berechtigt, ihre Kosten und Auslagen von 
dem Sicherungsgegner, dem diese Kosten und Auslagen auferlegt wor-
den sind, im eigenen Namen beizutreiben. 

(5) Wird das Sicherungsverfahren ohne Feststellung eines Sicherheits-
verstoßes eingestellt oder wird die Maßnahme nach § 87 Absatz 3 aufge-
hoben oder können die dem Sicherungsgegner auferlegten Kosten und 
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Auslagen nicht beigetrieben werden, trägt die Hochschule den Beiord-
nungsaufwand. Im Falle des Satzes 1 geht der Anspruch der beigeordne-
ten Stelle gegen den Sicherungsgegner nach Absatz 4 auf die Hochschule 
über. 

 
§ 92 

Hinweisgeberschutz; 
Schutz vor ungerechtfertigtem Vorwurf; 

Auskünfte 

(1) Gibt eine Person einen Hinweis auf das Vorliegen eines Redlichkeits- 
oder Sicherheitsverstoßes (hinweisgebende Person), wahrt die Hoch-
schule deren Identität. Die § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 3, § 9 
und § 10 des Hinweisgeberschutzgesetzes vom 31. Mai 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 140) gelten entsprechend. Die Hochschule prüft auf der Grundlage 
dieses Hinweises, ob sie ein Redlichkeits- oder Sicherungsverfahren oder 
ein Disziplinarverfahren einleitet. § 85 Absatz 3 bis 5 bleibt unberührt.  

(2) Ist das Sicherungs- oder das Redlichkeitsverfahren durch eine vor-
sätzlich oder fahrlässig unwahr erstattete Mitteilung von Tatsachen ver-
anlasst worden, die den Verdacht eines Sicherheits- oder eines Redlich-
keitsverstoßes begründen, soll wegen dieses Sicherheitsverstoßes auf der 
Grundlage eines Sicherungsverfahrens eine Sicherungsmaßnahme ver-
hängt werden; § 51a bleibt unberührt. Besteht Vorsatz, werden zudem 
die Kosten des Verfahrens und die der beschuldigten Person erwachse-
nen notwendigen Auslagen der mitteilenden Person, nachdem sie ange-
hört worden ist, auferlegt. Für die Auferlegungsverfügung, die der be-
schuldigten Person ebenfalls zugestellt wird, gilt § 91 Absatz 2 Satz 4 
entsprechend. 

(3) Auskünfte an nicht betroffene Personen dürfen von der Hochschule 
nur mit Einwilligung der verdächtigten Person oder des Sicherungsgeg-
ners sowie der verletzten Person erteilt werden, es sei denn, dass ein 
dringendes öffentliches Interesse dahingehend gegeben ist, die Auskunft 
zu erteilen, welches das Schutzbedürfnis der beschuldigten Person oder 
des Sicherungsgegners erheblich überwiegt. Inhalt und Empfänger der 
Auskunft sind der beschuldigten Person oder dem Sicherungsgegner so-
wie der verletzten Person schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. 
Übermittlung und Auskunft sind auf den jeweils erforderlichen Umfang 
zu beschränken. 

 
§ 93 

Sicherheit im Universitätsklinikum 

(1) Die §§ 85 Absätze 2 bis 5, 87 bis 92 gelten für die in der Krankenver-
sorgung tätigen Professorinnen und Professoren sowie für die im Uni-
versitätsklinikum tätigen Mitglieder des Fachbereichs Medizin auch 
hinsichtlich ihrer Tätigkeit in dem Universitätsklinikum. 2Soweit die 
Ordnung nach § 85 Absatz 1 Satz 2 besondere Vorschriften betreffend 
diese Tätigkeit in der Krankenversorgung enthält, bedarf sie insofern 
des Einvernehmens mit dem Vorstand des Universitätsklinikums. 3Die 
Dekanin oder der Dekan des medizinischen Fachbereichs ist hinsichtlich 
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der Personen nach Satz 1 bei Gefahr im Verzug zuständig, im Einver-
nehmen mit der Ärztlichen Direktorin oder dem Ärztlichen Direktor 
auch eine Sicherungsmaßnahme 

1. nach § 87 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 hinsichtlich der Liegenschaften 
des Universitätsklinikums sowie 

2. nach § 87 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 hinsichtlich des Kontakts zu Be-
schäftigten des Universitätsklinikums 

zu verhängen. 4Das Einvernehmen nach Satz 2 und 3 kann nur aus 
Gründen der Krankenversorgung verweigert werden. 

(2) Es gelten §§ 84 Absatz 1, 85 für das Universitätsklinikum und §§ 87 
bis 92 für dessen Beschäftigte mit der Maßgabe, dass an die Stelle der 
Grundordnung die Sicherheitssatzung des Universitätsklinikums tritt 
und dass § 87 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 keine Anwendung findet. Die 
Sicherheitssatzung erlässt der Aufsichtsrat. Sie wird im Ministerialblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen bekanntgemacht. Das Konzept nach 
§ 85 Absatz 1 Satz 1 erlässt der Vorstand des Universitätsklinikums. Es 
bedarf der Genehmigung des Aufsichtsrates. 

(3) Gegen Professorinnen und Professoren, die in einem privatrechtli-
chen Dienstverhältnis beschäftigt werden, kann als Sicherungsmaß-
nahme für einen festgesetzten Zeitraum von bis zu fünf Jahren auch der 
Entzug der Berechtigung, die Amtsbezeichnung zu führen, verhängt 
werden. § 97 Absatz 4 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. Soll auf den Be-
rechtigungsentzug erkannt werden, ist Klage zu dem Verwaltungsge-
richt zu erheben. Auf diese Klage finden die Vorschriften des Landesdis-
ziplinargesetzes über die Disziplinarklage entsprechende Anwendung. 

(4) Zuständig für die Verhängung einer Sicherungsmaßnahme ist 

1. gegenüber den Mitgliedern des Vorstands des Universitätsklinikums 
dessen Aufsichtsrat und 

2. gegenüber den sonstigen Beschäftigten des Universitätsklinikums des-
sen Vorstand. 

 
 
 

Kapitel 3 
Disziplinarrechtliche Sonderregelungen 

 
§ 94  

Verhältnis zum Disziplinarrecht 

(1) Die Vorschriften des Landesdisziplinargesetzes bleiben unberührt. 
Das Disziplinarverfahren kann ausgesetzt werden, wenn wegen des 
Sachverhalts, der dem Disziplinarverfahren zugrunde liegt, ein Redlich-
keits- oder ein Sicherungsverfahren eingeleitet worden ist. Das ausge-
setzte Disziplinarverfahren kann jederzeit wieder fortgesetzt werden. 
Die Aussetzung nach Satz 2 unterbleibt, wenn keine begründeten Zwei-
fel am Sachverhalt bestehen oder wenn im Redlichkeits- oder im Siche-
rungsverfahren aus Gründen nicht verhandelt werden kann, die in der 
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Person der Beamtin oder des Beamten liegen. Das Disziplinarverfahren 
ist unverzüglich fortzusetzen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 4 
nachträglich eintreten. Die in dem Redlichkeits- oder Sicherungsverfah-
ren getroffenen tatsächlichen Feststellungen sind nicht bindend, können 
aber der Entscheidung in dem Disziplinarverfahren ohne erneute Prü-
fung zugrunde gelegt werden. 

(2) Ist das Disziplinarverfahren ausgesetzt worden, ist es unverzüglich 
fortzusetzen, wenn das Redlichkeits- oder das Sicherungsverfahren 
rechtskräftig abgeschlossen ist. Absatz 1 Satz 6 gilt entsprechend. 

(3) Die Fristen des § 15 Absätze 1 bis 3 des Landesdisziplinargesetzes 
werden durch die Einleitung und jede Ausdehnung des Redlichkeits- 
und des Sicherungsverfahrens hinsichtlich des Sachverhalts, der diesem 
Verfahren zugrunde liegt, unterbrochen. 

(4) Ist zuständige Stelle für die Einleitung und Durchführung des Red-
lichkeits- oder des Sicherungsverfahrens sowie für die Verhängung ei-
ner Redlichkeits- oder Sicherungsmaßnahme die dienstvorgesetzte 
Stelle, kann diese das Redlichkeits- oder das Sicherungsverfahren mit 
dem Disziplinarverfahren, welches wegen des Sachverhalts, der dem 
Redlichkeits- oder dem Sicherungsverfahren zugrunde liegt, zu gemein-
samer Verfahrensdurchführung und Entscheidung verbinden und wie-
der trennen. 

(5) In dem Disziplinarverfahren, auch im Disziplinarklageverfahren, 
wird die Identität der hinweisgebenden Person, die nicht zugleich ver-
letzte Person ist, nach Maßgabe der § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 
3, § 9 und § 10 des Hinweisgeberschutzgesetzes geschützt. Ist die hin-
weisgebende Person zugleich verletzte Person, wird ihre Identität nach 
Maßgabe des § 90 Absatz 3 geschützt. 

(6) Wird ein Disziplinarverfahren aufgrund des Vorliegens zureichender 
tatsächlicher Anhaltspunkte, die den Verdacht eines Dienstvergehens in 
Form eines Sicherheitsverstoßes begründen, eingeleitet, gelten in diesem 
Verfahren die §§ 90 und 91. 

 
§ 95 

Zusammenarbeit im Disziplinarverfahren; 
Täter-Opfer-Ausgleich 

(1) Die dienstvorgesetzte Stelle darf ihre Befugnis zur Durchführung des 
Disziplinarverfahrens sowie zur Verhängung einer Disziplinarmaß-
nahme nach Maßgabe des § 77 Absatz 3 übertragen. § 89 Absatz 1 Sätze 
2 und 3 gelten entsprechend.  

(2) Hinsichtlich der ergänzenden Hilfe geeigneter Stellen innerhalb und 
außerhalb des öffentlichen Dienstes gilt § 89 Absatz 2 entsprechend. 

(3) Die dienstvorgesetzte Stelle ist berechtigt, in jedem Stadium des Dis-
ziplinarverfahrens Möglichkeiten zu prüfen, einen Ausgleich zwischen 
der beschuldigten Person und der verletzten Person zu erreichen. Hin-
sichtlich der Durchführung dieses Ausgleichs gilt § 155b der Strafpro-
zessordnung entsprechend. 
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§ 96 

Sonderregelung betreffend  
die Kürzung der Dienstbezüge 

(1) Abweichend von § 8 Absatz 1 Satz 1 des Landesdisziplinargesetzes ist 
die Kürzung der Dienstbezüge die bruchteilsmäßige Verminderung der 
monatlichen Dienstbezüge um höchstens ein Drittel auf die Dauer von 
längstens fünf Jahren.  

(2) Die Maßnahme nach Absatz 1 ist nur zulässig, wenn ein Disziplinar-
verfahren aufgrund des Vorliegens zureichender tatsächlicher Anhalts-
punkte, die den Verdacht eines Dienstvergehens in Form eines Redlich-
keits- oder Sicherheitsverstoßes begründen, eingeleitet wird. Auf die 
Kürzung der Dienstbezüge nach Absatz 1 finden ansonsten die Vor-
schriften betreffend die Kürzung von Dienstbezügen nach dem Landes-
disziplinargesetz Anwendung. § 94 bleibt unberührt. 

 
§ 97 

Sonderregelung  
betreffend die Zurückstufung 

(1) Abweichend von § 9 Absatz 1 Satz 1 des Landesdisziplinargesetzes ist 
bei Amtsinhaberinnen und Amtsinhabern eines Amtes der Besoldungs-
gruppe W 3 die Zurückstufung die Versetzung in ein Amt der Besol-
dungsgruppe W 2. Die im Amt der Besoldungsgruppe W 3 erworbenen 
Leistungsbezüge werden dabei entsprechend bis zu dem Prozentsatz an-
teilig gekürzt, der dem Verhältnis zwischen dem Grundgehalt des Amtes 
der Besoldungsgruppe W 3 und jenem des Amtes der Besoldungsgruppe 
W 2 entspricht. Die erneute Gewährung von Leistungsbezügen der ver-
lustig gegangenen Art ist frühestens fünf Jahre nach Unanfechtbarkeit 
der Entscheidung betreffend die Zurückstufung zulässig. 

(2) Abweichend von § 9 Absatz 1 Satz 1 des Landesdisziplinargesetzes ist 
bei Amtsinhaberinnen und Amtsinhabern eines Amtes der Besoldungs-
gruppe W 2 die Zurückstufung  

1. der dauerhafte Verlust einzelner oder sämtlicher Leistungsbezüge, die 
in diesem Amt erworben worden sind, sowie 

2. daneben oder anstelle des Verlusts nach Nummer 1 die Rückführung 
der Besoldung auf die Besoldung des Amtes der Besoldungsgruppe W 1. 

Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 und 2 darf frühestens fünf Jahre nach 
Unanfechtbarkeit der Entscheidung betreffend die Zurückstufung ein 
Amt der Besoldungsgruppe W 3 verliehen werden. 

(4) Verbunden mit oder anstelle einer Zurückstufung kann bei Amtsin-
haberinnen und Amtsinhabern eines Amtes der Besoldungsgruppe W 2 
oder W 3 für einen festgesetzten Zeitraum von bis zu fünf Jahren der 
Entzug der Berechtigung, die Amtsbezeichnung zu führen, verhängt 
werden. Die Entscheidung nach Satz 1 kann auf das Verbot beschränkt 
werden, die Amtsbezeichnung außerhalb des Dienstes zu führen. Im 
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Falle des Entzugs nach Satz 1 darf die Beamtin oder der Beamte bei sei-
nen dienstlichen Tätigkeiten einen Hinweis führen, dass sie oder er eine 
Professur an der jeweiligen Hochschule innehat. 

(5) Hinsichtlich der Zurückstufung nach Absatz 1 bis 4 gilt § 96 Absatz 
2 entsprechend. Auf die Zurückstufung nach Absatz 1 bis 4 finden an-
sonsten die Vorschriften betreffend die Zurückstufung nach dem Lan-
desdisziplinargesetz Anwendung. § 94 bleibt unberührt. 

(6) Bei Amtsinhaberinnen und Amtsinhabern eines Amtes der Besol-
dungsgruppe W 1 ist die Zurückstufung  

1. der Widerruf der Zusage eines tenure tracks nach § 38a Absatz 1 
oder 

2. der Ausspruch, dass eine Berufung auf eine Professur im Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten Beschäftigungs-
verhältnis erst zwei Jahre nach Unanfechtbarkeit der Entscheidung 
über den Sicherheitsverstoß, frühestens ein Jahr seit dem Ende der 
Amtszeit der Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors oder der 
Nachwuchsprofessorin oder des Nachwuchsprofessors zulässig ist. 

Die Maßnahmen nach Satz 1 können zusammen verhängt werden. § 96 
Absatz 2 gilt entsprechend. 

 
 

Teil 1110 
Ergänzende Vorschriften 

 
§ 9876 

Aufsicht über staatlich getragene Hochschulen 

 
§ 99 77 

Zusammenwirken von Hochschulen und von Hochschulen mit Forschungs-
einrichtungen; 

Zusammenarbeit von Hochschulen im Bereich der Verwaltung 

(1) Zur gegenseitigen Abstimmung und besseren Nutzung ihrer Lehrange-
bote insbesondere durch gemeinsame Studiengänge und zur Verbesserung 
der Studienbedingungen wirken die Hochschulen, auch Universitäten und 
Hochschulen für angewandte Wissenschaften Fachhochschulen, und 
Kunsthochschulen zusammen. Das Nähere über das Zusammenwirken regeln 
die beteiligten Hochschulen durch Vereinbarung; Absatz 7 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Wird zwischen Hochschulen ein gemeinsamer Studiengang, auch 
in einer gemeinsamen Einrichtung nach Absatz 2, vereinbart, so regeln 
die beteiligten Hochschulen insbesondere die mitgliedschaftliche Zuordnung 
der Studierenden des Studiengangs zu einer der Hochschulen oder zu den be-
teiligten Hochschulen; im Falle der Einschreibung an mehreren Hochschulen 
muss eine der beteiligten Hochschulen als Hochschule der Ersteinschreibung 
gekennzeichnet sein. Führen Hochschulen einen Studiengang, mehrere Stu-
diengänge oder sonstige Studienangebote gemeinsam durch, kann in der Ver-
einbarung festgelegt werden, welche der beteiligten Hochschulen die erfor-
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derliche Prüfungsordnung mit Wirkung für und gegen alle beteiligten Hoch-
schulen erlässt; im Falle eines gemeinsamen Fachbereiches oder einer ge-
meinsamen Organisationseinheit nach Absatz 2 erlässt der Fachbe-
reichsrat dieses Fachbereichs oder das ihm entsprechende Gremium der 
Organisationseinheit die Prüfungsordnung. Staatliche Mitwirkungsrechte 
bleiben unberührt. 

(2) Mehrere Hochschulen können durch Vereinbarung gemeinsame Fachbe-
reiche, Organisationseinheiten im Sinne des § 26 Absatz 5, wissenschaftliche 
Einrichtungen und Betriebseinheiten sowie Verwaltungseinrichtungen (ge-
meinsame Einheiten) bei einer oder mehreren der beteiligten Hochschulen 
errichten oder Verwaltungsverbünde bilden, wenn es mit Rücksicht auf die 
Aufgaben, Größe und Ausstattung dieser Einrichtungen zweckmäßig ist; Ab-
satz 7 Satz 2 gilt entsprechend. Die Hochschulen arbeiten hinsichtlich der 
Erfüllung der ihnen obliegenden Verwaltungsaufgaben in der Regel zu-
sammen, indem sie 

1. im Sinne des Satzes 1 gemeinsame Verwaltungseinheiten oder Ver-
waltungsverbünde bilden oder  

2. im Sinne des Absatzes 3 andere Hochschulen mit der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben im Bereich der Verwaltung beauftragen oder mit ihnen 
zur Erfüllung derartiger Aufgaben zusammenarbeiten. 

Werden die gemeinsamen Einheiten bei mehreren der beteiligten Hochschu-
len errichtet, sind in der Vereinbarung darüber hinaus die erforderlichen Re-
gelungen über die Aufgaben und Befugnisse der Rektorate, bei gemeinsamen 
Fachbereichen oder Organisationseinheiten nach § 26 Absatz 5 zudem über 
die Mitwirkung in der Selbstverwaltung sowie über die mitgliedschaftsrecht-
liche Zuordnung der Studierenden zu einer oder zu den beteiligten Hoch-
schulen zu treffen; hinsichtlich der Beschäftigten arbeiten die Dienststellen-
leitungen und die Personalvertretungen vertrauensvoll zusammen. Staatliche 
Mitwirkungsrechte bleiben unberührt. Nehmen der Verwaltungsverbund 
oder die gemeinsame Einheit Aufgaben der Personalverwaltung oder der 
Personalwirtschaft wahr, gilt hierfür Absatz 3 Satz 3 entsprechend. 

(3) Die Hochschule kann andere Hochschulen des Landes, Behörden des 
Landes oder sonstige Stellen, die Aufgaben öffentlicher Verwaltung wahr-
nehmen, im gegenseitigen Einvernehmen mit der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben im Bereich der Verwaltung beauftragen oder mit ihnen zur Erfüllung 
derartiger Aufgaben zusammenarbeiten. Absatz 2 Satz 43 gilt entsprechend. 
§ 91 Absatz 1 bis 3 des Landesbeamtengesetzes bleibt unberührt. 

(4) Die Hochschulen arbeitenwirken untereinander sowie mit den Kunst-
hochschulen bei der Lehre, Forschung und Kunstausübung dienenden dauer-
haften Erbringung und Fortentwicklung der medien-, informations- und 
kommunikationstechnischen Dienstleistungen im Sinne des § 29 Absatz 2, 
des Medien-, Informations- und Kommunikationsmanagements sowie der 
Medien-, Informations- und Kommunikationstechnik zusammen, soweit dies 
sachlich geboten und unter organisatorischen, technischen und wirtschaftli-
chen Kriterien möglich ist. Die Zusammenarbeit dient der effizienten und ef-
fektiven Erbringung der Dienstleistungen im Sinne des § 29 Absatz 2 insbe-
sondere durch die Nutzung und den Aufbau hochschulübergreifender koope-
rativer Strukturen. (…) 
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§ 10077a 

Errichtung juristischer Personen des 
 öffentlichen Rechts durch Hochschulen 

(5) Die Stiftung, die Anstalt und der Hochschulverbund untersteht der 
Rechtsaufsicht des Ministeriums; § 9876 Absatz 2 bis 6 gilt entsprechend. 
Soweit die juristische Person ausschließlich durch Hochschulen im 
Sinne des § 1 Absatz 2 oder durch solche Hochschulen und das Promoti-
onskolleg für angewandte Forschung der Fachhochschulen in Nord-
rhein-Westfalen errichtet wird und sie inhaltsgleichen Regelungen für 
die Haushalts- und Wirtschaftsführung wie die Hochschulen im Sinne 
des § 1 Absatz 2 unterliegt, werden etwaige Mittel des Landes der juris-
tischen Person in Form von Zuschüssen bereitgestellt. Die haushalts-
rechtliche Behandlung der Zuschüsse erfolgt entsprechend den für 
Hochschulen geltenden Regelungen. § 5 Absatz 7 Satz 4 gilt für die Stif-
tung, die Anstalt oder den Hochschulverbund entsprechend. Das Ministerium 
kann Verwaltungsvorschriften zur Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
Stiftung, der Anstalt oder des Hochschulverbunds erlassen. 

(8) Hinsichtlich der Wahrnehmung von Aufgaben im Bereich der Verwal-
tung oder des Zusammenwirkens zur Erfüllung derartiger Aufgaben gilt für 
die Stiftung, die Anstalt oder den Hochschulverbund § 9977 Absatz 3 ent-
sprechend. Sofern die Hochschule im Rahmen ihrer Aufgaben mit der Stif-
tung, der Anstalt oder dem Hochschulverbund oder die Stiftung, die Anstalt 
oder der Hochschulverbund im Rahmen ihrer Aufgaben mit einer Hoch-
schule, einer Behörde oder einer sonstigen Stelle, die Aufgaben öffentlicher 
Verwaltung wahrnimmt, auf der Grundlage einer Kooperationsvereinbarung 
zusammenwirkt, dürfen die nach dieser öffentlich-rechtlichen Kooperations-
vereinbarung zu erbringenden Tätigkeiten nur bei dem jeweiligen Kooperati-
onspartner nachgefragt werden. 

 
§ 10177b 

Besondere Vorschriften  
betreffend die Fernuniversität in Hagen 

(4) Zur Verbesserung des Studienerfolgs und der Entwicklung und Verwen-
dung von Online-Lehrangeboten sowie zu ihrer Weiterentwicklung kann die 
Fernuniversität in Hagen das Nähere zu den Absätzen 1 bis 3 durch Ordnung 
regeln und dabei von den Bestimmungen der §§ 48 bis 52, 60 bis 62a sowie 
66 abweichende Regelungen treffen. Werden von diesen Bestimmungen des 
Hochschulgesetzes abweichende Regelungen getroffen, bedarf die Ordnung 
des Einvernehmens des Ministeriums. Zudem kann das Ministerium zur 
Verbesserung des Studienerfolgs und der Entwicklung und Verwendung 
von Online-Lehrangeboten sowie zu ihrer Weiterentwicklung das Nä-
here zu den Absätzen 1 bis 3 durch Rechtsverordnung regeln und dabei 
von den Bestimmungen der §§ 48 bis 52, 60 bis 62a sowie 66 abwei-
chende Regelungen treffen. 

 
§ 10277c  

Landesarbeitsgemeinschaft der Schwerbehindertenvertretungen 
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§ 10377d 

Studium eines Erweiterungsfaches  
nach abgeschlossenem Lehramtsstudium 

(4) Die sich bewerbende Person wird für das Studium des Erweiterungsfa-
ches des Bachelorstudiums auf ihren Antrag eingeschrieben. Wenn das Stu-
dium des Erweiterungsfaches des Bachelorstudiums erfolgreich abgeschlos-
sen worden ist, gilt das Gleiche für das Studium des Erweiterungsfaches des 
Masterstudiums. Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 3 Satz 23 gelten entspre-
chend. 

 
§ 10478 

Überleitung des wissenschaftlichen Personals 

(1) Soweit Beamtinnen, Beamte und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
nach dem Universitätsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
August 1993 (GV. NRW. S. 532), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. 
Dezember 1999 (GV. NRW. S. 670) oder dem Fachhochschulgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. August 1993 (GV. NRW. S. 564), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 9. November 1999 (GV. NRW. S. 590, ber. 
S. 644) jeweils in der vor dem 1. Januar 1990 geltenden Fassung nicht über-
nommen worden sind, verbleiben sie in ihrer bisherigen dienstrechtlichen 
Stellung. Ihre Aufgaben bestimmen sich nach dem bisher für sie geltenden 
Recht; dienstrechtliche Zuordnungen zu bestimmten Hochschulmitgliedern 
entfallen. Mitgliedschaftsrechtlich sind sie an Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften Fachhochschulen wie Lehrkräfte für besondere Aufgaben 
zu behandeln. Soweit an Hochschulen für angewandte Wissenschaften 
Fachhochschulen das einer solchen Lehrkraft für besondere Aufgaben über-
tragene Lehrgebiet nicht durch eine Professorin oder einen Professor vertre-
ten ist, übt sie ihre Lehrtätigkeit selbständig aus. 

 
§ 10579 

Mitgliedschaftsrechtliche Sonderregelungen 

(4) Dozentinnen oder Dozenten im Beamtenverhältnis auf Widerruf, die ge-
mäß § 10478 Absatz 1 in ihrer bisherigen dienstrechtlichen Stellung an Uni-
versitäten verbleiben, zählen mitgliedschaftsrechtlich zur Gruppe der Profes-
sorinnen und Professoren. Dieses gilt auch für die übrigen Beamtinnen, Be-
amten und Angestellten, die gemäß § 10478 Absatz 1 in ihrer bisherigen 
dienstrechtlichen Stellung an Universitäten verbleiben, wenn sie im Rahmen 
ihrer hauptberuflichen Dienstaufgaben mindestens drei Jahre überwiegend 
selbständig in Forschung und Lehre im Sinne des § 35 tätig sind und die Ein-
stellungsvoraussetzungen einer Professorin oder eines Professors nach § 36 
erfüllen; der Nachweis dieser Tätigkeit und der Erfüllung der Einstellungs-
voraussetzungen gilt als erbracht, wenn der Beamtin oder dem Beamten oder 
Angestellten an ihrer oder seiner Universität die Bezeichnung „außerplanmä-
ßige Professorin“ oder „außerplanmäßiger Professor“ verliehen ist. Sonstige 
Beamtinnen, Beamte und Angestellte, die gemäß § 10478 Absatz 1 in ihrer 
bisherigen dienstrechtlichen Stellung an Universitäten verbleiben, zählen 
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mitgliedschaftsrechtlich zur Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. 

 
§ 10680 

Kirchenverträge, kirchliche Mitwirkung bei Stellenbesetzung und Studien-
gängen 

 
§ 10781 

Zuschüsse 

(1) Staatlich anerkannte Fachhochschulen oder Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften, denen nach § 47 des Gesetzes über die Fachhoch-
schulen im Lande Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. März 1975 (GV. NRW. S. 312) Zuschüsse gewährt wurden, erhalten 
zur Durchführung ihrer Aufgaben und zur Erfüllung ihrer Pflichten in Bil-
dungsbereichen, die bisher nach dieser Vorschrift bezuschusst wurden, wei-
terhin Zuschüsse des Landes. 

(2) Die Zuschüsse sind zur Wahrnehmung der Aufgaben der staatlich aner-
kannten Fachhochschule oder Hochschule für angewandte Wissenschaf-
ten nach § 3 sowie zur Sicherung der Gehälter und der Altersversorgung des 
Personals zu verwenden. 

(3) Die Höhe der Zuschüsse sowie das Verfahren der Berechnung und Fest-
setzung werden durch Vertrag mit dem Land geregelt. Der Vertrag ist unter 
Beachtung der Vorschriften zur Ersatzschulfinanzierung des Schulgesetzes 
NRW mit Ausnahme von dessen § 106 Absatz 7 abzuschließen. In dem Ver-
trag ist zu vereinbaren, dass in dem Haushaltsplan der staatlich anerkannten 
Fachhochschule oder Hochschule für angewandte Wissenschaften fort-
dauernde Ausgaben nur in Höhe der entsprechenden Aufwendungen der 
Fachhochschulen in der Trägerschaft des Landes Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften in der Trägerschaft des Landes nach dem Ver-
hältnis der Studierendenzahl veranschlagt werden dürfen. Der Vertrag soll 
die Festsetzung von Pauschalbeträgen ermöglichen; die Pauschalierung darf 
sich auch auf solche Ausgaben erstrecken, für die eine Pauschalierung nach 
den Vorschriften zur Ersatzschulfinanzierung nicht vorgesehen ist. 

 
§ 10881a  

Deutsche Hochschule der Polizei 

 
§ 10982 

Ministerium; Verwaltungsvorschriften; Geltung von Gesetzen 

(2) An den Universitäten, Hochschulen für angewandte Wissenschaften 
Fachhochschulen und Universitätskliniken tritt an die Stelle des verfassungs-
mäßig zuständigen obersten Organs nach §§ 68 und 69 Absatz 6 des Landes-
personalvertretungsgesetzes das Ministerium. Soweit eine Arbeitsgemein-
schaft nach § 105a Absatz 1 des Landespersonalvertretungsgesetzes besteht, 
der der beteiligte Personalrat angehört, soll es diese anhören 



 

86 
 

 
§ 11082a 

Hochschulbetrieb im Falle einer Epidemie, einer Großeinsatzlage oder einer 
Katastrophe 

 
§ 11183 

Regelung betreffend die Finanzströme zwischen dem Land und den verselb-
ständigten Hochschulen 

 
§ 11284 

Inkrafttreten, Übergangsregelungen 

(2) Hinsichtlich der Hochschulordnungen, Gremien, Funktionsträgerinnen 
und Funktionsträger gilt Folgendes: 

1. Die Hochschulordnungen sind unverzüglich den Bestimmungen des Hoch-
schulgesetzes in der Fassung dieses Gesetzes anzupassen; soweit eine Rege-
lung in der Prüfungsordnung § 64 Absatz 1 Satz 4 widerspricht, tritt sie 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft. Regelungen in Grund-
ordnungen treten zum 31. Dezember 2026 30. September 2020 außer Kraft, 
soweit sie dem Hochschulgesetz widersprechen. Danach gelten die Vor-
schriften des Hochschulgesetzes in der Fassung dieses Gesetzes unmittelbar, 
solange die Hochschule keine Regelung nach Satz 1 getroffen hat. Soweit 
nach dem Gesetz ausfüllende Regelungen der Hochschule notwendig sind, 
aber nicht getroffen werden, kann das Ministerium nach Anhörung der 
Hochschule entsprechende Regelungen erlassen. 

2. Staatliche Prüfungsordnungen gelten in ihrem bisherigen Anwendungsbe-
reich fort. 

3. Eine Neubestellung der Gremien sowie der Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger aus Anlass dieses Gesetzes findet nicht statt. 

(5) § 17a ist erst mit Wirkung vom 1. Oktober 2020 anwendbar. § 8175 Ab-
satz 23 Satz 18 ist erst mit Wirkung ab dem 1. April 2023 anzuwenden. § 
77d ist erst mit Wirkung vom 1. Oktober 2021 anzuwenden. 

Absatz 7 i. d. F. des GesetzE zum integrierten BA in der Juristenausbildung: 
(7) Bis zum 31. Dezember 2029 wird die Einführung des Bachelors im Sinne 
des § 66 Absatz 1a und bis zum 31. Dezember 2030 die durch Artikel 1 
Nummer ## (= § 63a Absatz 1 Sätze 1 bis 3) des Hochschulstärkungsge-
setzes vom ## (GVBl. NRW. S. ##) vorgenommene Änderung der aner-
kennungsrechtlichen Vorschriften evaluiert. Der Landtag soll über das Er-
gebnis in Kenntnis gesetzt werden. 

(8) Die durch Artikel 1 Nummer ## (= § 63a Absatz 1 Sätze 1 bis 3) des 
Hochschulstärkungsgesetzes vom ## (GVBl. NRW. S. ##) vorgenom-
mene Änderung der anerkennungsrechtlichen Vorschriften führt als sol-
che zu keinem Wiederaufgreifen des Verfahrens nach § 51 Absatz 1 
Nummer 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW. 

(9) Redlichkeits- und Sicherungsmaßnahmen können auf der Grundlage 
der Regelungen des Teils 10 nur für Redlichkeits- und Sicherheitsver-
stöße verhängt werden, die nach dem Inkrafttreten des Artikels 1 des 
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Hochschulstärkungsgesetzes vom [einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
sowie Fundstelle des Gesetzes] begangen oder versucht worden sind. Das 
Gleiche gilt für die Verhängung einer Ordnungsmaßnahme auf der 
Grundlage eines Ordnungsverstoßes nach § 51a Absatz 1 Nummer 5 bis 
7 sowie für die Verhängung der Ordnungsmaßnahmen nach § 51a Ab-
satz 2 Satz 2 Nummern 5 bis 7. 

 
 
221 

 

Artikel 2 
Änderung des Kunsthochschulgesetzes 

 
 

§ 1  
Geltungsbereich 

(2) Kunsthochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen sind: 

1. (….) 

3. die Robert-Schumann Robert Schumann Hochschule Düsseldorf, 

(…) 

7. die Kunstakademie Münster. 

 
§ 3  

Aufgaben 

(2) Die Kunsthochschulen fördern bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die 
tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
in der Kunsthochschule und wirken auf die Beseitigung der für Frauen beste-
henden Nachteile hin. Bei allen Vorschlägen und Entscheidungen sind die 
geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu beachten (Gender 
Mainstreaming). Die Kunsthochschulen berücksichtigen tragen darüber hin-
aus die der Vielfalt ihrer Mitglieder (Diversity Management) sowie und tra-
gen den berechtigten Interessen ihres Personals auf gute Beschäftigungsbe-
dingungen angemessen Rechnung. 

(4) Die Kunsthochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studieren-
den mit. Sie berücksichtigen mit angemessenen Vorkehrungen die besonde-
ren Bedürfnisse Studierender und Beschäftigter mit Behinderungen oder 
chronischer Erkrankung oder mit Verantwortung für nahe Angehörige mit 
Pflege- oder Unterstützungsbedarf sowie mit Kindern; das Behinderten-
gleichstellungsgesetz Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember 2003 (GV. 
NRW. S. 766), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. April 2019 (GV. 
NRW. S. 207), bleibt unberührt. Sie fördern die Vereinbarkeit von Stu-
dium, Beruf und Erziehung für die Studierenden und Beschäftigten mit Kin-
dern, insbesondere durch eine angemessene Betreuung dieser Kinder. 
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(6) Die Kunsthochschulen können in ihren Grundordnungen regeln, 
dass sie in ihrem Wirken das Ziel einer friedlichen, demokratischen und 
nachhaltigen Gesellschaft verfolgen. 

(76) Die Grundordnung kann mit Genehmigung des Ministeriums weitere 
Hochschulaufgaben vorsehen, soweit diese mit den gesetzlich bestimmten 
Aufgaben zusammenhängen und deren Erfüllung durch die Wahrnehmung 
der weiteren Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. 

(87) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben können die Kunsthochschulen Vereinba-
rungen mit Dritten treffen. 

 
§ 4 

Freiheit der Kunst und der Wissenschaft 

(2) Die Freiheit der Kunstausübung, künstlerischer Entwicklungsvorhaben 
und der Forschung, der Lehre sowie des Studiums entbindet nicht von der 
Treue zur Verfassung. Entscheidungen der zuständigen Hochschulorgane 
sind zulässig, soweit sie sich auf die Organisation des jeweiligen Betriebes 
sowie dessen ordnungsgemäße Durchführung beziehen. Darüber hinaus sind 
sie zulässig, soweit sie sich auf die Förderung und Abstimmung von Ent-
wicklungs- und Forschungsvorhaben, die Bildung von Schwerpunkten der 
Entwicklungsvorhaben und der Forschung sowie auf deren Bewertung ge-
mäß § 7 Absatz 2, auf die Aufstellung und Einhaltung von Studien- und Prü-
fungsordnungen, die Erfüllung des Weiterbildungsauftrages und auf die Be-
wertung der Lehre gemäß § 7 Absatz 2 sowie auf die Gewährleistung eines 
ordnungsgemäßen Studiums einschließlich des Klassenprinzips und der Zu-
weisung zu einer Klasse nach § 50 Absatz 2 Satz 4 beziehen. Entscheidun-
gen nach den Sätzen 2 und 3 dürfen die Freiheit der Kunstausübung, künstle-
rischer Entwicklungsvorhaben und der Forschung sowie der Lehre nicht be-
einträchtigen. 

(3) Alle an der Kunsthochschule wissenschaftlich Tätigen sowie die Studie-
renden sind zu wissenschaftlicher Redlichkeit verpflichtet. Hierzu sind die 
allgemein anerkannten Grundsätze guter wissenschaftlicher Praxis einzuhal-
ten. Die Kunsthochschulen können das Nähere zu den Sätzen 1 und 2 durch 
Ordnung regeln. Bei der Veröffentlichung von Forschungsergebnissen 
werden Personen, die einen eigenen wissenschaftlichen oder wesentli-
chen sonstigen Beitrag geleistet haben, als Mitautorinnen oder Mitauto-
ren genannt. Soweit möglich, wird ihr Beitrag gekennzeichnet. Die dis-
ziplinar-, arbeits- und prüfungsrechtlichen Bestimmungen bleiben vorbe-
haltlich des § 67a unberührt. Die Kunsthochschulen können ihre Feststel-
lungen im Einzelfall veröffentlichen, wenn das Fehlverhalten veröffentlichte 
Schriften oder Forschungsergebnisse betrifft. 

 
§ 6 

Entwicklungsplanung; Hochschulverträge 

(1) Die Entwicklungsplanung des Kunsthochschulwesens erfolgt durch das 
Ministerium und die Kunsthochschulen unter der Gesamtverantwortung des 
Landes. Zur Steuerung des Kunsthochschulwesens entwickelt das Land ver-
bindliche strategische Ziele und kommt damit seiner Verantwortung für ein 
angemessenes Angebot an Hochschulleistungen nach. Auf der Grundlage 
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dieser strategischen Ziele werden die hochschulübergreifenden Aufgabenver-
teilungen und Schwerpunktsetzungen und die kunsthochschulindividuelle 
Profilbildung unter Berücksichtigung der besonderen Aufgaben der Kunst-
hochschulen abgestimmt. 

(2) Das Ministerium schließt mit jeder Kunsthochschule Vereinbarungen für 
mehrere Jahre über strategische Entwicklungsziele sowie konkrete Leis-
tungsziele in Schriftform. Diese Hochschulverträge beinhalten auch Festle-
gungen über die Finanzierung der Kunsthochschulen nach Maßgabe des 
Haushalts; insbesondere kann ein Teil der Finanzierung nach Maßgabe der 
Zielerreichung zur Verfügung gestellt werden. 

 
§ 7 

Qualitätssicherung 

(1) Die Besonderheiten der Kunsthochschulen erfordern Ausnahmen vom 
Grundsatz der Akkreditierung in künstlerischen Studiengängen. Die Studien-
gänge sind grundsätzlich nach Maßgabe des Studienakkreditierungsstaatsver-
trags vom 12. Juni 2017 (GV. NRW. S. 806) und der auf seiner Grundlage 
erlassenen Vorschriften unter Berücksichtigung der besonderen Aufgaben 
der Kunsthochschulen zu akkreditieren und zu reakkreditieren. Die Auf-
nahme des Studienbetriebs setzt den erfolgreichen Abschluss der Akkreditie-
rung voraus; die aus dem Akkreditierungsverfahren resultierenden Auflagen 
sind umzusetzen. Ausnahmen von den Sätzen 2 und 3 sind nach Maßgabe 
von Vereinbarungen zwischen dem Ministerium und der Kunsthochschule 
zulässig. Im Falle einer Ausnahme nach Satz 4 ist die Qualitätssicherung 
auf angemessene Weise sicherzustellen. Das Ministerium kann Vorga-
ben hinsichtlich dieser Qualitätssicherung erlassen und zudem veranlas-
sen, dass der Kunsthochschulbeirat die Qualitätssicherung bewertet. 
Sätze 5 und 6 gelten auch für bereits zugelassene Ausnahmen. Das Mi-
nisterium ist zuständige Landesbehörde im Sinne der Regelungen des Studi-
enakkreditierungstaatsvertrags, insbesondere im Sinne von Artikel 4 Absatz 
1 bis 5 sowie 16 des Studienakkreditierungstaatsvertrags. 

 
§ 8  

Berichtswesen, Datenschutz, Datenverarbeitung 

(1) Das Ministerium kann insbesondere für Zwecke des Controllings, der Fi-
nanzierung, der Planung, der Evaluierung und der Statistik anonymisierte 
Daten bei den Hochschulen anfordern. Personenbezogene Daten der Studie-
renden und des Hochschulpersonals dürfen nach Maßgabe der allgemeinen 
datenschutzrechtlichen Vorschriften angefordert werden. § 9876 Absatz 4 
bleibt jeweils unberührt. 

 
§ 9a 

Digitalisierung in der Kunsthochschule 

(1) Die Kunsthochschulen berücksichtigen die fortschreitende Entwick-
lung der Digitalisierung einschließlich ihrer Chancen und Risiken und 
ihre Folgen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unter Berücksichti-
gung der Besonderheiten der Kunst. Sie nutzen hierbei Synergie- und 
Skaleneffekte, insbesondere durch Zusammenarbeit nach Maßgabe von 
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Absatz 3. Sie tragen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben der Ent-
wicklung Künstlicher Intelligenz und anderer transformativer digitaler 
Technologien angemessen Rechnung. Sie schützen ihre Informationen, 
ihre Informations- und Kommunikationstechnologien (IT) sowie ihre 
diesbezügliche Infrastruktur nach Maßgabe des § 9b. 

(2) Die Kunsthochschulen können ergänzend Lehrangebote in Form 
elektronischer Information und Kommunikation (Online-Lehrangebote) 
sowie Maßnahmen zur Unterstützung der Lehrangebote durch elektro-
nisch basierte Methoden und Instrumente entwickeln. Zur Sicherung 
der Qualität in Studium und Lehre, zur eigenverantwortlichen Steue-
rung des Hochschulwesens mit dem Ziel der Stärkung der hochschuli-
schen Leistungsfähigkeit sowie zur Sicherung des informationellen 
Selbstbestimmungsrechts der an Online-Lehrangeboten und den Maß-
nahmen nach Satz 2 Teilnehmenden kann das Ministerium durch 
Rechtsverordnung im Benehmen mit dem Landtag das Nähere zur Er-
probung, zur Einführung und zum Umfang der Online-Lehrangebote 
einschließlich von Online-Prüfungen sowie der Maßnahmen zur Unter-
stützung der Lehrangebote durch elektronisch basierte Methoden und 
Instrumente regeln. 

(3) Die Kunsthochschulen arbeiten hinsichtlich der Digitalisierung ihrer 
Prozesse untereinander zusammen, indem sie gemeinsame hochschul-
übergreifende IT-Dienste betreiben oder im Sinne des § 71 Absatz 2 eine 
gemeinsame Einheit der Digitalisierung errichten. Das Ministerium 
kann das Nähere zu der Zusammenarbeit nach Satz 1 regeln. 

 
§ 9b 

Informations- und Cybersicherheit 

(1) Die Kunsthochschulen schützen ihre Informationen, ihre IT und ihre 
diesbezüglichen Strukturen gegen Angriffe auf die Informations- und 
Cybersicherheit mit dem Ziel der Sicherstellung ihrer Handlungsfähig-
keit. Dabei gehen sie nach Maßgabe der nachfolgenden Vorschriften 
vor. 

(2) Die Kunsthochschulen bestellen gemeinsam eine zentrale Beauftragte 
oder einen zentralen Beauftragten für Informationstechnik (Chief Infor-
mation Officer). Sie oder er hat ein direktes Vortragsrecht bei den Rek-
toraten der Kunsthochschulen und ist insbesondere zuständig für 

1. die Fortentwicklung einer an einheitlichen Grundsätzen und Prozes-
sen ausgerichteten Informationstechnik der Kunsthochschulen, 

2. die Koordinierung der kooperativen Umsetzung der Verpflichtungen, 
die sich aus dem Onlinezugangsgesetz und dem E-Government-Gesetz 
Nordrhein-Westfalen ergeben, 

3. die Bereitstellung von hochschulübergreifender Informationstechnik 
und anderen Infrastrukturen durch ihr oder ihn oder einem Dienstleis-
ter, den sie oder er gegenüber weisungsbefugt ist, unter Anhörung der 
oder des Beauftragten für Informationssicherheit (Chief Information 
Security Officer), 
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4. die Koordination von informationstechnischen Vorhaben unter den 
Kunsthochschulen, 

5. die Zusammenarbeit mit der Digitalen Hochschule NRW und den 
Hochschulen in Bezug auf die Informationstechnik. 

Dezentrale informationstechnische Vorhaben ihrer jeweiligen Kunst-
hochschule stimmen die Kanzlerin oder der Kanzler vor der Umsetzung 
mit der oder dem Chief Information Officer ab. Sollte die oder der Chief 
Information Officer der Auffassung sein, dass sich durch eine Zusam-
menarbeit der Kunsthochschulen Synergie- und Skaleneffekte ergeben 
könnten, kann sie oder er dem geplanten Vorhaben der einzelnen 
Kunsthochschule widersprechen; in diesem Falle legt sie oder er in an-
gemessener Frist ein hochschulübergreifendes Konzept zur Erreichung 
von Synergie- und Skaleneffekten vor. Erfolgt keine Einigung zwischen 
der Kanzlerin oder dem Kanzler und der oder dem Chief Information 
Officer, entscheidet das Rektorat. Die Entscheidung über den Wider-
spruch ergeht schriftlich oder elektronisch. Wird dem Widerspruch 
nicht abgeholfen, kann die oder der Chief Information Officer innerhalb 
einer Woche nach der Entscheidung nach Unterrichtung des Rektorates 
die Maßnahme dem Ministerium zur endgültigen Entscheidung vorle-
gen. Bis zur endgültigen Entscheidung ist der Vollzug der Maßnahme 
auszusetzen. 

(3) Die Kunsthochschule bestellen gemeinsam eine oder einen Chief In-
formation Security Officer, die oder der ein direktes Vortragsrecht bei 
den Rektoraten der Kunsthochschulen hat und den Informationssicher-
heitsprozess der Kunsthochschulen gemäß einer vom Ministerium be-
stimmten Methodik steuert und koordiniert sowie Richtlinien und Rege-
lungen zur Informationssicherheit erlässt. Darüber hinaus berichtet sie 
oder er über den aktuellen Stand zur Informationssicherheit an die Rek-
torate, koordiniert Maßnahmen zur Sensibilisierung der Hochschulan-
gehörigen und berät und unterstützt die Organe, Gremien, Funktions-
trägerinnen und Funktionsträger in allen Belangen der Informationssi-
cherheit. Sie oder er ist hauptberuflich tätig und muss eine abgeschlos-
sene Hochschulausbildung und eine der Aufgabenstellung angemessene 
Berufserfahrung besitzen. Die Funktion der oder des Chief Information 
Security Officer kann nicht mit der Funktion der oder des Chief Infor-
mation Officer verbunden werden; die oder der Chief Information 
Officer ist der oder dem Chief Information Security Officer nicht fach-
lich oder dienstlich vorgesetzt. 

(4) Die oder der Chief Information Officer ist hauptberuflich tätig und 
muss eine abgeschlossene Hochschulausbildung und eine der Aufgaben-
stellung angemessene Berufserfahrung besitzen. 

(5) Die Kanzlerinnen und Kanzler der Kunsthochschulen unterstützen 
die oder den Chief Information Officer bei der Wahrnehmung ihrer 
oder seiner Aufgaben. Die oder der Chief Information Officer ist ihnen 
gegenüber berichts- und rechenschaftspflichtig. 

(6) Die Kunsthochschulen gewährleisten ein angemessen hohes Niveau 
ihrer Informations- und Cybersicherheit sowie der Resilienz ihrer Infor-
mationsinfrastrukturen nach dem Stand der Technik. 
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(7) Die Kunsthochschulen richten ein internes Informationssicherheits-
managementsystem auf der Basis einer gemeinsamen Leitlinie zur Infor-
mationssicherheit ein und arbeiten bei der Erfüllung dieser Aufgabe so-
wie ihrer Aufgabe nach Absatz 3 gemäß § 77 Absatz 4 untereinander so-
wie mit den Hochschulen zusammen. 

(8) Die Kunsthochschulen melden Sicherheitsvorfälle, die die Vertrau-
lichkeit, Verfügbarkeit oder Integrität ihrer Informationen, IT-Anwen-
dungen, IT-Systeme oder IT-Dienste gefährden, dem Ministerium. Nä-
heres zu Sicherheitsvorfällen und den Meldewegen regelt das Ministe-
rium. 

 
§ 10  

Mitglieder und Angehörige 

(4) Ohne Mitglieder zu sein, gehören der Kunsthochschule die entpflichteten 
oder in den Ruhestand versetzten Professorinnen und Professoren, die außer-
planmäßigen Professorinnen und Professoren, die Honorarprofessorinnen 
und Honorarprofessoren, die Privatdozentinnen und Privatdozenten, die 
Lehrbeauftragten, die nebenberuflich mit Ausnahme der nebenberuflichen 
Professorinnen und Professoren, vorübergehend oder gastweise an der 
Kunsthochschule Tätigen, die künstlerischen und wissenschaftlichen Hilfs-
kräfte, sofern sie nicht Mitglieder nach den Absätzen 1 oder 2 sind, die Eh-
renbürgerinnen und Ehrenbürger, Ehrensenatorinnen und Ehrensenatoren so-
wie die Zweithörerinnen und Zweithörer, und Gasthörerinnen und Gasthörer 
und eingeschriebenen Frühstudierenden an. Sie nehmen an Wahlen nicht 
teil. Die Grundordnung kann weitere Personen, insbesondere ehemalige Stu-
dierende, zu Angehörigen bestimmen. Die Grundordnung kann zudem be-
stimmen, dass außerplanmäßige Professorinnen und Professoren, Honorar-
professorinnen und Honorarprofessoren oder die Privatdozentinnen und Pri-
vatdozenten Mitglieder der Hochschule sind; soweit diese nicht aus anderen 
Gründen Mitglieder der Hochschule sind, nehmen sie an Wahlen und Ab-
stimmungen nicht teil. 

 
§ 11 

Rechte und Pflichten der Mitglieder und Angehörigen 

(1) Die Mitwirkung an der Selbstverwaltung der Kunsthochschule gehört zu 
den Rechten und Pflichten der Mitglieder. Die Übernahme einer Funktion in 
der Selbstverwaltung kann nur aus wichtigem Grund abgelehnt werden. Ent-
sprechendes gilt für den Rücktritt. Die Inhaberinnen und Inhaber von Ämtern 
in der Selbstverwaltung mit Leitungsfunktion sind im Falle ihres Rücktritts 
oder nach Ablauf ihrer Amtszeit verpflichtet, ihr Amt bis zur Bestellung ei-
ner Nachfolgerin oder eines Nachfolgers weiterzuführen, es sei denn, das 
Gremium, welches sie oder ihn gewählt hat, entscheidet, von der Weiterfüh-
rung abzusehen. Die Tätigkeit in der Selbstverwaltung ist ehrenamtlich, so-
weit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Während einer Beurlau-
bung für mehr als sechs Monate ruhen die Mitgliedschaftsrechte und -pflich-
ten. § 67a in Verbindung mit § 87 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 des Hoch-
schulgesetzes bleibt unberührt. 
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§ 12  

Verfahrensgrundsätze 

(5) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes 
oder des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts der Hochschule 
kann gegen eine Ordnung der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremi-
ums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge 
des Rügeausschlusses nicht hingewiesen worden. Die aufsichtsrechtlichen 
Befugnisse nach § 9876 bleiben unberührt. 

 
§ 12a 

Geschlechtergerechte Zusammensetzung von Gremien 

(4) Ergibt sich durch die Arbeit in Gremien, insbesondere durch eine 
mehrfache Mitgliedschaft in Gremien, in der Person eines Mitglieds eine 
übermäßige Belastung, die auf das Gebot der geschlechtsparitätischen 
Besetzung von Gremien gemäß Absatz 1 zurückzuführen ist, so wird 
dieses Mitglied angemessen entlastet. Eine übermäßige Belastung im 
Sinne des Satzes 1 liegt dann vor, wenn eine Person im Vergleich zum 
durchschnittlichen Gremienmitglied der Kunsthochschule mehr als das 
Eineinhalbfache an Gremienmitgliedschaften innehat. Das Nähere regelt 
die Kunsthochschule durch Ordnung. 

 
§ 14  

Wahlen zu den Gremien 

(2) Treffen bei einem Mitglied eines Gremiums oder dessen Stellvertretung 
Wahlmandat und Amtsmandat zusammen, so ruht für die Amtszeit das 
Wahlmandat. Während dieser Zeit finden die Stellvertretungsregeln für 
Wahlmitglieder entsprechende Anwendung. 

(3) Ist bei Ablauf einer Amts- oder Wahlzeit noch kein neues Mitglied be-
stimmt, so übt das bisherige Mitglied sein Amt weiter aus. Das Ende der 
Amtszeit des nachträglich gewählten Mitgliedes bestimmt sich so, als ob es 
sein Amt rechtzeitig angetreten hätte. Scheidet vor Ablauf der Wahlzeit ei-
nes Gremiums eines seiner Mitglieder aus, ohne dass ein Mitglied auf-
grund einer Stellvertretungsregelung nachrückt, so können die verblei-
benden Vertreterinnen und Vertreter derjenigen Gruppe, welcher das 
ausgeschiedene Mitglied angehörte, aus den Mitgliedern der Kunsthoch-
schule, welche dieser Gruppe angehören, ein Mitglied wählen, welches 
an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds tritt (Kooptation). Die Koop-
tation bedarf der Bestätigung durch das Rektorat. Es ist zulässig, die 
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Kooptation bereits im Vorfeld mit Wirkung zum Zeitpunkt des Aus-
scheidens durchzuführen; in diesem Fall ist das künftig ausscheidende 
Mitglied wahlberechtigt. Die Amtszeit des kooptierten Mitglieds be-
stimmt sich so, als ob es nachgerückt wäre. 

 
§ 19  

Kanzlerin oder Kanzler 

(2) Die Kanzlerin oder der Kanzler wird vom Senat mit der Mehrheit der 
Stimmen der Mitglieder des Gremiums gewählt und für die Dauer von sechs 
Jahren zur Beamtin oder zum Beamten auf Zeit ernannt; die Kunsthoch-
schule hat ein Vorschlagsrecht. (…) 

(4) Aus dringenden dienstlichen Gründen kann die oder der auf Lebens-
zeit ernannte Kanzlerin oder Kanzler in ein anderes Amt einer Lauf-
bahn, für die sie oder er die Befähigung besitzt, versetzt werden. Das 
neue Amt muss zum Bereich des Landes oder einer Hochschule in des-
sen Trägerschaft gehören. Besitzt die Kanzlerin oder der Kanzler nicht 
die Befähigung für eine Laufbahn, hat sie oder er an Maßnahmen für 
den Erwerb der neuen Befähigung vor der geplanten Versetzung teilzu-
nehmen. Vor der Versetzung nach Satz 1 und der Teilnahmeanordnung 
nach Satz 3 ist die Kanzlerin oder der Kanzler jeweils zu hören. Die 
Versetzung wird vom Land verfügt; sie bedarf nicht des Einvernehmens 
der aufnehmenden Hochschule. § 25 Absatz 5 Satz 1 des Landesbeam-
tengesetzes gilt entsprechend. 

§ 22 
Gleichstellungsbeauftragte; gleichstellungsbezogene Mittelvergabe 

(5) Bei der Mittelvergabe an die Kunsthochschulen und in den Kunsthoch-
schulen ist der Gleichstellungsauftrag angemessen zu berücksichtigen. Dies 
gilt insbesondere für die im Verhältnis zur Anzahl der Beschäftigten und 
der Studierenden stehende Ausstattung und Entlastung der Gleichstel-
lungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen. 

 
§ 25 

Die Organe des Fachbereichs 

(2) Die Fachbereichsleitung leitet den Fachbereich und vertritt ihn innerhalb 
der Kunsthochschule. Das Nähere zur Wählbarkeit oder zu ihrer Zusammen-
setzung sowie zur Vertretung, zu ihrer Amtszeit und zu ihrer Bezeichnung 
regelt die Grundordnung. Die Dekanin oder der Dekan bedarf zu ihrer oder 
seiner Wahl vorbehaltlich einer anderen Regelung in der Grundordnung der 
Mehrheit der Stimmen des Fachbereichsrates und zugleich der Mehrheit der 
Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer im Fachbereichsrat (doppelte Mehrheit). Die Fachbereichs-
leitung kann im Benehmen mit dem Fachbereichsrat den Entwicklungsplan 
des Fachbereichs erstellen; dieser dient zugleich als Beitrag zum Hochschul-
entwicklungsplan, falls ein solcher bestehen soll. Die Fachbereichsleitung ist 
insbesondere verantwortlich für die Durchführung der Evaluation nach § 7, 
für die Vollständigkeit des Lehrangebotes und die Einhaltung der Lehrver-
pflichtungen sowie für die Studien- und Prüfungsorganisation; sie gibt, auch 
zur Gewährleistung eines sicheren Hochschulraumes im Sinne des § 67a 
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in Verbindung mit § 84 Absatz 1 des Hochschulgesetzes und unabhängig 
von einem Sicherungsverfahren nach Teil 10 des Hochschulgesetzes, die 
hierfür erforderlichen Weisungen. Sie entscheidet über den Einsatz der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs und wirkt unbeschadet der 
Aufsichtsrechte des Rektorats darauf hin, dass die Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger, die Gremien und Einrichtungen des Fachbereichs ihre Auf-
gaben wahrnehmen und die Mitglieder und Angehörigen des Fachbereichs 
ihre Pflichten erfüllen. Hält sie einen Beschluss für rechtswidrig, so führt sie 
eine nochmalige Beratung und Beschlussfassung herbei; das Verlangen nach 
nochmaliger Beratung und Beschlussfassung hat aufschiebende Wirkung. 
Wird keine Abhilfe geschaffen, so unterrichtet sie unverzüglich das Rektorat. 
Sie erstellt die Entwürfe der Studien- und Prüfungsordnungen. Sie bereitet 
die Sitzungen des Fachbereichsrates vor und führt dessen Beschlüsse aus. 
Hinsichtlich der Ausführung von Beschlüssen des Fachbereichsrates ist sie 
diesem gegenüber rechenschaftspflichtig. Ihr kann durch die Grundordnung 
oder durch Beschluss des Fachbereichsrates weitere Aufgaben übertragen 
werden. Die Fachbereichsleitung gibt den Vertreterinnen oder Vertretern der 
Gruppe der Studierenden im Fachbereichsrat einmal im Semester Gelegen-
heit zur Information und zur Beratung in Angelegenheiten des Studiums. 

 
§ 27 

Allgemeine Vorschriften  
für das Hochschulpersonal 

(3) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu regeln, in 
welchem Umfang hauptberufliches Personal im Rahmen seiner Dienstaufga-
ben  

1. zur Lehrtätigkeit verpflichtet ist (individuelle Lehrverpflichtung), und  

2. während der Vorlesungszeit an der Hochschule anwesend sein muss.  

In der Rechtsverordnung kann auch die Möglichkeit vorgesehen werden, die 
Regellehrverpflichtung einer Gruppe von Professorinnen und Professoren 
zusammenzufassen und nach Entscheidung der Fachbereichsleitung abwei-
chend von der Regellehrverpflichtung des einzelnen zu verteilen (institutio-
nelle Lehrverpflichtung). In der Rechtsverordnung können zudem Rege-
lungen betreffend die Anrechnung von Lehrtätigkeiten in Reformmodel-
len des Studiums nach § 50 Absatz 2a getroffen werden. Ferner kann 
das Ministerium anordnen, dass einzelne oder sämtliche Mitglieder des 
Rektorats 

1. in dem angeordneten Umfang an der Hochschule anwesend sein müs-
sen und 

2. ihre Wohnung so zu nehmen haben, dass sie in der ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung ihrer Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt werden, insbe-
sondere dass sie ihre Wohnung innerhalb einer bestimmten Entfernung 
von der Hochschule zu nehmen haben. 

 
§ 29 

Einstellungsvoraussetzungen für  
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
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(4) Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer müssen die für die 
Wahrnehmung ihrer Dienstaufgaben, insbesondere für die Wahrneh-
mung ihrer Pflichten in der Selbstverwaltung, erforderlichen Kennt-
nisse der deutschen Sprache besitzen. Ausnahmen sind in begründeten 
Fällen für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer zulässig, deren 
Aufgaben auf künstlerischem Gebiet liegen und die hervorragende fach-
bezogene Leistungen nachweisen. In den Fällen des Satzes 2 wird die 
Hochschullehrerin oder der Hochschullehrer für die Dauer von zwei 
Jahren in ein Beamtenverhältnis auf Probe berufen. In einer Beurtei-
lung zum Ablauf der Probezeit wird festgestellt, ob sie oder er die 
Sprachkenntnisse im Sinne des Satzes 1 erworben hat. Kann der Erwerb 
bis zum Ablauf der Probezeit noch nicht festgestellt werden, so kann die 
Probezeit angemessen verlängert werden. Sie darf jedoch insgesamt vier 
Jahre nicht überschreiten. Vor Ablauf der verlängerten Probezeit ist so-
dann abschließend zu beurteilen, ob sie oder er die Sprachkenntnisse im 
Sinne des Satzes 1 erworben hat. Ist dies nicht der Fall, so ist die Hoch-
schullehrerin oder der Hochschullehrer aus dem Beamtenverhältnis zu 
entlassen. Das Ministerium ist befugt, das Nähere zum Umfang der 
Sprachkenntnisse im Sinne des Satzes 1 allgemein oder für den Einzel-
fall zu regeln. 

(5) Besitzt eine Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer die Sprach-
kenntnisse im Sinne von Absatz 4 Satz 1 nicht und ist sie oder er vor 
dem Inkrafttreten des Hochschulstärkungsgesetzes vom [einsetzen: An-
gaben des Tages und Monats des Inkrafttretens dieses Gesetzes sowie 
Fundstelle] bereits in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen 
worden, erlegt die Kunsthochschule ihr oder ihm auf, diese Sprach-
kenntnisse innerhalb von zwei Jahren zu erwerben. Kann der Erwerb 
am Ende dieses Zeitraumes noch nicht festgestellt werden, so kann die 
Frist nach Satz 1 um ein weiteres Jahr verlängert werden. Der Sprach-
erwerb nach Satz 1 ist Amtspflicht. Ist eine Hochschullehrerin oder ein 
Hochschullehrer vor dem Inkrafttreten des Hochschulstärkungsgesetzes 
vom [einsetzen: Angaben des Tages und Monats des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes sowie Fundstelle] befristet ernannt worden, gilt Absatz 4 
Satz 3 bis 8 entsprechend. Absatz 4 Satz 9 gilt entsprechend. Sätze 1 bis 
5 gelten für Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer, die in einem 
privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt werden, entsprechend. 

 
§ 31 

Berufungsverfahren 

(1) Die Stellen für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sind vom 
Rektorat auf Vorschlag des Fachbereichs öffentlich auszuschreiben; § 30 
Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 gilt entsprechend. Die Ausschreibung muss Art 
und Umfang der zu erfüllenden Aufgaben hinreichend konkret angeben. 
(…) 

(3) Der Berufungsvorschlag zur Besetzung einer Professur soll drei Einzel-
vorschläge in bestimmter Reihenfolge enthalten und muss diese insbesondere 
im Hinblick auf die von der Stelleninhaberin oder dem Stelleninhaber zu er-
füllenden Lehr- und künstlerischen Aufgaben oder Forschungsaufgaben aus-
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reichend begründen; Absatz 5 bleibt unberührt. Ihm sollen für jeden Ein-
zelvorschlag zwei Gutachten auswärtiger Professorinnen und Professoren 
oder in geeigneten Fächern von künstlerisch ausgewiesenen Persönlichkeiten 
außerhalb des Kunsthochschulbereichs beigefügt werden, welche die Einzel-
vorschläge auch vergleichend bewerten. 

(4) Das Verfahren zur Vorbereitung der Berufungsvorschläge zur Besetzung 
einer Professur einschließlich der Hinzuziehung auswärtiger Sachverständi-
ger sowie das Verfahren zur Berufung der Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren regelt die Berufungsordnung; die Schwerbehindertenvertretung 
ist zu beteiligen. Die Berufungsordnung soll hierbei zur Qualitätssicherung 
nach Satz 1 insbesondere Regelungen über Verfahrensfristen, über die Art 
und Weise der Ausschreibung, über die Funktion der oder des Berufungsbe-
auftragten, über die Zusammensetzung der Berufungskommissionen ein-
schließlich auswärtiger Gutachterinnen und Gutachter, über die Entschei-
dungskriterien einschließlich der Leistungsbewertung in den Bereichen 
Lehre und Forschung sowie über den vertraulichen Umgang mit Bewer-
bungsunterlagen treffen; Absatz 5 bleibt unberührt. Die Berufungsord-
nung kann zudem regeln, dass die Bewerberinnen und Bewerber erklä-
ren müssen, dass ihre der Bewerbung zugrunde gelegten Veröffentli-
chungen und sonstigen Forschungsergebnisse wissenschaftlich redlich 
unter Einhaltung der allgemein anerkannten Grundsätze guter wissen-
schaftlicher Praxis zustande gekommen sind. Der Berufungskommission 
sollen auswärtige Mitglieder angehören; ihre Mitglieder werden vom Rekto-
rat ernannt. Der Fachbereich kann hierzu Vorschläge unterbreiten; § 30 Ab-
satz 1 Satz 1 Halbsatz 2 gilt entsprechend. Die Rektorin oder der Rektor 
kann der Berufungskommission Vorschläge unterbreiten. Die Berufung von 
Nichtbewerberinnen und -bewerbern ist zulässig. 

(5) Die Berufungskommission stellt vor der Sichtung und Prüfung der 
eingegangenen Bewerbungen im Benehmen mit der oder dem Beru-
fungsbeauftragten hinreichend konkret diejenigen Entscheidungskrite-
rien einschließlich der Kriterien der Leistungsbewertung auf, die vorlie-
gen müssen oder ansonsten von Relevanz sein können, damit eine Per-
son Gegenstand des Vorschlags des Fachbereichs nach Absatz 3 sein 
kann; hierbei ist sicherzustellen, dass das Kriterium der pädagogischen 
Eignung in besonderer Weise abgebildet wird. Die Kriterien nach Satz 1 
sind aktenkundig zu machen. Eine Änderung dieser Kriterien während 
der weiteren Tätigkeit der Berufungskommission ist unzulässig. Die 
Prüfung der Bewerbungen und die Begründung der Entscheidung, wel-
che Person an welcher Stelle des Berufungsvorschlags gelistet wird, er-
folgt ausschließlich anhand der Kriterien nach Satz 1. 

(65) Die Bewerberin oder der Bewerber hat kein Recht auf Einsicht in die 
Akten des Berufungsverfahrens, soweit sie Gutachten über die fachliche Eig-
nung enthalten oder wiedergeben. 

 
§ 32 

Dienstrechtliche Stellung der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 

(2) Die Kunsthochschule kann übergangsweise bis zur Besetzung der Stelle 
oder, im Falle der vorübergehenden Verhinderung des Stelleninhabers 
an der Wahrnehmung der Aufgaben aus der Stelle, bis zum Wegfall der 
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Verhinderung für eine Professorin oder einen Professor eine Vertreterin 
oder einen Vertreter, die oder der die Einstellungsvoraussetzungen nach § 29 
erfüllt, mit der Wahrnehmung der Aufgaben aus der Stelle beauftragen. Die 
Professurvertretung ist ein öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis eigener 
Art; sie begründet kein Dienstverhältnis. Die Kunsthochschule kann der 
Vertreterin oder dem Vertreter einer Professur, deren Aufgaben auf 
künstlerischem Gebiet liegen, für die Dauer der Professurvertretung die 
Berechtigung verleihen, die Bezeichnung „Professorin“ oder „Profes-
sor“ zu führen. 

 
§ 34 

Außerplanmäßige Professur,  
Honorarprofessur, Gastprofessur 

(3) Die Bezeichnungen werden von der Rektorin oder dem Rektor auf 
Vorschlag des FachbereichsratesKunsthochschule verliehen. (…) 

(5) Die Rektorin oder der Rektor kann auf Vorschlag des Fachbereichs-
ratesKunsthochschule kann für Aufgaben, die von Professorinnen oder Pro-
fessoren wahrzunehmen sind, für einen im Voraus begrenzten Zeitraum Pro-
fessorinnen oder Professoren anderer Hochschulen oder Persönlichkeiten aus 
der künstlerischen oder wissenschaftlichen Praxis mit der Qualifikation zur 
Professur nach § 29 als Gastprofessorinnen oder Gastprofessoren bestellen. 
Sie führen für die Dauer ihrer Bestellung die Bezeichnung „Gastprofessorin“ 
oder „Gastprofessor“; mit Erlöschen, Widerruf oder Rücknahme der Bestel-
lung erlischt auch die Befugnis zur Führung dieser Bezeichnung. § 10 Absatz 
3 Satz 2 gilt entsprechend. 

 
§ 37 

Künstlerische und wissenschaftliche  
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  

an Kunsthochschulen 

(3) Die künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können im Beamten-
verhältnis oder im privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt werden. 
Ihnen soll im Rahmen ihrer Dienstaufgaben auch angemessen Gelegenheit 
zur Vorbereitung auf eine weitere künstlerische Qualifikation gegeben wer-
den, wenn sie befristet tätig sind. Bei der Ausgestaltung der Befristung der 
Dienstverhältnisse sind im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben die be-
sonderen Bedürfnisse der sich qualifizierenden Personen mit Behinde-
rungen oder chronischer Erkrankung angemessen zu berücksichtigen. 

(5) Künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen Aufgaben übertra-
gen werden, die auch der Erbringung herausragender künstlerischer Leistun-
gen förderlich sind, können in ein Beamtenverhältnis auf Zeit als Akademi-
sche Rätin oder Akademischer Rat oder als Akademische Oberrätin oder 
Oberrat berufen werden oder in einem befristeten privatrechtlichen Dienst-
verhältnis beschäftigt werden. Absatz 3 Satz 3 gilt für die Beschäftigung in 
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis entsprechend. 

(8) Für die Beschäftigung als künstlerische Mitarbeiterin oder als künstleri-
scher Mitarbeiter im Sinne des Absatzes 5 in einem privatrechtlichen Dienst-
verhältnis gelten Absatz 6, Absatz 7 und Absatz 7a entsprechend. Darüber 



 

99 
 

hinaus gelten unbeschadet des Absatzes 9 die §§ 1212 Absatz 2, § 1256 
Absatz 2 und 3 Landesbeamtengesetz und die Vorschriften über den Sonder-
urlaub entsprechend. 

(9) Abweichend von § 121 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes können 
künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Rahmen ihrer 
Dienstaufgaben zur Lehrtätigkeit verpflichtet sind, nach Maßgabe 
kunsthochschulischer Regelungen Erholungsurlaub auch in der Vorle-
sungszeit nehmen. 

(109) Für wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gelten die Ab-
sätze 1 bis 89 sinngemäß. Dabei kann bei der Einstellung in ein befristetes 
Dienstverhältnis ergänzend zu den Anforderungen nach Absatz 4 Satz 1 die 
Promotion gefordert werden, wenn sie für die vorgesehene Dienstleistung er-
forderlich ist. Bei der Einstellung in das Beamtenverhältnis auf Probe oder 
auf Lebenszeit oder in ein unbefristetes privatrechtliches Dienstverhältnis 
wird zusätzlich zu den Anforderungen nach Absatz 4 Satz 1 für wissen-
schaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht in Betriebseinheiten 
tätig werden, die Promotion oder ausnahmsweise eine gleichwertige wissen-
schaftliche Leistung gefordert; unter Berücksichtigung der Anforderungen 
der Stelle kann eine zweite Staatsprüfung an die Stelle der Promotion treten 
oder ausnahmsweise auf die Promotion verzichtet werden; das Laufbahn-
recht bleibt unberührt. Soll die Person nach Satz 1 zur Akademischen Rätin 
oder zum Akademischen Rat im Beamtenverhältnis auf Zeit ernannt werden, 
muss zusätzlich zu den Erfordernissen des Absatzes 6 Satz 1 eine auf Aufga-
ben der Laufbahn hinführende Promotion nachgewiesen werden. 

 
§ 40 

Einschreibung 

(4) Eine Studierende oder ein Studierender, die oder der nach Ablauf eines 
Semesters das Studium in demselben Studiengang fortsetzen will, hat sich 
innerhalb der vorgeschriebenen Fristen bei der Kunsthochschule zurückzu-
melden. Auf Antrag können Studierende aus wichtigem Grund vom Studium 
beurlaubt werden; die Einschreibungsordnung kann das Nähere regeln. Beur-
laubte Studierende sind an der Kunsthochschule, an der sie eingeschrieben 
oder als Zweithörerin oder Zweithörer im Sinne des § 44 Absatz 2 zugelas-
sen sind, nicht berechtigt, Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen, 
Teilnahmevoraussetzungen im Sinne des § 56 Absatz 2 Satz 21 Nummer 2, 
Zulassungsvoraussetzungen im Sinne des § 56 Absatz 2 Satz 32 Nummer 4 
oder Leistungspunkte zu erwerben oder Prüfungen abzulegen. Satz 3 gilt 
nicht für die Wiederholung von nicht bestandenen Prüfungen und für Teil-
nahme- und Zulassungsvoraussetzungen, die Folge eines Auslands- oder Pra-
xissemesters selbst sind, für das beurlaubt worden ist. Satz 3 gilt auch nicht, 
wenn die Beurlaubung aufgrund der Pflege und Erziehung von Kindern im 
Sinne des § 25 Absatz 5 Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie aufgrund 
der Pflege der Ehegattin oder des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspart-
nerin oder des eingetragenen Lebenspartners oder eines in gerader Linie Ver-
wandten oder im ersten Grad Verschwägerten erfolgt. 

(5) Schülerinnen oder Schüler, die nach dem Urteil der Kunsthochschule be-
sondere Begabungen aufweisen, können im Einvernehmen mit der Schule im 
Einzelfall als Jungstudierende außerhalb der Einschreibungsordnung zu 
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Lehrveranstaltungen und Prüfungen zugelassen werden. Ihre Studien- und 
Prüfungsleistungen werden auf Antrag bei einem späteren Studium ange-
rechnet. Die Kunsthochschule kann alternativ durch Einschreibungsord-
nung regeln, dass diese Studierenden als Frühstudierende im Sinne des 
§ 10 Absatz 4 Satz 1 eingeschrieben werden. 

 
§ 41 

Zugang zum Hochschulstudium 

(7) Zusätzlich zum Nachweis der Qualifikation nach den Absätzen 1 bis 6 ist 
in künstlerischen Studiengängen als weitere Voraussetzung der Nachweis der 
künstlerischen Eignung für den gewählten Studiengang zu erbringen. Die 
Prüfungsordnungen können zudem bestimmen, dass neben den Zugangsvo-
raussetzungen nach Satz 1 sowie den Absätzen 1 bis 6 eine studiengangbezo-
gene besondere Vorbildung, insbesondere beruflicher Art, eine sonstige 
Eignung oder praktische Tätigkeit nachzuweisen ist, wenn es zur Errei-
chung des Studienziels geeignet, erforderlich und angemessen ist, das 
Vorliegen dieser Vorbildung, Eignung oder Tätigkeit zu verlangen. 

 
§ 42 

Einschreibungshindernisse 

(2) Die Einschreibung kann versagt werden, wenn die Studienbewerberin 
oder der Studienbewerber 

1. an einer Krankheit leidet, durch die sie oder er die Gesundheit der Hoch-
schulmitglieder, insbesondere der Studierenden, ernstlich gefährdet oder den 
ordnungsgemäßen Studienbetrieb ernstlich zu beeinträchtigen droht, 

2. die für die Einschreibung vorgeschriebenen Formen und Fristen nicht be-
achtet hat, oder 

3. den Nachweis über die Zahlung der zu entrichtenden Gebühren oder Bei-
träge nicht erbringt oder 

4. die Studienbewerberin oder der Studienbewerber den gewählten 
künstlerischen Studiengang an einer Hochschule bereits erfolgreich ab-
geschlossen hat. 

 
§ 43 

Exmatrikulation 

(4) Mit der Entscheidung über die Exmatrikulation nach Absatz 3 Num-
mer 5 kann eine Frist bis zur Dauer von zwei Jahren festgesetzt werden, 
innerhalb derer eine erneute Einschreibung an der Kunsthochschule 
ausgeschlossen ist. 

 
§ 43a 

Ordnungsverstöße; Ordnungsmaßnahmen 

(1) Eine Studierende oder ein Studierender begeht einen Ordnungsverstoß, 
wenn sie oder er 
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1. durch Anwendung von Gewalt, durch Aufforderung zur Gewalt, durch Be-
drohung mit Gewalt oder durch einen schwerwiegenden oder wiederholten 
Verstoß gegen eine rechtmäßige Anordnung im Rahmen des Hausrechts 

a) den bestimmungsgemäßen Betrieb einer Kunsthochschuleinrichtung, die 
Tätigkeit eines Kunsthochschulorgans, die Durchführung einer Kunsthoch-
schulveranstaltung oder in sonstiger Weise den Studienbetrieb beeinträchtigt, 
verhindert oder zu verhindern versucht oder 

b) ein Mitglied der Kunsthochschule in der Ausübung seiner Rechte und 
Pflichten erheblich beeinträchtigt oder von dieser Ausübung abhält oder ab-
zuhalten versucht, insbesondere durch Beschädigung oder Zerstörung eines 
Kunstwerkes dieses Mitglieds, 

2. wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat, die zu Lasten eines Mitglieds 
der Kunsthochschule geschehen ist, rechtskräftig verurteilt worden ist oder 
ein rechtskräftiger Strafbefehl vorliegt und nach Art der Straftat eine Behin-
derung des Studiums oder der sonstigen Tätigkeit dieses Mitglieds droht, 

3. Einrichtungen der Kunsthochschule zu strafbaren Handlungen nutzt oder 
zu nutzen versucht, 

4. im Zusammenhang mit ihrem Studium 

a) wesentliche Eingriffe in die Substanz eines Gebäudes vornimmt, das die 
Kunsthochschule nutzt, oder Handlungen vornimmt, die konkret geeignet 
sind, solche wesentlichen Eingriffe zu bewirken, oder 

b) Handlungen vornimmt, die geeignet sind, das Leben oder die körperliche 
Unversehrtheit eines Mitglieds der Kunsthochschule oder dritter Personen er-
heblich zu gefährden, oder 

5. bezweckt oder bewirkt, dass 

a) ein Mitglied der Kunsthochschule aus Gründen der Rasse oder wegen der 
ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität in seiner Würde 
verletzt wird, 

b) damit zugleich ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigun-
gen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaf-
fen wird und 

c) nach Art dieser Würdeverletzung und dieses geschaffenen Umfelds eine 
Behinderung des Studiums oder der sonstigen Tätigkeit dieses Mitglieds 
droht,  

6. vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine Verhaltensregel der Ordnung 
nach § 67a in Verbindung mit § 85 Absatz 1 Satz 2 des Hochschulgeset-
zes verstößt, 

7. ein Sicherungsverfahren durch eine vorsätzlich oder fahrlässig erstat-
tete unwahre Mitteilung, es bestünde der Verdacht eines Sicherheitsver-
stoßes, veranlasst hat, oder 

8. die Übermittlung im Sinne des Absatzes 7 Satz 2 verhindert. 
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(2) Gegen Studierende, die einen Ordnungsverstoß nach Absatz 1 begangen 
haben, können Ordnungsmaßnahmen verhängt werden. Ordnungsmaßnah-
men sind: 

1. der Ausspruch einer Rüge, 

2. die Androhung der Exmatrikulation, 

3. der Ausschluss von der Benutzung von Einrichtungen der Kunsthoch-
schule, 

4. der Ausschluss von der Teilnahme an einzelnen Lehrveranstaltungen bis 
zu einem Semester, 

5. das vollständige oder teilweise Verbot des Betretens einzelner oder 
sämtlicher Liegenschaften der Kunsthochschule, 

6. Gebote oder Verbote betreffend den Kontakt zu anderen Kunsthoch-
schulmitgliedern, 

7. der Ausschluss vom Studium für einen in der Verfügung festgesetzten 
Zeitraum, 

8. 5. die Exmatrikulation. 

Die Ordnungsmaßnahme nach Satz 2 Nummer 2 kann nur in Verbindung mit 
Ordnungsmaßnahmen nach Satz 2 Nummer 1, 3 oder 4 ausgesprochen wer-
den; die Ordnungsmaßnahmen nach Satz 2 Nummer 1, 3 und 4 können ne-
beneinander verhängt werden. Die Ordnungsmaßnahme nach Satz 2 Num-
mer 5 kann für einen Ordnungsverstoß nach Absatz 1 Nummer 5 nicht ver-
hängt werden, es sei denn, es liegt zugleich ein Ordnungsverstoß nach Ab-
satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 vor. Die Dies gilt Sätze 1 bis 4 gelten auch, wenn 
sich die oder der Studierende zur Rechtfertigung der Begehung des Ord-
nungsverstoßes auf die Kunstfreiheit beruft. Liegen zureichende tatsächli-
che Anhaltspunkte vor, dass Studierende einen Ordnungsverstoß nach 
Absatz 1 Nummer 1, 3, 4, 5 oder 6 begangen haben, können Ordnungs-
maßnahmen nach Satz 2 Nummer 3 bis 7 auch verhängt werden, ohne 
dass die Begehung des Ordnungsverstoßes nachgewiesen ist. Im Falle ei-
nes Ordnungsverstoßes nach Absatz 1 Nummer 7 gilt § 67a in Verbin-
dung mit § 92 Absatz 2 Sätze 2 und 3 des Hochschulgesetzes entspre-
chend. Das Hausrecht nach § 18 Absatz 1 Satz 4 bleibt unberührt. 

(3) Die Entscheidung über die Verhängung der einzelnen Ordnungs-
maßnahme, auch hinsichtlich ihrer Dauer, ergeht nach pflichtgemäßem 
Ermessen. Die Maßnahme ist insbesondere nach der Schwere des Ord-
nungsverstoßes und, im Falle des Absatzes 2 Satz 4, insbesondere nach 
dem Maß der Gefährdung der betroffenen Schutzgüter zu bemessen. 
Erweist sich hinsichtlich der verdächtigen Person, dass sich die zu-
reichenden tatsächlichen Anhaltspunkte nicht dahin erhärten, dass die 
Begehung eines Ordnungsverstoßes weiterhin angenommen werden 
kann, ist die Maßnahme aufzuheben. Im Übrigen kann die Die Ord-
nungsmaßnahme nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 kann nur in Verbindung 
mit Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 3 oder 4 ausge-
sprochen werden; die Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 
1, 3 und 4 können nebeneinander verhängt werden. Die Ordnungsmaßnahme 
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nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 85 kann für einen Ordnungsverstoß nach Ab-
satz 1 Nummer 5 bis 8 nicht verhängt werden, es sei denn, es liegt zugleich 
ein Ordnungsverstoß nach Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 vor. 

(43) Das Nähere zum Verfahren zur Verhängung einer Ordnungsmaßnahme 
regelt der Senat durch Ordnung; diese bedarf der Genehmigung des Rekto-
rats. In dem Verfahren hinsichtlich der Entscheidung über die Exmatrikula-
tion nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 85 sind die Vorschriften über das förmli-
che Verwaltungsverfahren der §§ 63 bis 71 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fas-
sung anzuwenden. Behörde im Sinne dieser Vorschriften ist der in der Ord-
nung nach Satz 1 geregelte Ordnungsrat Ordnungsausschuss. 

(5) In dem Verfahren zur Verhängung einer Ordnungsmaßnahme auf-
grund eines Ordnungsverstoßes im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 bis 
6 hat das Mitglied, demgegenüber dieser Ordnungsverstoß begangen 
worden sein soll, die Informations-, Schutz-, Beistands- und verfahrens-
begleitenden Rechte nach § 67a in Verbindung mit § 90 Absatz 2 bis 5 
des Hochschulgesetzes. Hinsichtlich der Kosten und Auslagen dieses 
Mitglieds gilt § 67a in Verbindung mit § 91 des Hochschulgesetzes ent-
sprechend. § 67a in Verbindung mit § 88 Absätze 4 und 6 des Hoch-
schulgesetzes gilt hinsichtlich der Einstellung und Aussetzung des Ord-
nungsverfahrens entsprechend. 

(6) Die Kunsthochschule kann Studierenden, denen vorgeworfen wird, 
einen Ordnungsverstoß begangen zu haben, Dokumente, insbesondere 
Verfügungen, zustellen, indem sie 

1. das Dokument an einer vom Rektorat bestimmten und im Verkün-
dungsblatt bekanntgemachten Stelle zur Abholung durch die Studie-
rende oder den Studierenden bereitstellt und 

2. die Studierende oder den Studierenden auf demjenigen elektronischen 
Kommunikationsweg, den die Kunsthochschule zum Kontakt mit ihr 
oder ihm in Angelegenheiten des Studiums nutzt, unter Nutzung einer 
fortgeschrittenen elektronischen Signatur über die Bereitstellung nach 
Nummer 1 informiert.  

§ 10 Absatz 2 Sätze 3 bis 7 des Landeszustellungsgesetzes vom 7. März 
2006 (GV. NRW. S. 94), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 
2021 (GV. NRW. S. 762), gilt entsprechend. 

(7) Ist die Übermittlung nach Absatz 6 technisch gehindert, soll die Ver-
fügung durch Bekanntmachung einer Benachrichtigung an der Stelle öf-
fentlich zugestellt werden, die von der jeweiligen Kunsthochschule hier-
für allgemein bestimmt ist. Verhindert die oder der Studierende insbe-
sondere durch technische Maßnahmen die Übermittlung nach Absatz 6, 
soll die Kunsthochschule gegen sie oder ihn Maßnahmen nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 5 und 7 ergreifen; Satz 1 gilt entsprechend. 

(84) Mit der Entscheidung über die Exmatrikulation nach Absatz 2 Satz 2 
Nummer 5 kann eine Frist bis zur Dauer von zwei Jahren festgesetzt werden, 
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innerhalb derer eine erneute Einschreibung an der Kunsthochschule ausge-
schlossen ist. 

 
§ 44 

Zweithörerinnen oder Zweithörer, Gasthörerinnen oder Gasthörer 

(2) Zweithörerinnen oder Zweithörer können bei Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 40 Absatz 1 für das Studium eines weiteren Studienganges zu-
gelassen werden. Die Zulassung zu einem gemeinsamen Studiengang meh-
rerer Kunsthochschulen mehreren Studiengängen ist im Rahmen des § 71 
Absatz 1 oder 2 möglich. In den Fällen des § 71 Absatz 1 ist die Zulassung 
zum Studium des gemeinsamen Studienganges nach Maßgabe der Hoch-
schulvereinbarung auch bei der Kunsthochschule von Amts wegen zulässig, 
bei der die Studierenden nicht eingeschrieben sind. 

(3) Bewerberinnen und Bewerber, die an einer Kunsthochschule einzelne 
Lehrveranstaltungen besuchen wollen, können als Gasthörerinnen oder Gast-
hörer oder zur Weiterbildung auch auf privatrechtlicher Grundlage im Rah-
men der vorhandenen Studienmöglichkeiten zugelassen werden. Der Nach-
weis der Qualifikation nach § 41 ist nicht erforderlich. § 42 Absatz 2 gilt ent-
sprechend. Gasthörerinnen und Gasthörer sind nicht berechtigt, Prüfungen 
abzulegen; sie dürfen nach Maßgabe von Regelungen der Kunsthoch-
schule an Prüfungen teilnehmen und können über ihre Leistungen ein 
Zertifikat erhalten.  § 54 Absatz 4 Satz 1 § 54 Absatz 2 bleibt unberührt. 

 
§ 50 

Ziel von Lehre und Studium,  
Lehrangebot, Studienberatung 

(1) Ziele der künstlerischen Lehre und des künstlerischen Studiums sind die 
Entwicklung von Künstlerpersönlichkeiten, die Stärkung künstlerischer Fä-
higkeiten, die Vermittlung künstlerischer und kunstbezogener Kenntnisse 
und Fertigkeiten und unter Berücksichtigung der Anforderungen und Verän-
derungen in der Berufswelt und der fachübergreifenden Bezüge die Vorbe-
reitung auf künstlerische und kunstpädagogische Berufe. Hinsichtlich der 
wissenschaftlichen Fächer vermitteln Lehre und Studium die erforderlichen 
fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden dem jeweiligen Studien-
gang entsprechend so, dass die Studierenden zu wissenschaftlicher Arbeit, 
zur Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden in der beruf-
lichen Praxis und zur kritischen Einordnung wissenschaftlicher Erkenntnis 
befähigt werden. Die Studierenden sollen zur kritischen Einordnung künstle-
rischer Einsichten und wissenschaftlicher Erkenntnis zu einem verantwortli-
chen Handeln in einem freiheitlichen, demokratischen und sozialen 
Rechtsstaat und zu einem dementsprechenden gesellschaftlichen Enga-
gement befähigt werden. 

(2) In den künstlerischen Fächern können die künstlerische Lehre und das 
künstlerische Studium in Künstlerklassen nach den Prinzipien von Gruppen- 
und Einzelunterricht sowie des Projektbezugs in der schöpferischen Begeg-
nung von Lehrenden und Studierenden (Klassenprinzip) konzentriert werden. 
Der Besuch der Künstlerklasse setzt vorbehaltlich Satz 4 das Einverständnis 
der Professorin oder des Professors voraus; auf das Einverständnis der oder 
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des Studierenden soll unbeschadet des § 51 Absatz 4 Satz 2 hingewirkt wer-
den. Das Einverständnis nach Satz 2 wird erteilt, wenn die oder der Stu-
dierende für den Besuch künstlerisch geeignet ist. Das Einverständnis 
kann durch die Fachbereichsleitung auf Antrag der oder des Studieren-
den ersetzt werden, wenn sie oder er ansonsten kein Mitglied einer 
Künstlerklasse ist. Das Nähere kann die Kunsthochschule in ihren Ordnun-
gen regeln. Die Kunsthochschule gewährleistet im Rahmen des Klassenprin-
zips die ordnungsgemäße Ausbildung der für einen Studiengang eingeschrie-
benen oder zugelassenen Studierenden. Die Kunsthochschule wirkt durch 
geeignete Maßnahmen darauf hin, dass sich bei der Umsetzung des 
Klassenprinzips die schöpferische Begegnung von Lehrenden und Stu-
dierenden entfalten kann und etwaige Streitfälle zwischen Studierenden 
und Lehrenden der Künstlerklasse sowie des musikalischen Einzelunter-
richts gelöst werden. Die Kunsthochschule prüft fortlaufend, ob und in-
wieweit das Klassenprinzip den Zielen der künstlerischen Lehre und des 
künstlerischen Studiums nach Absatz 1 entspricht und ob und inwieweit 
es fortentwickelt werden muss. 

(2a) Die Kunsthochschulen können im Einvernehmen mit dem Ministerium 
Reformmodelle des Studiums insbesondere der Studienanfängerinnen und 
Studienanfänger erproben und im Rahmen dieser Reformmodelle insbeson-
dere Ergänzungskurse anbieten und Maßnahmen zur Verbesserung des Stu-
dienerfolgs vorsehen. Die Prüfungsordnung kann vorsehen, dass sich für Stu-
dierende, die an Ergänzungskursen teilnehmen, die generelle Regelstudien-
zeit um die Anzahl der Semester erhöht, die der Arbeitsbelastung dieser Er-
gänzungskurse entspricht. Zur Sicherung der Qualität in Studium und Lehre, 
zur eigenverantwortlichen Steuerung des Hochschulwesens mit dem Ziel der 
Stärkung der hochschulischen Leistungsfähigkeit und zur Sicherung des in-
formationellen Selbstbestimmungsrechts der an Online-Lehrangeboten sowie 
an Maßnahmen zur Unterstützung der Lehrangebote durch elektronisch ba-
sierte Methoden und Instrumente Teilnehmenden kann das Ministerium 
durch Rechtsverordnung das Nähere zur Erprobung, zur Einführung und zum 
Umfang der Online-Lehrangebote einschließlich von Online-Prüfungen so-
wie dieser Maßnahmen regeln. 

(5) Das Ministerium wird ermächtigt, im Benehmen mit den einzelnen 
Kunsthochschulen Beginn und Ende der Vorlesungszeit zu bestimmen. Das 
Ministerium wird zudem ermächtigt, einen zeitlichen Rahmen festzule-
gen, innerhalb dessen die einzelnen Kunsthochschulen jeweils Beginn 
und Ende der Vorlesungszeit unter Beachtung der vom Ministerium 
vorgegebenen Anzahl an Semesterwochen bestimmen. 

 
§ 51 

Besuch von Lehrveranstaltungen 

(2) Das Recht zum Besuch von Lehrveranstaltungen einschließlich des Ab-
legens von Prüfungen außerhalb des gewählten Studienganges kann durch 
den Fachbereich oder die nach Maßgabe der Grundordnung zuständige Orga-
nisationseinheit beschränkt werden, wenn ohne die Beschränkung eine ord-
nungsgemäße Ausbildung der für einen Studiengang eingeschriebenen Stu-
dierenden nicht gewährleistet werden kann. 
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(3) Ist bei einer Lehrveranstaltung wegen deren Art oder Zweck oder aus 
sonstigen Gründen von künstlerischen Entwicklungsvorhaben, Forschung, 
Lehre und Kunstausübung eine Begrenzung der Teilnehmerzahl erforderlich 
und übersteigt die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber die Aufnahmefä-
higkeit, so regelt die in der Ordnung nach Satz 2 Halbsatz 2 genannte Funkti-
onsträgerin oder der dort genannte Funktionsträger die Teilnahme; die 
Kunsthochschule kann in einer Ordnung die Zahl der möglichen Teilnahmen 
derselben oder desselben Studierenden an der gleichen Lehrveranstaltung, an 
ihren Prüfungen, an ihren Teilnahmevoraussetzungen im Sinne des § 56 Ab-
satz 2 Satz 21 Nummer 2 sowie an ihren Zulassungsvoraussetzungen im 
Sinne des § 56 Absatz 2 Satz 32 Nummer 4 regeln. Studierende, die im Rah-
men ihres Studienganges auf den Besuch einer Lehrveranstaltung zu diesem 
Zeitpunkt angewiesen sind, sind bei der Entscheidung nach Satz 1 Halbsatz 1 
vorab zu berücksichtigen; der Fachbereichsrat regelt in der Prüfungsordnung 
oder in einer Ordnung die Kriterien für die Prioritäten; er stellt hierbei im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel sicher, dass den Studierenden 
durch Beschränkungen in der Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ein 
möglichst geringer Zeitverlust entsteht. 

 
§ 52a 

Studienangebote außerhalb  
eines Studienganges; 

Microcredentials 

(1) Die Kunsthochschulen können Lehre anbieten, mit der außerhalb ei-
nes Studienganges der Erwerb von Kompetenzen in einem geringeren 
Umfang als in einem Studiengang vermittelt wird. Das Nähere, insbe-
sondere die Zugangsvoraussetzungen zur Teilnahme an der Lehre nach 
Satz 1, regelt die Kunsthochschule durch Ordnung. Das Ministerium 
kann regeln, dass die Kunsthochschulen die Einführung oder Änderung 
der Lehre nach Satz 1 oder ein Konzept dieser Lehre anzeigen müssen. 
Auf der Grundlage der Anzeige nach Satz 3 kann das Ministerium die 
Kunsthochschule mit der Durchführung der Lehre nach Satz 1 be-
trauen. Mit der Betrauung ist festgestellt, dass die Durchführung dieser 
Lehre im öffentlichen Interesse liegt. 

(2) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Lehre nach Absatz 1 
Satz 1 können nach Maßgabe der Einschreibungsordnung als ### Name 
### eingeschrieben werden; § 42 Absatz 2 gilt entsprechend. Sie erhalten 
über die erbrachten Prüfungsleistungen Microcredentials. Diese sind 
Leistungszeugnisse, in denen die jeweils erworbenen Kompetenzen aus-
gewiesen sind. Sind keine Prüfungsleistungen erbracht worden, erhalten 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Teilnahmebescheinigung. 
Einheitliche Formen der Lehre nach Absatz 1 Satz 1 und der Leistungs-
zeugnisse nach Satz 2 werden  

1. durch das Ministerium im Benehmen mit den Kunsthochschulen oder  

2. von dem Ministerium und den Kunsthochschulen in einem Hoch-
schulvertrag 

festgelegt. 
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(3) Die Kunsthochschule sichert die Qualität der Lehre nach Absatz 1 
Satz 1 im Rahmen eines hochschulinternen Qualitätsmanagements. Sie 
regelt das Nähere durch Ordnung. 

(4) Erfolgt die Lehre nach Absatz 1 Satz 1 in Form des weiterbildenden 
Studiums, bleibt § 54 unberührt. 

 
§ 54 

Künstlerische und wissenschaftliche Weiterbildung 

(2) Wird die Weiterbildung in öffentlich-rechtlicher Weise angeboten, sind 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Weiterbildung Gasthörerinnen 
und Gasthörer; für diese gilt § 44 Absatz 3 Satz 4 nicht; Absatz 3 Satz 2 
bleibt unberührt. Die Kunsthochschule kann Weiterbildung auch auf privat-
rechtlicher Grundlage anbieten oder mit Einrichtungen der Weiterbildung au-
ßerhalb des Hochschulbereichs in privatrechtlicher Form zusammenarbeiten. 

(3) Ein weiterbildender Masterstudiengang ist ein Studiengang, der neben 
der Qualifikation nach § 41 das besondere Eignungserfordernis eines ein-
schlägigen berufsqualifizierenden Studienabschlusses und das besondere 
Eignungserfordernis einer einschlägigen Berufserfahrung voraussetzt. Die 
Prüfungsordnungen können bestimmen, dass bei künstlerischen weiterbil-
denden Masterstudiengängen von dem besonderen Eignungserfordernis eines 
einschlägigen berufsqualifizierenden Studienabschlusses nach Satz 1 abgese-
hen werden kann, wenn Studienbewerberinnen oder Studienbewerber eine 
studiengangbezogene besondere fachliche Eignung oder besondere künstleri-
sche oder gestalterische Begabung und eine den Anforderungen der Hoch-
schule entsprechende Allgemeinbildung nachweisen. Wird der weiterbil-
dende Studiengang in öffentlich-rechtlicher Weise angeboten, wird die Be-
werberin oder der Bewerber in diesen Studiengang als Weiterbildungsstudie-
rende oder Weiterbildungsstudierender nach Maßgabe der Einschrei-
bungsordnung eingeschrieben. Wird der weiterbildende Studiengang auf 
privatrechtlicher Grundlage angeboten, kann die Bewerberin oder der Be-
werber nach Maßgabe der Einschreibungsordnung als Weiterbildungsstudie-
rende oder Weiterbildungsstudierender eingeschrieben werden. Die Ein-
schreibung nach Satz 3 und 4 setzt voraus, dass sie oder er die nach Satz 1 
erforderliche Qualifikation und die sonstigen Zugangsvoraussetzungen nach-
weist und kein Einschreibungshindernis vorliegt. § 48 Absatz 1 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend. Weiterbildungsstudierende sind berechtigt, wie einge-
schriebene Studierende an Wahlen teilzunehmen und Mitglied der Studieren-
denschaft zu werden. 

(4) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des weiterbildenden Studiums er-
halten über die erbrachten Prüfungsleistungen Microcredentials. Diese 
sind Leistungszeugnisse, in denen die jeweils erworbenen Kompetenzen 
ausgewiesen sind Weiterbildungszertifikate. Sind keine Prüfungsleistun-
gen erbracht worden, erhalten sie eine Teilnahmebescheinigung. Das 
Nähere regelt die Prüfungsordnung. Einheitliche Formen des weiterbilden-
den Studiums und der Leistungszeugnisse werden  

1. durch das Ministerium im Benehmen mit den Kunsthochschulen oder  
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2. von dem Ministerium und den Kunsthochschulen in einem Hoch-
schulvertrag festgelegt. 

§ 54a 
Studium in Teilzeit; Teilzeitstudium 

(4) Die Einschreibungsordnung kann vorsehen, dass Studierende in Teilzeit 
nach § 40 Absatz 7 innerhalb ihres gewählten Studienganges nur entspre-
chend dem Verhältnis der generellen Regelstudienzeit zu ihrer individuali-
sierten Regelstudienzeit zum Besuch von Lehrveranstaltungen berechtigt 
sind, Studien- und Prüfungsleistungen erbringen können, Teilnahmevoraus-
setzungen im Sinne des § 56 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 oder Leistungs-
punkte erwerben oder Prüfungen ablegen können; § 51 bleibt ansonsten un-
berührt. 

 
§ 54b 

Vertretung der Belange von Studierenden mit Behinderungen oder chroni-
scher Erkrankung 

(2) Die beauftragte Person wirkt darauf hin, dass den besonderen Bedürfnis-
sen von Studierenden mit Behinderungen oder chronischer Erkrankung 
Rechnung getragen wird und insbesondere die zu ihren Gunsten geltenden 
Rechtsvorschriften beachtet werden. Sie wirkt insbesondere bei der Planung 
und Organisation der Lehr- und Studienbedingungen und beim Nachteilsaus-
gleich hinsichtlich des Zugangs und der Zulassung zum Studium, hinsicht-
lich des Studiums und hinsichtlich der Prüfungen mit. Sie behandelt Be-
schwerden von Betroffenen. Beanstandet die beauftragte Person eine Maß-
nahme, hat die Beanstandung aufschiebende Wirkung. Wird keine Abhilfe 
geschaffen, ist das Rektorat zu beteiligen, welches im Rahmen seiner Be-
fugnisse nach § 17 Absatz 2 und 3 das Entsprechende veranlasst. 

 
§ 55 

Prüfungen 

(3) Prüfungstermine sollen so angesetzt werden, dass infolge der Terminie-
rung keine Lehrveranstaltungen ausfallen. Zudem berücksichtigen die 
Kunsthochschulen bei der Festsetzung von Prüfungsterminen die Religi-
onsfreiheit der Studierenden. 

(5) Die Kunsthochschulen und die staatlichen Prüfungsämter können von 
den Prüfungskandidatinnen und Prüfungskandidaten eine Versicherung an 
Eides Statt verlangen und abnehmen, dass die Prüfungsleistung von ihnen 
selbständig und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. Wer vor-
sätzlich 

1. gegen eine die Täuschung über die Erbringung oder das Ergebnis von 
Prüfungsleistungen betreffende Regelung einer Hochschulprüfungsordnung 
oder 

2. gegen eine entsprechende Regelung einer staatlichen Prüfungsordnung 

verstößt, handelt ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße von bis zu 50.000 Euro geahndet werden. Zuständige Verwal-
tungsbehörde für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 



 

109 
 

nach Satz 2 Nummer 1 ist die Kanzlerin oder der Kanzler sowie nach Satz 2 
Nummer 2 das staatliche Prüfungsamt. Im Falle eines mehrfachen oder sons-
tigen schwerwiegenden Täuschungsversuches kann der Prüfling zudem ex-
matrikuliert werden. 

 
§ 55a 

Anerkennung von Prüfungsleistungen und Studienabschlüssen 

(1) Die Anerkennung von Prüfungsleistungen erfolgt in Ansehung der 
Kompetenzen, die erworben worden sind, und der Kompetenzen, deren 
Nachweis ersetzt werden soll. Prüfungsleistungen, die in Studiengängen 
oder in der Lehre nach § 52a Absatz 1 an anderen staatlichen oder staat-
lich anerkannten Hochschulen, an staatlichen oder staatlich anerkannten 
Berufsakademien, in Studiengängen an ausländischen staatlichen oder staat-
lich anerkannten Hochschulen oder in einem anderen Studiengang oder in 
der Lehre nach § 52a Absatz 1 derselben Hochschule erbracht worden sind, 
werden auf Antrag unter Übernahme der Benotung, erforderlichenfalls 
nach Umrechnung, anerkannt, sofern hinsichtlich der erworbenen Kompe-
tenzen kein wesentlicher Unterschied zu den Leistungen besteht, die ersetzt 
werden; eine Prüfung der Gleichwertigkeit findet nicht statt. Unterschiede 
in Bezug auf die Art und Dauer einer Prüfung sowie die Prüfungsmoda-
litäten sind dabei im Regelfall nicht geeignet, die Annahme eines wesent-
lichen Unterschiedes im Sinne des Satzes 2 zu tragen. Die Kunsthoch-
schule kann im diploma supplement die Hochschule ausweisen, an der 
die anerkannte Kompetenz erworben wurde. Sätze 1 bis 4 gelten ent-
sprechend Das Gleiche gilt hinsichtlich Studienabschlüssen, mit denen Stu-
diengänge im Sinne des Satzes 1 abgeschlossen worden sind. Die Anerken-
nung im Sinne der Sätze 21 und 532 dient der Fortsetzung des Studiums, 
dem Ablegen von Prüfungen, der Aufnahme eines weiteren Studiums oder 
der Zulassung zur Promotion. 

(9) Zur Sicherung des Verfahrens der Anerkennung und zur Gewähr-
leistung der Qualität des Prüfungsgeschehens kann das Ministerium 
durch Rechtsverordnung regeln, dass Absatz 1 Satz 3 für Hochschulen, 
deren Sitz sich in einem Staat befindet, welcher kein Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union ist, nicht gilt. 

 
§ 56 

Prüfungsordnungen 

(1) Hochschulprüfungen werden auf Grund von Prüfungsordnungen abge-
legt, die nach Überprüfung des Rektorats vom Fachbereichsrat zu erlassen 
sind. Bei der Erarbeitung der Prüfungsordnungen sind die Studierenden zu 
beteiligen. Das Nähere zur Beteiligung bestimmt die Fachbereichsordnung 
oder die Ordnung der zuständigen Organisationseinheit, soweit solche nicht 
bestehen, die Grundordnung. Die Anordnung einer verpflichtenden Teil-
nahme von Studierenden an einer Lehrveranstaltung ist nur zulässig, 
wenn 
 
1. diese Anordnung in der Prüfungsordnung selbst erfolgt,  
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2. die Teilnahme bezogen auf die jeweilige Lehrveranstaltung geeignet, 
erforderlich und angemessen ist, um deren Qualifikationsziel zu errei-
chen; insbesondere kommt dies bei Exkursionen, Praktika, praktischen 
Übungen oder vergleichbaren Lehrveranstaltungen in Betracht und  
 
3. in der Prüfungsordnung die Kriterien für unschädliche Ausfallzeiten 
insbesondere bei Erkrankungen, bei der Wahrnehmung von Verantwor-
tung für nahe Angehörige mit Pflege- oder Unterstützungsbedarf sowie 
bei der Betreuung von Kindern geregelt sind. 
 
(1a) Rahmenprüfungsordnungen werden nach Überprüfung durch das 
Rektorat vom Senat auf Vorschlag entweder 
 
1. der Mehrheit der Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Stu-
dierenden im Senat, 
 
2. des Gremiums nach den Sätzen 4 bis 6 oder 
 
3. des Allgemeinen Studierendenausschusses, soweit dies durch Ord-
nung des Senats geregelt ist, 
erlassen. 
 
Ist das Gremium nach Satz 1 Nummer 2 gebildet oder liegt eine Rege-
lung nach Satz 1 Nummer 3 vor, entfallen die Befugnisse nach Satz 1 
Nummer 1. Absatz 1 Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend. 
Die Kunsthochschule kann durch Ordnung des Senats ein Gremium als 
zentralen Studienbeirat bilden, welches in seiner einen Hälfte aus Ver-
treterinnen und Vertretern der Gruppen im Sinne des § 12 Absatz 1 
Satz 1 und 2, soweit sie Lehraufgaben wahrnehmen, sowie in seiner an-
deren Hälfte aus Vertreterinnen und Vertretern der Gruppe im Sinne 
des § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 besteht. Die Stimmen der beiden 
Hälften stehen im gleichen Verhältnis zueinander. Das Nähere zum 
zentralen Studienbeirat, insbesondere zum Vorsitz, welcher der Hälfte 
der Lehrenden angehören muss, und zur Stimmgewichtung wird durch 
Ordnung geregelt. 
 
(2) Regelungen betreffend Prüfungen dürfen nur in der Hochschulprü-
fungsordnung getroffen werden. Hochschulprüfungsordnungen müssen 
insbesondere regeln: 
 
1. das Ziel des Studiums, den zu verleihenden Hochschulgrad und die Zahl 
der Module, 
 
2. den Inhalt, das Qualifikationsziel, die Lehrform, die Teilnahmevorausset-
zungen, die Arbeitsbelastung und die Dauer der Prüfungsleistungen der Mo-
dule, 
3. die Voraussetzungen der in den Studiengang integrierten Auslandssemes-
ter, Praxissemester oder anderen berufspraktischen Studienphasen, 
 
4. die Zahl und die Voraussetzungen für die Wiederholung von Prüfungsleis-
tungen, 
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5. nachteilsausgleichende Regelungen für Studierende, die aufgrund einer 
Behinderung oder chronischen Erkrankung oder einer längerfristigen, aber 
noch nicht chronischen Erkrankung oder aufgrund der mutterschutzrecht-
lichen Bestimmungen an der Ableistung einer Prüfung oder dem Erwerb ei-
ner Teilnahmevoraussetzung im Sinne von Nummer 2 in der in der Prüfungs-
ordnung vorgesehenen Weise gehindert sind, 
 
6. die Grundsätze der Bewertung einzelner Prüfungsleistungen einschließlich 
der Höchstfristen für die Mitteilung der Bewertung von Prüfungen und die 
Anerkennung von in anderen Studiengängen oder an anderen Hochschulen 
erbrachten Leistungen, 
 
7. die Prüfungsorgane und das Prüfungsverfahren, 
 
8. die Folgen der Nichterbringung von Prüfungsleistungen und des Rücktritts 
von einer Prüfung sowie das innerhalb der Hochschule einheitlich geregelte 
Nähere zur Art und Weise der Erbringung des Nachweises der krankheitsbe-
dingten Prüfungsunfähigkeit, 
 
9. die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften, 
 
10. die Einsicht in die Prüfungsakten nach den einzelnen Prüfungen und die 
Fertigung einer Kopie oder einer sonstigen originalgetreuen Reproduktion 
aus diesen Akten. 
 
Soweit für einen künstlerischen Studiengang eine Ausnahme im Sinne des § 
52 Absatz 3 Satz 2 vorgesehen worden ist, muss die Prüfungsordnung dieses 
Studienganges insbesondere regeln: 
 
1. das Ziel des Studiums und den zu verleihenden Hochschulgrad, 
 
2. die generelle Regelstudienzeit und den Umfang des Gesamtlehrangebots, 
 
3. die Prüfungsanforderungen, insbesondere die Prüfungsfächer und deren 
Gewichtung, 
 
4. die Voraussetzungen für die Zulassung zu den Prüfungen einschließlich 
des Nachweises der in den Studiengang integrierten Auslandssemester, Pra-
xissemester oder anderer berufspraktischer Studienphasen sowie die Zahl 
und die Voraussetzungen für die Wiederholung von Prüfungsleistungen, 
 
5. die Regelungen im Sinne des Satzes 1 Nummer 5 bis 10. 
 
Soweit die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung es erfordert 
und es angemessen ist, kann die Prüfungsordnung regeln, dass der Prüf-
ling die Durchsuchung, Durchleuchtung oder sonstige Überprüfung sei-
ner Person und der von ihm mitgebrachten Gegenstände zu dulden hat 
und dass nicht zugelassene Hilfsmittel herauszugeben sind. In der Prü-
fungsordnung kann geregelt werden, dass Hochschulprüfungen in elektroni-
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scher Form oder in elektronischer Kommunikation (Online-Prüfungen) abge-
legt werden können. Hierbei sind insbesondere Bestimmungen zum Daten-
schutz zu treffen. 
 
(2a) Hinsichtlich des Mutterschutzes gelten die entsprechenden Bestimmun-
gen des Mutterschutzgesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228), das 
durch Artikel 57 Absatz 8 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 
2652) geändert worden ist. Die Regelungen über den Nachteilsausgleich 
nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 können insbesondere Abweichungen im 
Hinblick auf die Ableistung der Prüfung, auch hinsichtlich ihrer Form, auf 
die Dauer der Prüfung, auf die Benutzung von Hilfsmitteln oder Hilfsperso-
nen sowie auf die Zahl und die Voraussetzungen für die Wiederholung von 
Prüfungsleistungen vorsehen; der Nachteilsausgleich wird auf Antrag einzel-
fallbezogen gewährt. Er soll sich bei Menschen mit Behinderungen oder 
chronischer Erkrankung, soweit nicht mit einer Änderung des Krankheits- 
oder Behinderungsbildes zu rechnen ist, auf alle im Verlauf des Studiums ab-
zuleistenden Prüfungen erstrecken. Die Sätze 2 und 3 gelten für den Erwerb 
einer Teilnahmevoraussetzung im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 
entsprechend. Das Rektorat wirkt darauf hin, dass die zuständigen Gre-
mien, Funktionsträgerinnen und Funktionsträger nachteilsausglei-
chende Regelungen vollziehen. 

 
§ 58 

Hochschulgrade, Leistungszeugnis 

(5) Für die Rücknahme der Gradverleihung gilt § 48 Absatz 1 und 3 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen; § 67a in 
Verbindung mit § 86 und § 88 des Hochschulgesetzes bleibt unberührt. 
Die Rücknahme ist nur innerhalb von fünf Jahren seit dem Zeitpunkt der 
Gradverleihung zulässig. Der Zeitraum zwischen Einleitung und Beendigung 
eines Verwaltungsverfahrens zur Prüfung der Rücknahme der Gradverlei-
hung wird auf die Fünfjahresfrist nach Satz 2 nicht eingerechnet. 

 
§ 59 

Promotion 

(1) Durch die Promotion wird in den an der Kunsthochschule vertretenen 
wissenschaftlichen Fächern eine über das allgemeine Studienziel gemäß § 50 
hinausgehende Befähigung zu selbständiger wissenschaftlicher Arbeit nach-
gewiesen. Die Befähigung wird auf Grund einer wissenschaftlich beachtli-
chen schriftlichen Arbeit (Dissertation) und weiterer Prüfungsleistungen, 
auch künstlerischer Art, festgestellt. Auf Grund der Promotion wird der 
Doktorgrad verliehen. Der Grad „Doctor of Philosophy (Ph.D.)“ kann 
auch in der Form der Abkürzung „Dr.“ ohne fachlichen Zusatz geführt 
wer-den; eine gleichzeitige Führung der Ab-kürzungen „Ph.D.“ und 
„Dr.“ in Bezug auf denselben Grad ist nicht zulässig. § 58 Absatz 4 und 
Absatz 6 Satz 1 gelten entsprechend. 

(2) Im Promotionsstudium sollen die Kunsthochschulen für ihre Doktoran-
dinnen und Doktoranden forschungsorientierte Studien anbieten und ihnen 
den Erwerb von akademischen Schlüsselqualifikationen ermöglichen. Das 
Promotionsstudium kann als Studiengang gemäß § 52 Absatz 1 Satz 1 durch-
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geführt und in diesem Fall durch einen vorangehenden Masterabschluss ge-
gliedert werden; hinsichtlich der generellen Regelstudienzeit gilt § 53 Absatz 
2 Satz 2 entsprechend. Die Kunsthochschulen wirken auf die wissenschaftli-
che Betreuung ihrer Doktorandinnen und Doktoranden hin. Hierzu wird 
eine schriftliche Betreuungsvereinbarung zwischen der Doktorandin 
oder dem Doktoranden und der Betreuerin oder dem Betreuer abge-
schlossen; die Kunsthochschule tritt dieser Vereinbarung bei. Das Rek-
torat kann verbindliche Vorgaben hinsichtlich der Ausgestaltung der 
Vereinbarung beschließen. Für die Betreuungsvereinbarung gelten die 
§§ 54 bis 62 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW. 

(3) Das Promotionsstudium wird vom Fachbereich durchgeführt; sind keine 
Fachbereiche vorhanden, wird es von der von der Grundordnung bestimmten 
Stelle durchgeführt. Das Nähere regelt eine Prüfungsordnung (Promotions-
ordnung). § 57 Absatz 1 Satz 2 sowie § 55 Absatz 5 Satz 1 bis 5 gelten ent-
sprechend. Die Bewertung der Promotionsleistungen nach Absatz 1 Satz 2 
soll spätestens sechs Monate nach Vorlage der Dissertation abgeschlossen 
sein. Dabei erfolgt die Zweitbegutachtung und jede nachfolgende Begut-
achtung ohne Kenntnis der vorhergehenden Begutachtungen und ohne 
Bezugnahme hierauf. Die Bewertung der Promotionsleistungen und die 
Betreuung der Doktorandin oder des Doktoranden sollen durch unter-
schiedliche Personen erfolgen. Von Satz 7 kann abgewichen werden, so-
fern die Doktorandin oder der Doktorand mit Einreichung der Promoti-
onsleistung schriftlich einen entsprechenden Wunsch erklärt und das 
Vorliegen eines besonders begründeten Ausnahmefalls darlegt. Die Pro-
motionsordnung kann die Verleihung des Doktorgrades ehrenhalber vorse-
hen. 

 
§ 62  

Aufgaben und Koordinierung der Forschung, Veröffentlichung 

(4) Die Kunsthochschulen können insbesondere für Zwecke der Be-
richtslegung, des Controllings, der Planung, der Evaluierung und der 
Statistik für sich selbst oder übergreifend im Verbund mit weiteren 
Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen For-
schungsinformationssysteme aufbauen und betreiben und zu diesem 
Zweck auch personenbezogene Daten verarbeiten. In den Forschungsin-
formationssystemen werden Informationen über die Forschungsaktivi-
täten unter anderem in Bezug auf Forschungsprojekte, Dissertationen, 
Habilitationen, Publikationen und Patente gesammelt. Das Nähere re-
gelt das Ministerium durch Rechtsverordnung. 

(5) Die Kunsthochschulen unterstützen die freie und ungehinderte Ver-
breitung und Zugänglichmachung wissenschaftlicher Arbeiten in digita-
ler Form (Open Access). 

(46) Die Kunsthochschule berichtet in regelmäßigen Zeitabständen über ihre 
Forschungsvorhaben und Forschungsschwerpunkte. Die Mitglieder der 
Kunsthochschule sind verpflichtet, bei der Erstellung des Berichts mitzuwir-
ken. Die in den Forschungsinformationssystemen gesammelten Informa-
tionen können durch die Kunsthochschulen veröffentlicht werden. Das 
Ministerium kann insbesondere für Zwecke des Controllings, der Finan-
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zierung, der Planung, der Evaluierung und der Statistik Forschungsbe-
richte nach vorgegebenen Standards anfordern. Bestandteil der Be-
richtslegung kann ein im Verbund mit weiteren Hochschulen und au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen erstellter Bericht (Landes-
forschungsbericht) sein. Der Landesforschungsbericht ist zu veröffentli-
chen. 

 
Zehnter Abschnitt 

Sicherheit und Redlichkeit  
in der Kunsthochschule 

Aufsicht 

 
§ 67a 

Sicherer und redlicher Hochschulraum 

Teil 10 des Hochschulgesetzes gilt für die Kunsthochschule entspre-
chend. 

 
Zehnter Elfter Abschnitt  

Aufsicht 

 
Elfter Zwölfter Abschnitt 
Ergänzende Vorschriften 

 
§ 70 

Landesarbeitsgemeinschaft der Schwerbehindertenvertretungen 

(1) Die nach § 94 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch Rehabilitation und 
Teilhabe behinderter Menschen gebildeten Schwerbehindertenvertretungen 
der Kunsthochschulen können der Arbeitsgemeinschaft nach § 10077a des 
Hochschulgesetzes beitreten. 

 
§ 71 

Zusammenwirken von Hochschulen 

(1) Zur gegenseitigen Abstimmung und besseren Nutzung ihrer Lehrange-
bote insbesondere durch gemeinsame Studiengänge und zur Verbesserung 
der Studienbedingungen wirken die Kunsthochschulen, Universitäten und 
Fachhochschulen zusammen. Das Nähere über das Zusammenwirken regeln 
die beteiligten Hochschulen durch Vereinbarung; Absatz 6 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. Wird zwischen Hochschulen ein gemeinsamer Studiengang, 
auch in einer gemeinsamen Einrichtung nach Absatz 2, vereinbart, so re-
geln die beteiligten Hochschulen insbesondere die mitgliedschaftliche Zu-
ordnung der Studierenden des Studiengangs zu einer der Hochschulen oder 
zu den beteiligten Hochschulen; im Falle der Einschreibung an mehreren 
Hochschulen muss eine der beteiligten Hochschulen als Hochschule der Erst-
einschreibung gekennzeichnet sein. Führen Hochschulen einen Studiengang, 
mehrere Studiengänge oder sonstige Studienangebote gemeinsam durch, 
kann in der Vereinbarung festgelegt werden, welche der beteiligten Hoch-
schulen die erforderliche Prüfungsordnung mit Wirkung für und gegen alle 
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beteiligten Hochschulen erlässt; im Falle eines gemeinsamen Fachberei-
ches oder einer gemeinsamen Organisationseinheit nach Absatz 2 erlässt 
der Fachbereichsrat dieses Fachbereichs oder das ihm entsprechende 
Gremium der Organisationseinheit die Prüfungsordnung. Staatliche Mit-
wirkungsrechte bleiben unberührt. 

(2) Mehrere Hochschulen können durch Vereinbarung gemeinsame Fachbe-
reiche, Organisationseinheiten im Sinne des § 24 Absatz 4, künstlerische 
oder wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebseinheiten sowie Verwal-
tungseinrichtungen (gemeinsame Einheiten) bei einer oder mehreren der be-
teiligten Hochschulen errichten oder Verwaltungsverbünde bilden, wenn es 
mit Rücksicht auf die Aufgaben, Größe und Ausstattung dieser Einrichtun-
gen zweckmäßig ist; Absatz 6 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die Kunst-
hochschulen arbeiten hinsichtlich der Erfüllung der ihnen obliegenden 
Verwaltungsaufgaben in der Regel zusammen, indem sie 

1. im Sinne des Satzes 1 gemeinsame Verwaltungseinheiten oder Ver-
waltungsverbünde bilden oder  

2. im Sinne des Absatzes 3 andere Hochschulen mit der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben im Bereich der Verwaltung beauftragen oder mit ihnen 
zur Erfüllung derartiger Aufgaben zusammenarbeiten. 

Werden die gemeinsamen Einheiten bei mehreren der beteiligten Hochschu-
len errichtet, sind in der Vereinbarung darüber hinaus die erforderlichen Re-
gelungen über die Aufgaben und Befugnisse der Rektorate, bei gemeinsamen 
Fachbereichen oder Organisationseinheiten nach § 24 Absatz 4 zudem über 
die Mitwirkung in der Selbstverwaltung sowie über die mitgliedschaftsrecht-
liche Zuordnung der Studierenden zu einer oder zu den beteiligten Hoch-
schulen zu treffen; hinsichtlich der Beschäftigten arbeiten die Dienststellen-
leitungen und die Personalvertretungen vertrauensvoll zusammen. Staatliche 
Mitwirkungsrechte bleiben unberührt. Nehmen der Verwaltungsverbund 
oder die gemeinsame Einheit Aufgaben der Personalverwaltung oder der 
Personalwirtschaft wahr, gilt hierfür Absatz 3 Satz 2 entsprechend. 

(3) Die Kunsthochschule kann andere Hochschulen des Landes, Behör-
den des Landes oder sonstige Stellen, die Aufgaben öffentlicher Verwal-
tung wahrnehmen, im gegenseitigen Einvernehmen mit der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben im Bereich der Verwaltung beauftragen oder mit 
ihnen zur Erfüllung derartiger Aufgaben zusammenarbeiten. Absatz 1 
Satz 5 gilt entsprechend. § 91 Absatz 1 bis 3 des Landesbeamtengesetzes 
bleibt unberührt. 

(34) Die Kunsthochschulen wirken untereinander sowie mit den Hochschu-
len in der Trägerschaft des Landes (…) 

(45) Soweit dies zweckmäßig ist, kann das Ministerium im Benehmen mit 
der betroffenen Kunsthochschule regeln (…) 

(56) Die Kunsthochschulen können bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
(…) 

(67) Die Kunsthochschulen können mit anderen Hochschulen gemeinsam 
(…) 
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§ 71b  

Studium eines Erweiterungsfaches nach abgeschlossenem Lehramtsstudium 

Hinsichtlich des Studiums, welches für den Erwerb einer Lehrbefähigung für 
ein weiteres Fach im Sinne des § 16 des Lehrerausbildungsgesetzes vom 12. 
Mai 2009 (GV. NRW. S. 308), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
1. September 2020 (GV. NRW. S. 890) geändert worden ist, erforderlich ist, 
gilt § 10377d des Hochschulgesetzes entsprechend. 

 
§ 74 

Inkrafttreten, Übergangsregelungen 

(1) Hinsichtlich der Hochschulordnungen, Gremien, Funktionsträgerinnen 
und Funktionsträger gilt Folgendes: 

1. Die Hochschulordnungen sind unverzüglich den Bestimmungen des 
Kunsthochschulgesetzes in der Fassung dieses Gesetzes anzupassen; soweit 
eine Regelung in der Prüfungsordnung § 56 Absatz 1 Satz 4 Absatz 2 Satz 
3widerspricht, tritt sie mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft. Re-
gelungen in Grundordnungen treten zum 30. September 2015 außer Kraft, 
soweit sie dem Kunsthochschulgesetz in der Fassung dieses Gesetzes oder 
diesem Gesetz widersprechen. Danach gelten für die Kunsthochschulen die 
Vorschriften des Kunsthochschulgesetzes in der Fassung dieses Gesetzes un-
mittelbar, solange die Hochschule keine Regelung nach Satz 1 getroffen hat. 
Soweit nach dem Gesetz ausfüllende Regelungen der Hochschule notwendig 
sind, aber nicht getroffen werden, kann das zuständige Ministerium nach An-
hörung der Hochschule entsprechende Regelungen erlassen. 

2. Staatliche Prüfungsordnungen gelten in ihrem bisherigen Anwendungsbe-
reich fort. 

3. Eine Neubestellung der Gremien sowie der Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger aus Anlass dieses Gesetzes findet nicht statt. 

(5) Bis zum 31. Dezember 2030 wird die durch Artikel 2 Nummer ## (= 
55a Abs. 1 Sätze 1 bis 3) des Hochschulstärkungsgesetzes vom (GVBl. 
NRW. S. ##) vorgenommene Änderung der anerkennungsrechtlichen 
Vorschriften evaluiert. 

(6) Die durch Artikel 2 Nummer ## (= § 55a Absatz 1 Sätze 1 bis 3) des 
Hochschulstärkungsgesetzes vom ## (GVBl. NRW. S. ##) vorgenom-
mene Änderung der anerkennungsrechtlichen Vorschriften führt als sol-
che zu keinem Wiederaufgreifen des Verfahrens nach § 51 Absatz 1 
Nummer 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW. 

(9) Redlichkeits- und Sicherungsmaßnahmen können auf der Grundlage 
der Regelungen des 67a in Verbindung mit Teil 10 des Hochschulgeset-
zes nur für Redlichkeits- und Sicherheitsverstöße verhängt werden, die 
nach dem Inkrafttreten des Artikels 2 des Hochschulstärkungsgesetzes 
vom [einsetzen: Datum des Inkrafttretens sowie Fundstelle des Gesetzes] 
begangen oder versucht worden sind. Das Gleiche gilt für die Verhän-
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gung einer Ordnungsmaßnahme auf der Grundlage eines Ordnungsver-
stoßes nach § 43a Absatz 1 Nummer 6 bis 8 sowie für die Verhängung 
der Ordnungsmaßnahmen nach § 43a Absatz 2 Satz 2 Nummern 5 bis 7. 

 
 
20302 

 

Artikel 3 
Änderung  

der Lehrverpflichtungsverordnung 

 
§ 3  

Umfang der Lehrverpflichtung 

 

(1) Die nachstehend genannten Lehrenden ha-
ben folgende Lehrverpflichtung: 

(….)  

3a. Professorinnen und Professoren an 
Hochschulen für angewandte Wissenschaf-
ten mit übertragenem Aufgabenschwer-
punkt in der Forschung für die Dauer der 
Übertragung dieses Aufgabenschwerpunk-
tes: 

9 Lehrveranstaltungsstunden 

4. Juniorprofessorinnen und Juniorprofesso-
ren: 
4 Lehrveranstaltungsstunden in der ersten An-
stellungsphase und 
5 Lehrveranstaltungsstunden in der zweiten 
Anstellungsphase 

 

5. Nachwuchsprofessorinnen und Nach-
wuchsprofessoren: 

8 Lehrveranstaltungsstunden 

 

65.  

(…)  

1817. Diplom-Sportlehrerinnen und Diplom-
Sportlehrer (unter Berücksichtigung eines An-
rechnungsfaktors von 0,67 für eine Lehrver-
anstaltungsstunde, es sei denn es handelt sich 
um eine mit einem Seminar vergleichbare me-
thodisch-praktische Lehrveranstaltung): 
 

 



 

118 
 

(4) (…) Für Lehrende, die in Absatz 1 nicht 
besonders aufgeführt sind, gilt die Lehrver-
pflichtung der dort genannten Lehrenden, de-
nen sie nach Amt und Aufgabe am ehesten 
vergleichbar sind. Bei Angestellten richtet 
sich die Lehrverpflichtung nach der Ausge-
staltung des Dienstverhältnisses. Nehmen An-
gestellte aufgrund vertraglicher Vereinbarung 
die gleichen Dienstaufgaben wahr wie die in 
Absatz 1 genannten Beamtinnen und Beam-
ten, ist ihre Lehrverpflichtung grundsätzlich 
entsprechend festzusetzen. Nehmen sie auf-
grund vertraglicher Vereinbarung die gleichen 
Dienstaufgaben wahr wie die in Absatz 1 
Nummern 5 und 7, 9 bis 12 sowie 16 und 17 
genannten Beamtinnen und Beamten, so ist 
ihre Lehrverpflichtung jeweils um eine Lehr-
veranstaltungsstunde niedriger festzusetzen, 
es sei denn, mit ihnen ist die entsprechende 
Anwendung der beamtenrechtlichen Vor-
schriften über die Arbeitszeit vereinbart. Bei 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern an Universitäten in befristeten Ar-
beitsverhältnissen ist, soweit sie Lehraufga-
ben wahrnehmen, ihre Lehrverpflichtung auf 
in der Regel 4 Lehrveranstaltungsstunden 
festzusetzen. Wissenschaftlichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern an Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften kann eine Lehr-
verpflichtung in Höhe von bis zu 4 Lehrver-
anstaltungsstunden übertragen werden, wenn 
die Beschäftigung auch ihrer eigenen wis-
senschaftlichen Qualifizierung dient; an-
sonsten kann ihnen eine Lehrverpflichtung 
in Höhe von bis zu 8 Lehrveranstaltungs-
stunden übertragen werden. 

 

 
§ 4  

Anrechnung von Lehrveranstaltungen 
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(1) Auf die Lehrverpflichtung nach § 3 wer-
den nach Prüfungsordnungen, Studienordnun-
gen oder Studienplänen nicht vorgesehene 
Lehrveranstaltungen nur angerechnet, soweit 
alle nach diesen Vorschriften vorgesehenen 
Lehrveranstaltungen eines Faches durch 
hauptberuflich oder nebenberuflich an der 
Hochschule tätige Lehrende angeboten wer-
den. Die Anzahl der Lehrveranstaltungen, die 
nach Satz 1 berücksichtigt werden können, ist 
der Präsidentin oder dem Präsidenten oder der 
Rektorin oder dem Rektor besonders anzuzei-
gen. Lehrveranstaltungen des Promotionskol-
legs für angewandte Forschung in Nordrhein-
Westfalen sowie Lehrveranstaltungen ge-
meinsamer Studiengänge im Sinne des § 77 
Absatz 1 des Hochschulgesetzes werden mit 
Zustimmung der nach § 7 zuständigen Person 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6 angerech-
net. Im Nebenamt erbrachte Lehrveran-
staltungsstunden werden auf die im Haupt-
amt zu erbringende Lehrverpflichtung 
nicht angerechnet. Im Hauptamt erbrachte 
Lehrveranstaltungsstunden im Bereich 
Weiterbildung sind bei Vorliegen der Vo-
raussetzungen nach Satz 1 allgemein auf 
die Lehrverpflichtung anrechenbar. 

 

 
§ 5 

Ermäßigung der Lehrverpflichtung 

 

(5) Von der Erbringung der Lehrveranstal-
tungsstunden der nach Prüfungsordnun-
gen, Studienordnungen oder Studienplänen 
vorgesehenen Lehrveranstaltungen können 
für im Hauptamt zu erbringende und auf 
die Lehrverpflichtung anrechenbare Lehr-
angebote im Rahmen von Weiterbildungs-
angeboten, einschließlich von Lehrangebo-
ten im Rahmen von weiterbildenden Studi-
engängen, insgesamt Ermäßigungen ge-
währt werden. Im Umfang der im Einzel-
fall gewährten Ermäßigung nach Satz 1 
sind die Lehrveranstaltungsstunden im Be-
reich Weiterbildung zu erbringen. 

 

(65) Alle Regelungen zur Ermäßigung der 
Lehrverpflichtung stehen unter dem Vorbe-
halt, dass durch die Ermäßigung nicht die ord-
nungsgemäße Erbringung des nach Prüfungs-
ordnung, Studienordnung und Studienplänen 
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vorgesehenen Gesamtlehrangebots beein-
trächtigt wird; das Recht zur selbständigen 
Lehre bleibt unberührt. 

 
 
 
20320 

 

Artikel 4 
Änderung  

der Hochschul-Leistungsbezügeverordnung 

 
Die Hochschul-Leistungsbezügeverordnung 
vom 17. Dezember 2004 (GV. NRW. S. 790), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 524), wird 
wie folgt geändert: 

 

 
§ 3 

Berufungs- oder Bleibe-Leistungsbezüge 

(1) Aus Anlass von Berufungs- oder Bleibe-
verhandlungen können Berufungs- oder 
Bleibe-Leistungsbezüge gewährt werden, so-
weit dies erforderlich ist, um eine Professorin 
oder einen Professor oder eine Juniorprofes-
sorin oder einen Juniorprofessor für die 
Hochschule zu gewinnen oder die Abwande-
rung außerhalb der Hochschule zu verhindern. 
Neben den nach § 34 des Landesbesoldungs-
gesetzes zu berücksichtigenden Kriterien kön-
nen insbesondere im Hinblick auf die Bedeu-
tung der Professur durch Hochschulordnung 
weitere Kriterien aufgestellt werden. Bei der 
Bemessung der Berufungs-Leistungsbezüge 
kann die Ausgestaltung des bisherigen Be-
schäftigungsverhältnisses angemessen be-
rücksichtigt werden. 

 
§ 4  

Besondere Leistungsbezüge 

(1) Für besondere Leistungen in den Berei-
chen Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung 
und Nachwuchsförderung, die in der Regel 
über mehrere Jahre erbracht werden, können 
besondere Leistungsbezüge gewährt werden. 
Neben den Leistungen im Hauptamt sind nur 
unentgeltliche Nebentätigkeiten zu berück-
sichtigen, die auf Verlangen, Vorschlag oder 
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Veranlassung des Dienstvorgesetzten ausge-
übt werden oder an deren Übernahme der 
Dienstvorgesetzte ein dienstliches Interesse 
anerkannt hat. Das Einwerben von Drittmit-
teln ist nur als besondere Leistung zu berück-
sichtigen, wenn hierfür keine Forschungs- 
und Lehrzulage (§ 62 des Landesbesoldungs-
gesetzes) gewährt wird. Die besonderen Leis-
tungsbezüge werden als laufende monatliche 
Zahlung, in begründeten Ausnahmefällen 
auch als Einmalzahlung gewährt. § 3 Abs. 2 
gilt entsprechend. Weitere Einzelheiten zum 
Vergabeverfahren kann die Hochschule in ei-
ner Hochschulordnung regeln. 
 
(2) Die Hochschule trägt bei der Gewäh-
rung von besonderen Leistungsbezügen der 
maßgeblichen Bedeutung der Lehre für 
den Erfolg im Studium angemessen Rech-
nung, indem sie besondere Leistungen in 
der Lehre verstärkt berücksichtigt. Hierzu 
regelt die Hochschule durch Ordnung, dass 
mindestens 30 Prozent der an der Hoch-
schule insgesamt für die Gewährung von 
besonderen Leistungsbezügen bereitstehen-
den Mittel für besondere Leistungen in der 
Lehre verwandt werden sollen. Die Hoch-
schule kann in gesondert zu begründenden 
Ausnahmefällen von der auf Grundlage 
des Satzes 2 getroffenen Regelung abwei-
chen; die Gründe für das Abweichen sind 
jeweils aktenkundig zu machen. 

 
§ 8 

Forschungs- und Lehrzulage 

(1) Professorinnen und Professoren, sowie Ju-
niorprofessorinnen und Juniorprofessoren so-
wie Nachwuchsprofessorinnen und Nach-
wuchsprofessoren, die Mittel privater Dritter 
für Forschungs- oder Lehrvorhaben der Hoch-
schule einwerben und diese Vorhaben durch-
führen, kann unter den Voraussetzungen des § 
62 des Landesbesoldungsgesetzes für die 
Dauer des Drittmittelflusses aus diesen Mit-
teln eine nichtruhegehaltfähige Zulage ge-
währt werden. Die Gewährung einer For-
schungs- und Lehrzulage schließt die Gewäh-
rung von besonderen Leistungsbezügen für 
das Einwerben dieser Drittmittel für For-
schungs- und Lehrvorhaben aus. 
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221 

 

Artikel 5 
Änderung  

der Hochschulabgabenverordnung 

 
§ 1  

Abgaben für Weiterbildungsstudierende, 
Gasthörer, Zweithörer und Teilnehmer an 

sonstigen Studienangeboten 

(2) Die Höhe des Weiterbildungsbeitrags so-
wie des besonderen Gasthörerbeitrags nach § 
3 Absatz 2 des Hochschulabgabengesetzes 
ergibt sich aus der Summe der für das jewei-
lige Weiterbildungsangebot voraussichtlich 
erforderlichen Kosten, geteilt durch die vo-
raussichtliche Zahl der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer. 2Bei der Ermittlung der Kosten 
sind die Grundsätze zur Kosten- und Leis-
tungsrechnung in den Hochschulen zugrunde 
zu legen. 3Der Weiterbildungsbeitrag sowie 
der besondere Gasthörerbeitrag sind von der 
Hochschule für jedes Weiterbildungsangebot 
gesondert festzusetzen; sie betragen jeweils 
mindestens 100 Euro pro Semester. 4Die 
Hochschulen sowie die Kunsthochschulen 
werden ermächtigt, die Höhe des Weiterbil-
dungsbeitrags sowie des besonderen Gasthö-
rerbeitrags gegenüber der nach Maßgabe der 
Sätze 1 bis 3 ermittelten Höhe niedriger fest-
zusetzen. 5Zur Festsetzung der niedrigeren 
Höhe nach Satz 4 überträgt das Ministerium 
die in § 19 Absatz 1 Satz 1 des Hochschulab-
gabengesetzes vom 21. März 2006 (GV. 
NRW. S. 119) in der jeweils geltenden Fas-
sung aufgeführte Ermächtigung, durch 
Rechtsverordnung das Nähere zur Höhe des 
Weiterbildungsbeitrags sowie des besonderen 
Gasthörerbeitrags zu bestimmen, jederzeit wi-
derruflich auf die Hochschulen oder Kunst-
hochschulen. 6In der Ordnung der Hoch-
schule sowie der Kunsthochschule nach Satz 
5 wird die Höhe des Weiterbildungsbeitrags 
sowie des besonderen Gasthörerbeitrags, wel-
che sich nach Maßgabe der Sätze 1 bis 3 
ergibt, ausgewiesen. 
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Artikel 6 
Änderung  

des Landesbeamtengesetzes 

 
 

§ 120 
Wissenschaftliches und künstlerisches Perso-
nal an den Hochschulen, Wahl der hauptbe-

ruflichen Mitglieder des Rektorats 

(1) Auf die Professorinnen und Professoren, 
Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, 
Nachwuchsprofessorinnen und Nach-
wuchsprofessoren, wissenschaftlichen und 
künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, Lehrkräfte für besondere Aufgaben, die 
als solche an einer Hochschule des Landes in 
das Beamtenverhältnis berufen sind, und die 
in § 134 genannten Beamtinnen und Beamten 
finden die für die Beamtinnen und Beamten 
allgemein geltenden Vorschriften dieses Ge-
setzes Anwendung, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist. 
(2) Für Ernennungen gilt § 14 Absatz 2 Satz 2 
mit der Maßgabe, dass die jeweiligen Ämter 
mit gleichem Endgrundgehalt und gleicher 
Amtsbezeichnung demselben Fachbereich zu-
geordnet sind und Professorinnen und Profes-
soren und Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren sowie Nachwuchsprofessorin-
nen und Nachwuchsprofessoren im privat-
rechtlichen Beschäftigungsverhältnis in die 
Berechnung nach § 14 Absatz 2 Satz 1 einbe-
zogen werden. 
 
(3) Bei der Wahl der hauptberuflichen Mit-
glieder des Rektorats findet § 4 Satz 4 keine 
Anwendung. 

 
§ 121 

Staatsangehörigkeit, Erholungsurlaub 

(1) Sollen Professorinnen und Professoren, 
Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, 
Nachwuchsprofessorinnen und Nach-
wuchsprofessoren oder wissenschaftliche 
und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in ein Beamtenverhältnis berufen wer-
den, können Ausnahmen von § 7 Absatz 1 



 

124 
 

Nummer 1 und Absatz 2 des Beamtenstatus-
gesetzes nach § 7 Absatz 3 des Beamtensta-
tusgesetzes von der obersten Dienstbehörde 
zugelassen werden. 

 
§ 122 

Arten und Verlängerung des Beamtenverhält-
nisses 

(2) Professorinnen und Professoren können 
zur Deckung eines vorübergehenden Lehrbe-
darfs, zur Wahrnehmung der Funktion einer 
Oberärztin oder eines Oberarztes, im Rah-
men eines Tenure Tracks gemäß § 38a Ab-
satz 4 des Hochschulgesetzes, oder aus sons-
tigen Gründen, die eine Befristung nahe le-
gen, in ein Beamtenverhältnis auf Zeit beru-
fen werden. Die Dauer des Beamtenverhält-
nisses darf zur Wahrnehmung der Funktion 
einer Oberärztin oder eines Oberarztes sechs 
Jahre, in den übrigen Fällen nach Satz 1 fünf 
Jahre nicht übersteigen. Sofern dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen, ist das Beam-
tenverhältnis auf Antrag aus den in Satz 4 ge-
nannten Gründen zu verlängern. Gründe für 
eine Verlängerung sind 
1. Urlaub nach § 64 oder § 70, 
2. Urlaub zur Ausübung eines Mandats, 
3. Urlaub für eine wissenschaftliche oder 
künstlerische Tätigkeit oder eine außerhalb 
des Hochschulbereichs oder im Ausland 
durchgeführte wissenschaftliche, künstleri-
sche oder berufliche Aus-, Fort- oder Weiter-
bildung, 
4. Grundwehr- und Zivildienst, 
5. Inanspruchnahme von Elternzeit und Pfle-
gezeit nach den Regelungen über die Eltern-
zeit und Pflegezeit oder Beschäftigungsverbot 
nach den Regelungen über den Mutterschutz 
in dem Umfang, in dem eine Erwerbstätigkeit 
nicht erfolgt ist oder 
6. Geburt oder die Adoption eines minderjäh-
rigen Kindes. 

 
§ 124 

Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren; 
Nachwuchsprofessorinnen und Nach-

wuchsprofessoren 

(1) Die Juniorprofessorinnen und Juniorpro-
fessoren sowie die Nachwuchsprofessorin-
nen und Nachwuchsprofessoren werden in 
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ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen. Die 
Dauer der Berufung richtet sich nach § 39 
Absatz 5, Absatz 5b des Hochschulgesetzes, 
§ 32 Absatz 4 des Kunsthochschulgesetzes. 
Für eine darüber hinausgehende Verlängerung 
des Zeitbeamtenverhältnisses der Junior-
professorinnen und Juniorprofessoren gilt 
§ 122 Absatz 2 Satz 3 und 4 und Absatz 3 
entsprechend. Eine erneute Berufung als Juni-
orprofessorin oder Juniorprofessor oder 
Nachwuchsprofessorin oder Nach-
wuchsprofessor ist ausgeschlossen. Dies gilt 
nicht für die erstmalige Berufung auf eine Ju-
niorprofessur, bei der der Juniorprofessorin 
oder dem Juniorprofessor zugesichert wird, 
dass hinsichtlich ihrer oder seiner Bewerbung 
auf eine anschließende Professur in einem Be-
amtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem 
unbefristeten Beschäftigungsverhältnis auf 
die Ausschreibung der Professur verzichtet 
wird (Tenure Track); das Gleiche gilt für 
eine Nachwuchsprofessur, bei der der 
Nachwuchsprofessorin oder dem Nach-
wuchsprofessor ein Tenure Track zugesi-
chert worden ist. § 31 Absatz 3 findet keine 
Anwendung; mit Ablauf der Amtszeit ist die 
Beamtin oder der Beamte entlassen. 
(2) Die Vorschriften über die Laufbahnen, 
den einstweiligen Ruhestand, die Probezeit 
und die Arbeitszeit sind auf die Juniorprofes-
sorinnen und Juniorprofessoren sowie auf die 
Nachwuchsprofessorinnen und Nach-
wuchsprofessoren nicht anzuwenden. § 123 
Absatz 1 Satz 2 bis 4 und Absatz 2 gelten ent-
sprechend. 

 
§ 125 

Nebentätigkeit 

(1) Zur Übernahme einer Nebentätigkeit sind 
Professorinnen und Professoren, sowie Juni-
orprofessorinnen und Juniorprofessoren sowie 
Nachwuchsprofessorinnen und Nach-
wuchsprofessoren nur insoweit verpflichtet, 
als die Nebentätigkeit in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit ihren Dienstaufgaben in 
Lehre, Forschung, Kunst und künstlerischen 
Entwicklungsvorhaben steht. 
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Artikel 7 
Änderung  

des Landesbesoldungsgesetzes 

 
§ 32 

Landesbesoldungsordnung W 

 

(1) Die Ämter der Professorinnen, Professo-
ren, Hochschuldozentinnen, Hochschuldozen-
ten, Juniorprofessorinnen, und Juniorprofes-
soren, Nachwuchsprofessorinnen und 
Nachwuchsprofessoren und ihre Besol-
dungsgruppen sind in der Landesbesoldungs-
ordnung W (Anlage 4 zu diesem Gesetz) ge-
regelt. Die Grundgehaltssätze sind in der An-
lage 9 zu diesem Gesetz ausgewiesen. Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch für hauptamtliche 
Leiterinnen und Leiter und Mitglieder von 
Leitungsgremien an Hochschulen, die nicht 
Professorinnen oder Professoren sind, soweit 
ihre Ämter nicht Besoldungsgruppen der Lan-
desbesoldungsordnungen A und B zugewie-
sen sind. 
 
(2) Die Ämter der Juniorprofessorinnen, und 
Juniorprofessoren, Nachwuchsprofessorin-
nen und Nachwuchsprofessoren sind der 
Besoldungsgruppe W 1, die Ämter der Pro-
fessorinnen und Professoren sowie der Hoch-
schuldozentinnen und Hochschuldozenten 
sind nach Maßgabe sachgerechter Bewertung 
(§ 19) den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 
zuzuordnen. An Fachhochschulen darf der 
Anteil der W 3-Stellen bis zu 10 Prozent be-
tragen. Das Nähere bestimmt der Haushalt. 

 
§ 33 

Leistungsbezüge 

(1) In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 
werden nach Maßgabe der nachfolgenden 
Vorschriften neben dem als Mindestbezug ge-
währten Grundgehalt variable Leistungsbe-
züge vergeben: 
1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibever-
handlungen (Berufungs- oder Bleibe-Leis-
tungsbezüge), 
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2. für besondere Leistungen in Forschung, 
Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nachwuchs-
förderung (besondere Leistungsbezüge) sowie 
3. für die Wahrnehmung von Funktionen oder 
besonderen Aufgaben im Rahmen der Hoch-
schulselbstverwaltung oder der Hochschullei-
tung (Funktions-Leistungsbezüge). 
In der Besoldungsgruppe W 1 können an 
eine Juniorprofessorin oder einen Junior-
professor Leistungsbezüge nach Satz 1 
Nummer 1 und 2 gewährt werden, letztere 
unter der Voraussetzung einer positiven 
Evaluierung nach Maßgabe des § 39 Ab-
satz 5 Satz 2 des Hochschulgesetzes. 

 
§ 37 

Ruhegehaltfähigkeit von Leistungsbezügen 

(1) Soweit Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 
1 Nummer 1 und 2 in den Besoldungsgrup-
pen W2 und W3 unbefristet gewährt werden 
und jeweils mindestens zwei Jahre bezogen 
worden sind, sind sie vorbehaltlich des Absat-
zes 2 bis zur Höhe von zusammen 21 Prozent 
in der Besoldungsgruppe W 2 und 32,5 Pro-
zent in der Besoldungsgruppe W 3 des jewei-
ligen Grundgehalts ruhegehaltfähig; dynami-
sierte Leistungsbezüge sind dabei vorrangig 
anzusetzen. In den Fällen des § 5 Absatz 6 
Satz 2 des Landesbeamtenversorgungsgeset-
zes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) in 
der jeweils geltenden Fassung gilt die Zwei-
jahresfrist nicht. Soweit die Leistungsbezüge 
befristet gewährt werden, können sie vorbe-
haltlich des Absatzes 2 höchstens bis zur 
Höhe von 40 Prozent des jeweiligen Grundge-
halts in der Höhe für ruhegehaltfähig erklärt 
werden, in der sie jeweils mindestens für die 
Dauer von zehn Jahren bezogen wurden. Bei 
mehreren befristeten Leistungsbezügen, die 
für ruhegehaltfähig erklärt worden sind, wird 
der höchste Betrag berücksichtigt. Wurden 
mehrere solcher befristeten Leistungsbezüge 
mindestens fünf Jahre nebeneinander ge-
währt, sind sie in der Summe ruhegehaltfähig. 
Treffen unbefristete mit befristeten, für ruhe-
gehaltfähig erklärten Leistungsbezügen zu-
sammen, findet Satz 5 entsprechende Anwen-
dung. Im Übrigen können befristete Leis-
tungsbezüge nur insoweit für ruhegehaltfähig 
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erklärt werden, als sie die unbefristeten ruhe-
gehaltfähigen Leistungsbezüge übersteigen. 
 
(2) Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 
Nummer 1 und 2, die in den Besoldungs-
gruppen W 2 und W 3 gewährt werden, 
können zusammen höchstens für  
1. 2 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber 
von W 2- oder W 3-Stellen bis zur Höhe von 
42 vom Hundert des Grundgehalts, 
2. 3 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber 
von W 2- oder W 3-Stellen bis zur Höhe von 
52 vom Hundert des Grundgehalts, 
3. 2 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber 
von W 2- oder W 3-Stellen bis zur Höhe von 
71 vom Hundert des Grundgehalts 
für ruhegehaltfähig erklärt werden. 

 
§ 63 

Zulage für Juniorprofessorinnen, und Junior-
professoren und Nachwuchsprofessorinnen, 

Nachwuchsprofessoren 

Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
sowie Nachwuchsprofessorinnen und 
Nachwuchsprofessoren erhalten, wenn sie 
sich als Hochschullehrerinnen oder Hoch-
schullehrer bewährt haben, ab dem Zeitpunkt 
der ersten Verlängerung des Beamtenverhält-
nisses eine nicht ruhegehaltfähige Zulage 
nach Anlage 15. 

 
§ 69 

Sonderzuschläge zur Sicherung der Funkti-
ons- und Wettbewerbsfähigkeit 

(1) Zur Sicherung der Funktions- und Wettbe-
werbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes kön-
nen Beamtinnen und Beamten der Landesbe-
soldungsordnung A und der Besoldungs-
gruppe W 1 nicht ruhegehaltfähige Sonderzu-
schläge gewährt werden, wenn ein bestimmter 
Dienstposten andernfalls insbesondere im 
Hinblick auf die fachliche Qualifikation so-
wie die Bedarfs- und Bewerberlage nicht an-
forderungsgerecht besetzt werden kann und 
die Deckung des Personalbedarfs dies im kon-
kreten Fall erfordert. 
(2) In der Landesbesoldungsordnung A darf 
der Sonderzuschlag monatlich 10 Prozent des 
Anfangsgrundgehalts der entsprechenden Be-
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soldungsgruppe nicht übersteigen; Grundgeh-
alt und Sonderzuschlag dürfen zusammen 
nicht höher als das Endgrundgehalt sein. Bei 
Beamtinnen und Beamten der Besoldungs-
gruppe W 1 darf der Sonderzuschlag monat-
lich 10 Prozent des Grundgehalts der Besol-
dungsgruppe nicht übersteigen. Der Sonder-
zuschlag wird in fünf Schritten um jeweils 20 
Prozent seines Ausgangsbetrages jährlich ver-
ringert, erstmals ein Jahr nach dem Entstehen 
des Anspruchs. Abweichend von Satz 3 kann 
der Sonderzuschlag auch befristet bis zu drei 
Jahren gewährt werden; ergänzend kann dann 
festgelegt werden, dass er auf Grund einer 
Beförderung auch vor Ablauf der Befristung 
wegfällt. Der Sonderzuschlag kann rückwir-
kend höchstens für drei Monate gewährt wer-
den. Er kann nach vollständigem Wegfall er-
neut gewährt werden, wenn die Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 wieder oder noch vorlie-
gen. § 8 Absatz 1 gilt entsprechend. 
 

 

#Änderung der Anlage# 
 
In Anlage 4 wird die Besoldungsgruppe 
W1 wie folgt geändert:  
Nach dem Wort „Juniorprofessor“ wird 
eine weitere Zeile angefügt:  
„Professorin als Nachwuchsprofessorin, 
Professor als Nachwuchsprofessor“.  
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Artikel 8 
Änderung  

der Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW 

 
§ 20 

Zeitliche Lage des Urlaubs; Abgeltung von 
Urlaub im Hochschulbereich 

 
(5) Bei Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrern ist der Erholungsurlaub 
durch die vorlesungsfreie Zeit abgegolten. 
Soweit infolge dienstlicher Inanspruch-
nahme oder infolge gemäß § 38 Satz 1 
nachgewiesener Erkrankung während die-
ser Zeit die vorlesungsfreien Tage hinter 
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den nach § 18 zustehenden Urlaubstagen 
zurückbleiben, ist Erholungsurlaub außer-
halb der vorlesungsfreien Zeit zu gewäh-
ren. Hinsichtlich wissenschaftlicher Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter bleibt § 44 
Absatz 10 des Hochschulgesetzes sowie § 37 
Absatz 10 des Kunsthochschulgesetzes un-
berührt. 
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Artikel 9 
Änderung der 

Universitätsklinikum-Verordnung 

 
§ 5 

Vorstand 

(2) Die Mitglieder des Vorstands werden vom 
Aufsichtsrat bestellt. Die Bestellung soll so 
erfolgen, dass der Vorstand geschlechtsparitä-
tisch besetzt ist, es sei denn, im Einzelfall 
liegt eine sachlich begründete Ausnahme vor. 
Die Ausnahmegründe sind in dem einzelnen 
Abweichungsfall gegenüber dem für Wissen-
schaft zuständigen Ministerium darzulegen. 
Die Wiederbestellung ist zulässig. Im Falle 
der Wiederbestellung kann der Aufsichtsrat 
auf eine Ausschreibung verzichten. Soll eine 
Ausschreibung erfolgen, so stellt der Auf-
sichtsrat vor Beginn des hierauf bezogenen 
Verfahrens hinreichend konkret die rele-
vanten Auswahlkriterien auf. Diese sind 
aktenkundig zu machen; ihre Änderung im 
weiteren Verfahren ist unzulässig. Die Prü-
fung der Bewerbungen und die Auswahl-
entscheidung erfolgt ausschließlich anhand 
der Kriterien nach Satz 6. Die Zeit, für wel-
che die Bestellung als Mitglied des Vorstands 
erfolgt, soll so bemessen sein, dass die Alters-
grenze im Sinne von § 35 des Sechstes Bu-
ches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Renten-
versicherung – in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Februar 2002 (BGBl. I S. 
754, 1404, 3384), das zuletzt durch Artikel 6a 
des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. 
I S. 4906) geändert worden ist, nicht über-
schritten wird. Die Vorstandsvorsitzende oder 
der Vorstandsvorsitzende wird vom Auf-
sichtsrat aus den Mitgliedern nach § 31 a Abs. 
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5 Satz 1 Hochschulgesetz gewählt und be-
stellt. Wird das Mitglied nach § 31 a Abs. 5 
Satz 1 Nr. 3 Hochschulgesetz zum Vorstands-
vorsitzenden bestellt, so ist dieses neben den 
in § 27 Abs. 1 Hochschulgesetz genannten 
Aufgaben für den Fachbereich auch den Auf-
gaben und der Wirtschaftlichkeit des Univer-
sitätsklinikums verpflichtet. 

 
§ 12 

Gemeinsame Serviceeinrichtungen 

Soweit dies zweckmäßig ist, fassen die Uni-
versitätskliniken Aufgaben in gemeinsamen 
Serviceeinrichtungen zusammen oder koope-
rieren mit diesen; § 99 Absatz 77 Abs. 3 Satz 
3 Hochschulgesetz gilt entsprechend. § 99 
Absatz 77 Absatz 5 des Hochschulgesetzes 
bleibt unberührt. 

 
§ 17 

Aufsicht 

(1) Das Universitätsklinikum steht unter der 
Rechtsaufsicht des für Wissenschaft zuständi-
gen Ministeriums. § 98 Absatz 76 Abs. 2 und 
3 Hochschulgesetz findet entsprechende An-
wendung. Das für Wissenschaft zuständige 
Ministerium kann jederzeit, auch über Beauf-
tragte, Auskünfte, Informationen und die Vor-
lage von Unterlagen und Berichten verlangen. 
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Artikel 10 
Änderung  

der Hochschulwirtschaftsführungsverordnung 

 
§ 1  

Geltungsbereich 

 

(2) Ministerium im Sinne dieser Verordnung 
ist das für die Rechtsaufsicht über die Hoch-
schulen nach § 98 Absatz 76 Abs. 1 Hoch-
schulgesetz zuständige Ministerium. 

 
§ 7 

Versorgung, Beihilfen 
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(1) Zur Ermittlung der von den Hochschulen 
nach § 11183 Absatz 4 des Hochschulgeset-
zes zu tragenden Versorgungs- und Beihilfe-
leistungen übersenden die Hochschulen dem 
Ministerium jährlich bis Ende Oktober eine 
Gegenüberstellung der besetzten Planstellen 
für das laufende Wirtschaftsjahr (Stichtag 1. 
Oktober) mit den im Haushalt ausgewiesenen 
Stellenübersichten für Beamtinnen und Be-
amte (Nominalstellen). Das Ministerium gibt 
die Gliederung vor. 
 
(2) Das Ministerium stellt die Veränderungen, 
die nicht nach § 11183 Absatz 4 des Hoch-
schulgesetzes berücksichtigt werden, fest. 
Dies gilt auch für die im Haushalt ausgewie-
senen Leerstellen für gemeinsame Berufun-
gen mit außeruniversitären Einrichtungen und 
Stellen für abgeordnete Beamtinnen und Be-
amte. 
 
(3) Veränderungen, die nicht nach § 11183 
Absatz 4 des Hochschulgesetzes berücksich-
tigt werden, werden den Hochschulen 

1. mit einem pauschalen Versorgungszu-
schlag von 30 vom Hundert auf der Basis der 
aktuellen vom für Finanzen zuständigen Mi-
nisterium festgestellten Personalkostendurch-
schnittssätze und 

2. mit einer durch das für Finanzen zuständige 
Ministerium festgestellten aktuellen Beihilfe-
pauschale 

in Rechnung gestellt. 
 

§ 9 
Zahlungsverkehr, Vollstreckung, Buchfüh-

rung 

(1) Die Hochschulen nehmen ihren Zahlungs-
verkehr, das privatrechtliche Mahn- und Voll-
streckungswesen und die Buchführung selbst 
wahr. § 99 Absatz 77 Abs. 2 und 3 Hoch-
schulgesetz bleiben unberührt. 
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Artikel 11 
Änderung  

der Hochschul-Digitalverordnung 

 
§ 1 

Ziel dieser Verordnung 

(3) Ziel des Teils 5 dieser Verordnung ist es, 
den Hochschulen und Studierendenschaften 
auch nach der Aufhebung der ordnungsrecht-
lichen Maßnahmen zur Eindämmung der Epi-
demie zu ermöglichen, zur Sicherstellung der 
Funktionsfähigkeit der Gremien die fortdau-
ernden Nachwirkungen der Epidemie hin-
sichtlich der Gremientätigkeit zu bewältigen. 
(43) Die Wahlgrundsätze der unmittelbaren, 
freien, gleichen und geheimen Wahl gelten 
gemäß § 13 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2, Satz 
4 und § 54 Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 2, Absatz 
3 Satz 4 des Hochschulgesetzes vom 16. Sep-
tember 2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt 
durch Gesetz vom 30. Juni 2022 (GV. NRW. 
S. 780b) geändert worden ist, sowie gemäß § 
14 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2, Satz 4 und § 
46 Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 2, Absatz 2 Satz 
4 des Kunsthochschulgesetzes vom 13. März 
2008 (GV. NRW. S. 195), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 25. November 
2021 (GV. NRW. S. 1210a) geändert worden 
ist, für elektronische Wahlen nach Maßgabe 
dieser Verordnung. Satz 1 gilt auch für den 
Grundsatz der Öffentlichkeit der Wahl. 

 
§ 2 

Geltungsbereich 

(3) Für die staatlich getragenen Universitäten 
und Fachhochschulen im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 des Hochschulgesetzes, für die staatli-
chen Kunsthochschulen im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 des Kunsthochschulgesetzes und für die 
Hochschulen im Sinne des § 81 des Hoch-
schulgesetzes gelten § 1 Absatz 3 und § 30 
sowie für die Studierendenschaften dieser 
Hochschulen § 1 Absatz 3 und § 30 Absatz 6. 
Für die gemäß § 73 Absatz 1 Satz 1 des 
Hochschulgesetzes staatlich anerkannten 
Hochschulen gelten § 1 Absatz 3 und § 30 
vorbehaltlich anderer Regelungen des Trägers 
der staatlich anerkannten Hochschule. 

 
§ 12  
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Begriffsbestimmungen 
betreffend die Teile 2 bis 4  

(1) Im Sinne der Teile 2 bis 4 bedeutet: 
(…) 
3. Präsenzlehre: eine Lehrveranstaltung, die 
unter gleichzeitiger physischer Präsenz der 
Lehrenden und Lernenden an einem Ort statt-
findet, und die gegebenenfalls durch elektro-
nisch basierte Methoden und Instrumente im 
Sinne des § 8a Absatz 2 Satz 2 3 Absatz 3 
Satz 2 des Hochschulgesetzes oder des § 9a 
Absatz 2 Satz 2 50 Absatz 2a Satz 3 des 
Kunsthochschulgesetzes ausschließlich vor 
Ort unterstützt wird, 
(…). 

 
§ 13 

Digitalisierungsleitlinie, 
digitale Elemente 

(2) Eine Lehrveranstaltung, die nicht Digital-
lehre ist und nicht als solche gilt, darf auch 
dann vorbehaltlich anderweitiger Bestimmun-
gen in der Digitalisierungsleitlinie durchge-
führt werden, wenn in dieser Lehrveranstal-
tung nicht nur Maßnahmen zur Unterstützung 
der Lehrangebote durch elektronisch basierte 
Methoden und Instrumente im Sinne des § 8a 
Absatz 2 Satz 2 3 Absatz 3 Satz 2 des Hoch-
schulgesetzes ergriffen, sondern auch Instru-
mente elektronischer Information und Kom-
munikation verwendet werden. 

 
§ 28 

Befugnisse des Ministeriums 

(3) Das Ministerium kann sich über die Ein-
führung und Durchführung von Digitallehre 
informieren und erheben, ob sich die Umset-
zung der Bestimmungen der Teile 2 und 3 
dieser Verordnung bewährt hat. Hinsichtlich 
dieser Information und Erhebung gelten § 
9876 Absatz 4 des Hochschulgesetzes und § 
68 Absatz 4 des Kunsthochschulgesetzes. 
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Artikel 12 
Änderung  
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der Verordnung zur Übertragung der Bauherreneigenschaft und Eigentümerver-
antwortung auf die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

 
§ 3 

Allgemeines 

 

(1) Das zuständige Ministerium im Sinne die-
ser Verordnung ist das für die Rechtsaufsicht 
über die Hochschulen nach § 9876 Absatz 1 
des Hochschulgesetzes zuständige Ministe-
rium. 
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Artikel 13 
Änderung  

des Akkreditierungsratsgesetzes 

 
§ 12  

Aufsicht 

Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des 
für die Hochschulen zuständigen Ministeri-
ums. § 9876 Absatz 2 bis 4 des Hochschulge-
setzes gilt entsprechend. 
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Artikel 14 
Änderung  

des Gesetzes über die Stiftung „Leibniz-Institut zur Analyse des Biodiversitäts-
wandels“ 

 
§ 10 

Aufsicht 

Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des 
für Forschung zuständigen Ministeriums des 
Landes Nordrhein-Westfalen. § 9876 Absatz 
2 bis 4 des Hochschulgesetzes vom 16. Sep-
tember 2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Novem-
ber 2021 (GV. NRW. S. 1210a) geändert wor-
den ist, gilt entsprechend. 
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Artikel 15 
Änderung  

des Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung  
„Deutsche Zentralbibliothek für Medizin“ 

 
§ 10  

Aufsicht 

Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des 
für Forschung zuständigen Ministeriums des 
Landes Nordrhein-Westfalen. § 9876 Absatz 
2 bis 4 des Hochschulgesetzes vom 31. Okto-
ber 2006 (GV. NRW. S. 474), zuletzt geän-
dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 28. 
Mai 2013 (GV. NRW. S. 272), gelten entspre-
chend. 
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Artikel 16 
Änderung  

des Kulturgesetzbuchs 

 
§ 51 

Hochschulbibliothekszentrum 

(6) § 9977 Absatz 4 Satz 3 bis 5 des Hoch-
schulgesetzes sowie § 71 Absatz 3 Satz 3 bis 
5 des Kunsthochschulgesetzes bleiben unbe-
rührt. 
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Artikel 17 
Änderung  

der Beihilfenverordnung NRW 

 
§ 13 

Verfahren 

(1) Die Beihilfen werden nur auf schriftlichen 
oder elektronischen Antrag mittels einer Bei-
hilfe App gezahlt. Eine Antragstellung durch 
E-Mail oder Telefax ist nicht zulässig. Als 
Beihilfestellen entscheiden 
(…) 
6. die Kunsthochschulen und Einrichtungen 
im Hochschulbereich über die Anträge ihrer 
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Beihilfeberechtigten, soweit in einer Verein-
barung nach § 74 Absatz 3 des Kunsthoch-
schulgesetzes vom 13. März 2008 (GV. 
NRW. S. 195), das zuletzt durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 310) geändert worden ist, oder § 9977 Ab-
satz 5 in Verbindung mit Absatz 3 des Hoch-
schulgesetzes vom 16. September 2014 (GV. 
NRW. S. 547), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. S. 
425, ber. S. 593) geändert worden ist, nicht 
etwas anderes geregelt ist, 
(…). 

 
§ 16 

Besondere Bestimmungen für die Gemeinden, 
Gemeindeverbände 

und die sonstigen der Aufsicht des Landes un-
terstehenden 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts 

 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die sonsti-
gen der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts. Die Hochschulen im 
Sinne des § 1 Absatz 2 Hochschulgesetz kön-
nen in einer Vereinbarung nach § 9977 Ab-
satz 2 oder 3 Hochschulgesetz abweichende 
Regelungen erlassen. 
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Artikel 18 
Änderung  

der Studiumsqualitätsverordnung 

 
§ 2 

Verteilung 

(4) Falls Studierende zugleich an einer Hoch-
schule eingeschrieben und an einer anderen 
Hochschule nach § 52 Absatz 2 Hochschulge-
setz oder § 44 Absatz 2 Kunsthochschulgesetz 
zugelassen sind, können die Hochschulen 
durch Vereinbarung nach § 9977 Absatz 1 
Hochschulgesetz oder § 74 Absatz 1 Kunst-
hochschulgesetz regeln, dass ein Ausgleich 
hinsichtlich der Einnahmen aus den Qualitäts-
verbesserungsmitteln untereinander erfolgt. 
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Artikel 19 
Änderung  

des Landespersonalvertretungsgesetzes  

 
§ 5 

(4) Als Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes 
gelten nicht 

a) Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer, Lehrbeauftragte mit einem Lehrumfang 
unter vier Lehrveranstaltungsstunden, studen-
tische Hilfskräfte, nach § 10078 Hochschul-
gesetz nicht übernommene Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer, Fachhochschul-
lehrerinnen und Fachhochschullehrer und ent-
sprechende Beschäftigte an Hochschulen, 
Hochschuldozentinnen und Hochschuldozen-
ten, wissenschaftliche und künstlerische As-
sistentinnen und Assistenten, Oberassistentin-
nen und Oberassistenten, Oberingenieurinnen 
und Oberingenieure und entsprechende Be-
schäftigte an Hochschulen, 

b) Professorinnen und Professoren an der So-
zialakademie, 

c) Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, 

d) Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte, 

e) Rechtspraktikantinnen und Rechtsprakti-
kanten, 

f) Personen, die überwiegend zu ihrer Hei-
lung, Wiedereingewöhnung, sittlichen Besse-
rung oder Erziehung beschäftigt werden, 

g) Personen, die nur vorübergehend aus-
schließlich zur Behebung eines durch höhere 
Gewalt bedingten Notstandes beschäftigt wer-
den. 

 
§ 104 

Für Dozentinnen und Dozenten nach § 20 
FHGöD, wissenschaftliche und künstlerische 
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Lehrkräfte 
für besondere Aufgaben, Lehrbeauftragte, 
wissenschaftliche und künstlerische Hilfs-
kräfte sowie nach § 10078 Hochschulgesetz 
nicht übernommene Beamtinnen und Beamte 
und entsprechende Angestellte an den Hoch-
schulen, soweit sie nicht nach § 5 Abs. 4 
Buchstabe a von der Geltung dieses Gesetzes 
ausgenommen sind, gelten die Vorschriften 
der Kapitel 1 bis 9 und 11 insoweit, als in die-
sem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist. 
Die Vorschriften über die Gruppen gelten 
nicht. 
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Artikel 20 
Änderung  

des Landesgleichstellungsgesetzes 

 
§ 2  

Geltungsbereich 

 

(3) In dem Vertrag nach § 10781 Absatz 3 des 
Hochschulgesetzes vom 16. September 2014 
(GV. NRW. S. 547), in der jeweils geltenden 
Fassung das durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) geän-
dert worden ist, soll mit der staatlich aner-
kannten Fachhochschule die entsprechende 
Anwendung in den Bereichen vereinbart wer-
den, in denen die Fachhochschule Zuschüsse 
nach § 10781 Absatz 1 des Hochschulgeset-
zes erhält. 
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Artikel 21 
Änderung  

der Gebührenordnung 
für Amtshandlungen des für Wissenschaft zuständigen 

Ministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen 

 
§ 2 

Anwendung des Gebührengesetzes und Ge-
bührenfreiheit 
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(2) Staatlich anerkannte Fachhochschulen, de-
nen Zuschüsse nach § 10781 des Hochschul-
gesetzes vom 16. September 2014 (GV. 
NRW. S. 547), in der jeweils geltenden Fas-
sung das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 25. März 2021 (GV. NRW. S. 331) ge-
ändert worden ist, gewährt werden, sind von 
den Gebühren befreit, soweit die Amtshand-
lung den bezuschussten Bereich betrifft. 
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Artikel 22 
Änderung  

des Gesetzes 
über die Evangelische Fachhochschule 

Rheinland-Westfalen-Lippe 
 

Gesetz 
über die Evangelische Fachhochschule Rhein-

land-Westfalen-Lippe 
 

Vom 10. Dezember 1987 

 

 
§ 3 

(4) Die Vorschriften der §§ 72 bis 7674 des 
Hochschulgesetzes bleiben unberührt. 
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Artikel 23 
Änderung  

der Bildungsausländerhochschulzugangsverordnung 

 
§ 2 

Zugang zum Studium 

(1) Zugang zum Studium erhalten Studienbe-
werberinnen und Studienbewerber im Sinne 
des § 1, die an einer Zugangsprüfung der 
Hochschule erfolgreich teilgenommen haben. 
Die Hochschulen regeln allgemeine Qualitäts-
sicherungsmaßnahmen in eigener Verantwor-
tung. Die Qualitätsanforderungen der Hoch-
schulen in nichtstaatlicher Trägerschaft müs-
sen denen der Hochschulen in der Träger-
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schaft des Landes entsprechen. § 73 72 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 6 des Hochschulgeset-
zes bleibt unberührt. 
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Artikel 24 
Änderung  

des Hochschulabgabengesetzes 

 
§ 13 

Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen 

(1) Das Darlehen und die Zinsen sind zwei 
Jahre nach erfolgreichem Abschluss des Stu-
diums, spätestens elf Jahre nach der Auf-
nahme des Studiums in monatlichen Raten, 
mindestens solchen von 50 Euro zurückzu-
zahlen. Nach Aufforderung durch die 
NRW.Bank sind die Raten für jeweils drei 
aufeinander folgende Monate in einer Summe 
zu entrichten. Das Darlehen kann ganz oder 
teilweise vorzeitig zurückgezahlt werden. Bei 
der Berechnung der Zeiten nach Satz 1 wer-
den auch Hochschulsemester herangezogen, 
die vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes 
an einer inländischen oder einer ausländi-
schen Hochschule oder im Rahmen einer Vor-
bereitung nach § 66 Abs. 5 Hochschulgesetz, 
nach § 8075 Abs. 2 Satz 2 Hochschulgesetz, 
nach § 58 Abs. 6 Kunsthochschulgesetz oder 
nach § 73 Abs. 2 Sätze 2 oder 4 Kunsthoch-
schulgesetz studiert wurden. 
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Artikel 25 
Änderung  

der ECTS-Statistikverordnung 

 
§ 3 

Erhebung der Statistik 

(4) In der Meldung sind alle angebotenen Ba-
chelor-, Master- und Staatsexamensstudien-
gänge zu berücksichtigen. Auslaufende Studi-
engänge, Franchisestudiengänge im Sinne des 
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§ 66 Absatz 6 und § 8175 des Hochschulge-
setzes und Weiterbildungsstudiengänge im 
Sinne des § 62 des Hochschulgesetzes werden 
nicht berücksichtigt. 
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Artikel 26 
Änderung  

der Laufbahnverordnung 

 
§ 1 

Geltungsbereich 

(2) Die Verordnung findet keine Anwendung 
auf 
 
1. die Professorinnen und Professoren, die Ju-
niorprofessorinnen und Juniorprofessoren, die 
Nachwuchsprofessorinnen und Nach-
wuchsprofessoren, die Hochschuldozentin-
nen und Hochschuldozenten, die wissen-
schaftlichen und künstlerischen Assistentin-
nen und Assistenten, die Oberassistentinnen 
und Oberassistenten, die Oberingenieurinnen 
und Oberingenieure und die in § 134 des Lan-
desbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310) in der jeweils geltenden Fas-
sung genannten Beamtinnen und Beamten 
und 
 
2. die kommunalen Wahlbeamtinnen und 
Wahlbeamten sowie die Beamtinnen und Be-
amten auf Zeit, deren Zugangsvoraussetzun-
gen gesetzlich geregelt sind. 
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Artikel 27 
Änderung  

der Arbeitszeitverordnung 

 
§ 1 

Geltungsbereich 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für 
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1. Professorinnen und Professoren, Juniorpro-
fessorinnen und Juniorprofessoren, es sei 
denn, sie befinden sich in der Funktion von 
Oberärztinnen und Oberärzten, 
 
2. Nachwuchsprofessorinnen und Nach-
wuchsprofessoren, Fachhochschullehrerin-
nen und Fachhochschullehrer, Studienprofes-
sorinnen und Studienprofessoren und Dozen-
tinnen und Dozenten an Hochschulen des 
Landes sowie Dozentinnen und Dozenten an 
Fachhochschulen für den öffentlichen Dienst, 
 
3. Lehrerinnen und Lehrer an öffentlichen 
Schulen, 
 
4. Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte und 
 
5. Beamtinnen und Beamte des feuerwehr-
technischen Dienstes in den Feuerwehren ge-
mäß § 116 Absatz 2 Halbsatz 2 Landesbeam-
tengesetz. 
 
 

Artikel 27 
Inkrafttreten 

 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 
am XXX in Kraft. Artikel 4 § 4 Absatz 2 tritt 
am 1. Januar 2026 in Kraft. 
 

 
 
 
Düsseldorf, den X. Monat 2025 
 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
 

Der Ministerpräsident 
Hendrik  W ü s t 

 
Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Ina  B r a n d e s 
 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Karl-Josef  L a u m a n n 

 
 

weitere Unterzeichnende 
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